


















beitslosigkeit – positive Trends, die jedoch
durch die Folgen der Rubelkrise 1999 vorüber-
gehend umgekehrt wurden. Begleiterschei-
nung dieses Wirtschaftskurses waren größere
Asymmetrien zwischen Arm und Reich, zwi-
schen Zentrum und Peripherie, zwischen Titu-
larnation und Minderheiten. 

DIE STRITTIGE ENERGIEFRAGE

Eine Problematik, die sich kaum als entweder
politisch oder wirtschaftlich einordnen lässt,
ist die Energiepolitik, die sich sogar teilweise
als Identitätsfrage besonderer Art manifes-
tiert. Estland erwartet Probleme bei der welt-
weit einzigartigen, aber ineffizienten und um-
weltschädlichen Ölschieferverarbeitung; aber
die Alternative ist eine immer größere Abhän-
gigkeit von russischen Energieträgern. Gleich-
zeitig wird auch ein Vordringen der russischen
Giganten im wichtigen und lukrativen Ge-
schäft mit der Verarbeitung und dem Trans-
port von Energieträgern aus Russland be-
fürchtet: Ebenfalls im Spannungsfeld zwi-
schen politischer und ökonomischer Räson lag
die Privatisierung der litauischen Mazeikui
Nafta-Ölraffinerie: Während Gazprom und
Lukoil – beides russische Erdgas- und Erdöl-
förderer – Vilnius mittels Öllieferungsstopps
unter Druck setzten, bekam der US Konzern
Williams Int. den Zuschlag. Im Herbst 1999
führten die angeblich ungünstigen Verkaufs-
konditionen auch zu einer heftigen innen-
politischen Auseinandersetzung zwischen Re-
gierung und Opposition. Privatisierung und
Umstrukturierung im Energie- und Schwerin-
dustriesektor bleiben somit in mehrerer Hin-
sicht problematisch. Einerseits sind auch bei
der für Herbst 2000 geplanten Privatisierung
von Ventspils Nafta und der Kraftwerke in
Narva Schwierigkeiten mit Lukoil und Gaz-
prom vorprogrammiert, andererseits belastet
dieser Sektor weiterhin die Staatshaushalte,
insbesondere in Litauen.
Die Probleme der Energieträger kulminierten
in der Frage des Atomkraftwerks Ignalina –
dem litauischen AKW vom Tschernobyl-Typ.
Die Schließung dieses Kraftwerks war einer-
seits eine Sonderforderung der EU für die be-
günstigten Kandidaten der „Helsinki-6“ und
andererseits ein Teil der EU-Politik, in Sachen
Atomsicherheit keine Zugeständnisse zu ma-
chen: Auch Koslodyj in Bulgarien und Tscher-
nobyl in der Ukraine selbst sollen der europä-
ischen Sicherheit zuliebe vom Netz. Ironi-
scherweise war die Schließung von Ignalina
(mit seiner russischen Belegschaft) vor zehn
Jahren eine der Kernforderungen der litaui-
schen Nationalbewegung. Jetzt bedeutet Ig-

nalina Unabhängigkeit von russischen Ener-
gielieferungen und deshalb wird die Brüsseler
Forderung gelegentlich als Angriff auf das Na-
tionalerbe verunglimpft. Die litauische Regie-
rung beschloss erst kurz vor Helsinki, Block I
des AKW Ignalina spätestens im Jahr 2005 zu
schließen, das Stilllegungsdatum für Block II
wird im Rahmen der nächsten Nationalen
Energiestrategie festzulegen sein. 1999 hat die
EU bereits zehn Millionen Euro Beihilfe ge-
währt und weitere 20 Millionen Euro jährlich
angekündigt. Die internationale Geberkonfe-
renz im Juni 2000 brachte über 200 Millionen
Euro zusammen.

VON DER NATIONALEN ZUR
EUROPÄISCHEN BEWEGUNG

Das Dogma, Entscheidungen über die EU-Kan-
didatur und die Eröffnung der Beitrittsver-
handlungen würden nur von der Erfüllung der
„objektiven“ Kopenhagener Kriterien abhän-
gen, hat mittlerweile an Glaubwürdigkeit ver-
loren. Die Aufnahme von Verhandlungen mit
sechs weiteren Kandidaten nach dem Europä-
ischen Rat von Helsinki (1999), darunter Ru-
mänien und Bulgarien, die die politischen Kri-
terien nur mit Abstrichen und die wirtschaft-
lichen keineswegs erfüllten, zeigte, ebenso wie
die Rücksichtnahme auf russische Interessen
und Empfindlichkeiten im Falle der baltischen
Staaten, dass die Europäische Union mit ihrer
wachsenden Verantwortung für Sicherheit
und Stabilität in Gesamteuropa geopolitische
Überlegungen nicht unberücksichtigt lassen
kann. Außerdem mag die Unterstützung der
USA, die gemäß der Nichtigkeit der Sowjetan-
nexion von 1940 von der Kontinuität der bal-
tischen Eigenstaatlichkeit ausgingen, zu deren
Kandidatenstatus beigetragen haben: Erstes
Signal war hier die Aufnahme 1992 der drei in
das Phare-Programm statt in das Tacis-Pro-
gramm der EU. Ähnlich mag die Tatsache, dass
Lettland und Litauen keine solchen Befürwor-
ter innerhalb der EU hatten, wie Estland ihn in
Finnland fand, zu der Entscheidung von Lu-
xemburg, nur den nördlichsten der drei zur
Verhandlungsaufnahme einzuladen, beigetra-
gen haben.
Nach dem überraschenden und relativ schnel-
len Erfolg der baltischen Nationalbewegungen
gegen die vermeintlich übermächtige sowjeti-
sche Imperialmacht schien die „Rückkehr nach
Europa“ und die Aufnahme in die Europäische
Union eine verhältnismäßig leicht zu bewälti-
gende Aufgabe. In der Solidarisierung und
Schicksalsverbundenheit der frühen Unab-
hängigkeitsjahre stand für die drei Nationalre-
gierungen außer Zweifel, dass sie gemeinsam

der Union beitreten würden. Als dann Mitte
der Neunzigerjahre in Europa die Vor- und
Nachteile einer gruppenweisen Integration
bzw. einer differenzierten Integration nach in-
dividuellen Meriten diskutiert wurden, hatten
alle drei die Konsolidierung ihrer Demokratien
bereits bewiesen und die Talsohle der Wirt-
schaftstransformation durchschritten. Ent-
sprechend groß war der Schock, als in Luxem-
burg nur an Estland eine Einladung ausge-
sprochen wurde. Dennoch wurde Brüssel aus
Vilnius und Riga eher mangelnde Objektivität
oder die Verwendung überholter Wirtschafts-
daten vorgeworfen, aber ein Ruf nach einem
Gruppenverfahren war kaum zu hören. Die
Wirtschaftsdaten der letzten Jahre haben der
Kommission recht gegeben. Obwohl Lettland
und Litauen mit großen Anstrengungen seit
1998 aufgeholt haben, behielt Estland bis zu-
letzt einen Vorsprung in der Wirtschaftstrans-
formation.8

BEITRITTSKONKURRENZ UND
REGIONALKOOPERATION

Regionale Kooperation im weitesten Sinne
kennt in diesem Kontext mindestens drei Di-
mensionen: Kooperation zwischen den drei
baltischen Staaten, zwischen den Balten und
ihren skandinavischen Nachbarn sowie die Ko-
operation im Ostseeraum inklusive Russland.
Die Kooperation der drei baltischen Staaten
untereinander sowie mit den skandinavischen
Nachbarn und sogar – mit Abstrichen – mit
Russland im Ostseerat verdient das Prädikat
„gut“. Dennoch brachte die Anstrengung der
drei Staaten, baldmöglichst Mitglied der Euro-
päischen Union zu werden, auch ein Element
der Konkurrenz. Außerdem sorgt die See-
grenze zwischen Lettland und Litauen mit dem
an der Grenze bei Butinge geplanten Erdölter-
minal für Spannungen, obwohl nach jahrelan-
gen Verhandlungen am 9. Juli 1999 ein See-
grenzvertrag geschlossen wurde.
Auch die wirtschaftliche Kooperation im Rah-
men des Baltischen Freihandelsabkommens
verlief nicht reibungslos: Nach Protesten der
Nachbarn musste Litauen die Minimumspreise
und Quoten für Agrarimporte (April 1999) und
Lettland die Zölle auf Schweinefleischimporte
(Mai 2000) zurücknehmen. Dagegen sind die
Bemühungen zu einem Zusammenschluss im
Energiebereich und bei der Börsenkooperation
auf gutem Wege.
Im Interesse der baltischen Chancen bei der
NATO-Erweiterung 2004 wurde die sicher-
heitspolitische Kooperation nach dem NATO-
Gipfel in Washington (April 1999) noch ver-
stärkt: das Luftüberwachungssystem Baltnet
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Estland Lettland Litauen

Landw. Bau und Dienste Landw. Bau und Dienste Landw. Bau und Dienste
Industrie Industrie Industrie

1992 13% 28% 59% 17% 30% 53% 14% 39% 47%

1997 7% 27% 66% 6% 32% 62% 12% 33% 55%

2003 5,9% 29,5% 64,6% 4,5% 16,6% 78,9% 6% 26% 68%

TABELLE 5: WIRTSCHAFTSSEKTOREN UND ANTEIL IN DER BRUTTOWERTSCHÖPFUNG, 1992, 1997, 2003.7
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in Kaunas (Litauen), die Verteidigungsaka-
demie in Tartu (Estland) und die geplante 
Marineakademie in Liepaja (Lettland) sowie
Baltbat, das regionale Friedensbatallion. Au-
ßerdem sind alle drei Staaten bestrebt, mittel-
fristig die NATO-Norm eines Verteidigungs-
budgets von 2% des Staatshaushaltes zu er-
füllen, obwohl diese Zielsetzung teilweise mit
den Reformanstrengungen für die EU-Mit-
gliedschaft kollidieren könnte.

SCHWIERIGE „OSTPOLITIK“

Anders als in der innerbaltischen Kooperation,
in der baltisch-skandinavischen Kooperation
und der erstaunlich sachlichen Zusammenar-
beit im Rahmen des Ostseerats lässt sich im
außenpolitischen Verhältnis zu Russland auch
ein kontraproduktiver Aspekt des Osterweite-
rungsprozesses als Vorbote von Stabilität und
Konsolidierung identifizieren. Obwohl nicht
explizit als Vorbedingung für die Mitglied-
schaft in der EU (oder NATO!) festgeschrieben,
aber deshalb um so deutlicher im vorgeschal-
teten Balladur-Plan eines Stabilitätspaktes für
Europa, in dem sich die 52 Staaten zu „guter
Nachbarschaft“ verpflichteten, sind die fried-
liche Beseitigung von Grenzkonflikten und
Minderheitenrechte internationale Standards.
Die Europäische Union (und NATO) möchten
vermeiden, dass sie mit neuen Mitgliedern
auch neue Konfliktfälle mit aufnehmen, die
außerdem als „europäische“ statt regionale
oder bilaterale Konflikte an Brisanz gewinnen
würden. Nie hatte eine Organisation die Gele-
genheit, die Anwärterstaaten so unter Druck
zu setzen und zu einer baldigen, konstruktiven
Lösung der ausstehenden Probleme zu be-
wegen wie die EU in der Osterweiterung. 
Kehrseite der Medaille ist jedoch, dass Brüssel
über keine vergleichbare Hebel verfügt, um Mos-
kau zu einer gleichermaßen vernünftigen Politik
zu bewegen. Ganz im Gegenteil: Nach der Mos-
kauer Einschätzung der Eigeninteressen bilden
die noch ausstehenden Konflikte mit den balti-
schen Nachbarn eine ideale Möglichkeit, diese
mit ihrem EU-Beitrittswunsch zu erpressen und
deren Aufnahme in EU oder NATO zu verzögern.
Dieses Motiv wird gelegentlich auch von hohen
Vertretern Russlands eingestanden. 
Nachdem mit der Übergabe der Radarfrüh-
warnstation in Skrunda (Lettland) im Oktober
1999 das Kapitel der russischen Militärpräsenz
im Baltikum definitiv zu Ende gegangen war,
blieben als Konfliktpotenziale und Trumpfkar-
ten der russischen Baltikumspolitik nur noch
die Frage der Behandlung der russischen Min-
derheiten in Estland und Lettland sowie die
Grenzfragen. Die vermeintliche Minderheiten-
diskriminierung hat aus russischer Sicht den
zusätzlichen Vorteil, dass EU, Europarat und
OSZE die Minderheitenpolitik der Regierungen
in Riga und Tallinn ebenfalls kritisieren. Somit
stehen die „Europäer“ oftmals in den balti-
schen Augen als „Handlanger“ der russischen
Imperialmacht da.

DIE UNGELÖSTE GRENZFRAGE

Viel deutlicher als die Minderheitenfrage zeigt
die Grenzfrage, wie Moskau dieses Thema in-

strumentalisiert, um die baltischen Staaten in-
nenpolitisch zu verunsichern und ihre außen-
politische Westorientierung zu problematisie-
ren. Besonders Tallinn und Riga hatten es
Moskau anfangs leicht gemacht, als sie zum
Staunen und zur Empörung ihrer westlichen
Sympathisanten auf die Erwähnung der Ge-
bietsverluste von 1940 in den neuen Grenz-
verträgen bestanden. Einige Parteien führten
die völkerrechtliche Kontinuitätslogik so weit,
auf Rückgabe der schmalen Grenzstreifen, die
den beiden Staaten bei den Friedensverträgen
von Riga und Tartu (1920) zugefallen waren
und die Stalin bei der Annexion den Pskover
und Leningrader Oblasti zugesprochen hatte,
zurückzufordern. Während die Schreckensmel-
dungen über die vermeintliche Diskriminierung
und Verarmung ihrer Landsleute in ganz Russ-
land ein populistisches Politthema war, sorgten
die baltischen „Gebietsansprüche“ – unter-
mauert mit dem Hinweis auf lettische und est-
nische Karten, die auch heute noch die Grenze
von 1920 aufweisen – besonders in Pskov und
Petersburg für Aufregung. 

Die Verhandlungen über die Demarkierung
und vertragliche Festlegung der Grenzen zwi-
schen Estland, Lettland und Russland stockte
erst über Jahre, weil von baltischer Seite dar-
auf bestanden wurde, in der Präambel einen
Hinweis auf die alte Grenze von 1920 aufzu-
nehmen, auch wenn der Vertrag die Grenze
von 1940 anerkannte. Die russischen Unter-
händler weigerten sich beharrlich, dies zu ak-
zeptieren, bis die Balten die Forderung Mitte
der Neunzigerjahre fallenließen. Seitdem liegt
der Vertrag zur Ratifizierung bei der russi-
schen Duma, mit geringen Erfolgschancen. Da
Litauen sich nach der Annexion 1940 über Ge-
bietszugewinne nicht beklagen konnte und
dementsprechend pfleglicher mit den „Schul-
digen“ (Stalin und dem Molotow-Ribbentrop-
Pakt) umging, schien einer baldigen Ratifizie-
rung des Grenzvertrages in diesem Falle nichts
im Wege zu stehen. Obwohl die von russischer
Seite überraschend hervorgebrachte Frage der
Grenzdemarkation in einem See zwischen Ka-
liningrad und Litauen nach kurzer Verwirrung
wieder vom Tisch verschwand, steht die Rati-
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fizierung durch die Duma auch in diesem Fall
noch aus.

DIE ÖFFENTLICHE MEINUNG UND 
IHRE MACHER

Im politischen Spektrum der baltischen Staa-
ten lassen sich kaum prinzipielle Gegner der
EU-Mitgliedschaft ausmachen. Die linken Par-
teien, die aus pro-russischer Orientierung oder
Sowjet-Nostalgie Gegner einer EU-Mitglied-
schaft sind, bleiben Splitterbewegungen, und
unter den etablierten parlamentarischen Par-
teien herrscht ein unerschütterlicher Konsens
über die EU-Mitgliedschaft als prioritäres Ziel
der nationalen Politik. Wenn überhaupt, kom-
men die kritischen Töne eher vom rechten Flü-
gel, wenn es um die Wahrung der nationalen
Souveränität und Identität geht. Nur in Li-
tauen, wo die politische Linke viel stärker ver-
treten ist und sich nicht durch Befürwortung
der EU-Mitgliedschaft Legitimität verschaffen
muss, gibt es auch auf dem linken Flügel kriti-
sche Stimmen, die den hohen Preis des Bei-
tritts und die Vernachlässigung der Beziehun-
gen zu den GUS-Staaten monieren. Insgesamt
kann man jedoch in den baltischen Staaten
von einem politischen Konsens für die EU-
Mitgliedschaft sprechen, auch wenn die breite
Öffentlichkeit sich möglicherweise skeptischer
oder indifferenter zeigt.
Während die politischen Parteien durchweg
für den Beitritt sind, betrachtet die Öffentlich-
keit in den drei Staaten den EU-Beitritt ohne
größere Begeisterung, aber wegen der direk-
ten Nachbarschaft Russlands als Weichenstel-
lung ohne Alternative. Insgesamt ist jedoch
ein gewisser Euroskeptizismus auch als Zei-
chen des nationalen Selbstbewusstseins zu
verstehen: Schließlich haben die Länder mit
der geringsten Transformationsleistung die
höchste Zustimmungsrate.
Die NATO-Luftoperation „Allied Force“ im Ko-
sovo-Konflikt (1999) als Präzedenzfall eines
Eingreifens in einen souveränen Staat zuguns-
ten einer ethnischen Minderheit, der Kandida-
tenstatus der Türkei und die Reaktion der EU-
14 gegen Österreich haben den Euroskeptikern
ebenso Auftrieb gegeben wie die von Außen-
minister Fischer losgetretene Debatte über die
Finalität Europas, die wenigstens in einigen
Varianten den Eindruck erweckt, als würden
Neumitglieder sich dann doch im Vorzimmer
eines „Kern-Europas“ wiederfinden.9

Insgesamt scheint der Beitrittsprozess zu tech-
nisch, zu abstrakt, um – trotz verstärkter Öf-
fentlichkeitsarbeit der Regierungen – zu einer
„Euro-Euphorie“ Anlass zu geben. Gleichzeitig
steht zu befürchten, dass die Erwartungen für
den Beitritt selbst so hoch sind, dass sie sich
auch durch positive Entwicklungen nach dem
Beitritt kurzfristig kaum erfüllen lassen werden.
Dennoch gelang es, trotz der brisanten Fragen
der Minderheitenpolitik, die Euroskepsis in Est-
land und Lettland in Schach zu halten.10 Nicht
unwesentlich dazu beigetragen hat sicherlich
die implizite Aufgabenverteilung zwischen EU
und OSZE in der heiklen Frage der Minderhei-
tenpolitik: Die OSZE und ihr Hoher Kommissar
für nationale Minderheiten Max van der Stoel
übernahmen die Rolle des „bad guy“, während
die EU deren Kritik zwar unterstützte, aber in der

Praxis als „good guy“ eher Integrationsmaß-
nahmen förderte als kritisierte.11

BEITRITTSREFERENDEN UND
EUROPAWAHLEN

Nach den Referenden über den EU-Beitritt En-
de 2004 sind die Ergebnisse der Europawahlen
im Juni 2004 in den baltischen EU-Neumit-
gliedstaaten eher eine Enttäuschung. Nach-
dem beim Referendum zwei Drittel (bei einer
Wahlbeteiligung von 64 %) für den Beitritt ge-
stimmt hatten, lockte die Europawahl ein hal-
bes Jahr später nur noch ein Viertel der Esten
an die Wahlurnen und es gewannen die oppo-
sitionellen Sozialdemokraten mit 36,8 % (ge-
folgt von der Zentrumspartei mit 17,5 %).
Der Anteil der Ja-Stimmen war beim lettischen
Referendum am 20. September 2003 nahezu
gleich und die Wahlbeteiligung lag mit 72,5 %
doppelt so hoch wie vorgeschrieben. Sechs
Wochen nach dem Beitritt jedoch zeigten die
neuen Unionsbürger wenig Interesse an Eu-
ropa. Nur 41,2 % der wahlberechtigten Letten
gaben ihre Stimme ab. Im September 2003 hat-
ten sich noch 67% der Letten für die EU ausge-
sprochen. Wenige Wochen nach dem Beitritt
nutzten die Letten die Abstimmung zum EU-
Parlament, um die Mitte-Rechtskoalition abzu-
strafen: Die oppositionelle und europaskepti-
sche „Allianz Vaterland und Freiheit“ (TB/LNNK)
war mit 30 % der Stimmen der klare Sieger.
Obwohl das Impeachment des Präsidenten
Rolandas Paksas in Litauen die meiste politi-
sche und öffentliche Aufmerksamkeit auf sich
zog, erreichte der südlichste baltische Staat
beim Referendum das mit Abstand beste Er-
gebnis: 91,04 % Ja-Stimmen bei 63 % Wahlbe-
teiligung. Die regierenden Sozialdemokraten
verloren die erste EU-Wahl mit nur 14,4 % der
Stimmen. Wahlsieger war die erst im Herbst
2003 gegründete „Partei der Arbeit“ mit
30,2 % der Stimmen und einer Anhänger-
schaft aus den Verlierern des wirtschaftlichen
Wandels in Litauen. Die Wahlbeteiligung war
mit 46 % im europäischen Vergleich über-
durchschnittlich.

Insgesamt zeigen die baltischen Ergebnisse bei
den EU-Referenden 2003 und den Wahlen
zum Europäischen Parlament 2004 nicht nur,
dass die drei ehemaligen Sowjetrepubliken
und kleinen Transformationsländer nun im eu-
ropäischen Mainstream angekommen sind.
Trotzdem bleibt die Leistung, knapp ein Dut-
zend Jahre nach Wiedererlangung der staat-
lichen Unabhängigkeit, anerkennenswert.
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osteuropäischen Kandidaten, die 1997 zu Bei-
trittsverhandlungen eingeladen wurden. Lett-
land und Litauen erhielten diese Einladung nur
wenig später im Jahr 1999. Diese baltische Er-
folgsgeschichte fand am 1. Mai 2004 mit dem
Eintritt in die EU ihren krönenden Abschluss.

AUFBAU MARKTWIRTSCHAFTLICHER
ORDNUNGEN

Dieser rasche Integrationsprozess wirft die
Frage nach dem Erfolgsrezept der baltischen
Staaten auf. Was unterscheidet sie so stark von
den wenig erfolgreichen Nachfolgestaaten der
Sowjetunion? Eine Antwort lautet: Die Fort-
schritte der baltischen Staaten sind maßgeblich
auf das relativ hohe Reformtempo zurückzu-
führen, das alle drei Länder seit ihrer Unabhän-
gigkeit im Jahr 1991 vorgelegt hatten. Dabei
konnten sie auch von ihren Erfahrungen aus der
Zwischenkriegszeit mit dem Wirtschafts- und
Rechtssystem profitieren, das die EU und ihre
Mitgliedsländer kennzeichnet. So mussten viel-
fach Teile der alten Rechtsordnungen nur
modernisiert werden, und Anleihen aus den
Wirtschaftsordnungen westeuropäischer Län-
der erschienen nicht wie Fremdkörper, sondern
symbolisierten die Rückkehr in eine historische
Wertegemeinschaft (Schrader/Laaser 1994).
Daher benötigte Estland nur sechs Jahre, um
eine nach den Kriterien der EU funktionstüch-

tige Marktwirtschaft zu errichten, Lettland und
Litauen gelang dies bis zum Jahr 1999. Das heißt
nichts anderes, als dass die baltischen Volks-
wirtschaften nach Einschätzung der EU grund-
sätzlich in der Lage sind, dem Wettbewerbs-
druck und den Marktkräften auf dem
europäischen Binnenmarkt standzuhalten. 

DIE REFORMANSTRENGUNGEN 
IM EINZELNEN

Tatsächlich haben die drei Länder auf den ein-
zelnen Reformgebieten größtenteils ihre Haus-
aufgaben gemacht (Laaser/Schrader 1998 und
2003a):

■ Rechtsordnung: Nach der Unabhängigkeit
wurden neue Verfassungen in Kraft gesetzt,
die als Grundlage für die Errichtung plura-
listischer Demokratien westlicher Prägung
dienten. Ebenso wurden die rechtlichen
Voraussetzungen für die Durchsetzung von
Ansprüchen aus privaten Verträgen ge-
schaffen; die private Vertragsfreiheit wurde
prinzipiell garantiert. Allerdings wird nach
wie vor die mangelhafte Durchsetzung von
Rechtsvorschriften kritisiert, die auf perso-
nelle und organisatorische Defizite in den
baltischen Rechtssystemen zurückgeführt
werden; allenfalls Estland werden in diesem
Zusammenhang gute Noten gegeben.

ERFOLGREICHE INTEGRATIONSSCHRITTE

Der Zusammenbruch der Zentralverwaltungs-
wirtschaften in Mittel- und Osteuropa zu Be-
ginn der Neunzigerjahre eröffnete die Mög-
lichkeit, den europäischen Integrationsprozess
durch eine „Osterweiterung“ der Europäischen
Union (EU) zu vervollständigen. Dieser Prozess
wurde mit Handels- und Kooperationsabkom-
men zwischen der EU und den „Reformpionie-
ren“ Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn
im Jahr 1991 eingeleitet und mit der Vollmit-
gliedschaft von insgesamt acht mittel- und
osteuropäischen Reformländern am 1. Mai
2004 vorerst abgeschlossen. Angesichts der
nur sehr begrenzten Teilhabe der sowjetischen
Nachfolgestaaten am europäischen Integra-
tionsprozess mag es überraschen, dass die drei
baltischen Staaten – Estland, Lettland und Li-
tauen – schon wenige Jahre nach ihrer Unab-
hängigkeit im Jahr 1991 vergleichbar große
Integrationsschritte wie die „Reformpioniere“
machten. Nachdem die EU bereits 1995 mit
diesen Ländern Europaabkommen abge-
schlossen hatte, gehörte Estland zu den ersten
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Schon wenige Jahre nach ihrer Unabhän-
gigkeit (1991) machten die drei balti-
schen Staaten große Integrationsschrit-
te. Diese Fortschritte beruhen maßgeb-
lich auf einem relativ hohen Reform-
tempo. Die drei Länder haben auf den
einzelnen Reformgebieten (Rechts- und
Eigentumsordnung, ökonomische und
fiskalische Stabilität, Außenwirtschafts-
ordnung) ihre „Hausaufgaben“ nahezu
erledigt. Die von Claus-Friedrich Laaser
und Klaus Schrader vorgelegte Analyse
zeigt, dass sich die Wirtschaft und die
Außenhandelsstrukturen der baltischen
Staaten seit 1991 entscheidend gewan-
delt haben. Nur wenige Jahre nachdem
die drei Staaten ihre Handelsbeziehun-
gen frei gestalten konnten, nehmen die
westeuropäischen Partner die vorde-
ren Plätze in den Handelsstatistiken ein.
Deutlich wird auch, dass sich der Ostsee-
raum als ein ausgeprägter Integrations-
raum erweist, der eine intensive Gestal-
tung der Handelsbeziehungen mit sich
bringt. Red.

BLICK AUF DIE FASSADE DER ESTNISCHEN ÜHISPANK

IN DER HAUPTSTADT TALLINN. DIE ÜHISPANK IST EINES

DER VIER GRÖßTEN GELDHÄUSER IN ESTLAND UND

MITHIN EIN SYMBOL FÜR DEN GELUNGENEN AUFBAU

EINER FUNKTIONSFÄHIGEN MARKTWIRTSCHAFT.
picture alliance/dpa
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■ Die Eigentumsordnung: Die Privatisierung
staatlichen Eigentums wurde zumindest in
Estland zügig durchgeführt – sie war be-
reits 1996 weitgehend abgeschlossen. Ge-
genwärtig stehen lediglich noch Privatisie-
rungen im Infrastruktur- und Energiesektor
an. Trotz eines höheren Tempos in den letz-
ten Jahren lässt ein erfolgreicher Abschluss
des Privatisierungsprozesses in Lettland
und Litauen auf sich warten; die Bereit-
schaft des Staates, sich aus „strategischen“
Unternehmen zurückzuziehen, ist nicht im-
mer gegeben.

■ Die Freiheit der Märkte und des Wettbe-
werbs: Der Preismechanismus und der Wett-
bewerb auf den Märkten wurden von staat-
lichen Beschränkungen weitgehend befreit.
Die Stärken und Schwächen verbliebener
staatlicher Regulierungen ähneln denen
westlicher EU-Länder, auch wenn die EU-
Kommission die Verbesserung einzel-ner
Vorschriften, wie des litauischen Konkurs-
rechts, oder Änderungen in bestimmten Po-
litikbereichen, wie in der lettischen Telekom-
munikationspolitik, immer noch anmahnt.

■ Die makroökonomische Stabilität: In allen
drei Ländern wurden Geldordnungen ein-
geführt, die zu einer nachhaltigen monetä-
ren Stabilisierung geführt haben. Allerdings
stellen Leistungsbilanzdefizite eine latente
Gefahr für einen stabilen Außenwert der
baltischen Währungen dar. Kritik wird nach
wie vor an der teilweise mangelhaften Fis-
kaldisziplin im Baltikum geäußert: Gefah-
ren drohen in diesem Zusammenhang von
Haushaltsdefiziten auf den unterschied-
lichen staatlichen Ebenen und der fehlen-
den Effizienz der Finanzverwaltungen.

■ Die Außenwirtschaftsordnung: Die Libera-
lisierung des Außenhandels wurde von Est-
land geradezu vorbildlich betrieben, es ent-
stand quasi ein Freihandelsregime; die
Übernahme der EU-Außenwirtschaftsord-
nung im Zuge des Beitrittsprozesses be-
deutete somit einen Rückschritt. Lettland
und Litauen versuchten hingegen vor allem
über Importzölle ausgewählte Wirtschafts-
bereiche vor dem internationalen Wettbe-
werb zu schützen. Für ausländische Direkt-
investoren entstanden akzeptable Rah-
menbedingungen, die in Lettland und
Litauen lediglich durch Restriktionen beim
Immobilienerwerb getrübt wurden. In allen
drei Ländern wurden die heimischen Wäh-
rungen prinzipiell konvertibel, wenn auch
mit Einschränkungen im Kapitalverkehr.

Damit ist es allen drei baltischen Staaten trotz
einiger noch bestehender Defizite zumindest
nach den Kriterien der EU gelungen, funk-
tionstüchtige Marktwirtschaften zu errichten.
Zudem hat der Transformationsprozess in den
drei Ländern in den letzten Jahren seinen
Charakter verändert: Im Vordergrund stand
eher die Anpassung der baltischen Rechtssys-
teme an das komplexe Regelwerk der EU in
Gestalt der Acquis Communautaire. Hierbei
ging es um die Umsetzung von EU-Richtlinien
etwa in den Bereichen der gemeinsamen
Agrarpolitik oder der Regionalpolitik – also
nicht immer notwendigerweise um die Erfül-
lung marktwirtschaftlicher Kriterien. Dessen
ungeachtet hat der Reformprozess im Balti-
kum zu einem anhaltenden Wirtschaftsauf-
schwung und auch zu einer Ausrichtung des
baltischen Außenhandels nach marktwirt-
schaftlichen Kriterien geführt. An die Stelle
der von Moskau gesteuerten Einbindung in die
intra-sowjetische Arbeitsteilung trat ein
Außenhandel, der den jeweiligen komparati-
ven Vorteilen Estlands, Lettlands und Litauens
gerechter wurde.

WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG UND
AUSSENHANDEL

Zu Beginn der Neunzigerjahre hinterließen der
ökonomische Kollaps der Sowjetunion und die
darauf folgende Transformationskrise auch in
den baltischen Volkswirtschaften ihre Spuren:
Das reale Bruttosozialprodukt schrumpfte
zweistellig. Jedoch setzte die wirtschaftliche
Erholung noch in der ersten Hälfte der Neun-
zigerjahre ein, was sich in den Folgejahren in
steigenden Wachstumsraten und einem damit
einhergehenden wirtschaftlichen Aufholpro-
zess gegenüber den westlichen Marktwirt-
schaften bemerkbar machte. Die Russlandkrise
der Jahre 1998/99 führte lediglich zu einer
vorübergehenden Wachstumsdelle. Zudem ist
es in den baltischen Staaten gelungen, eine re-
lative Preisstabilität zu verwirklichen, die
staatlichen Haushalte auf solidere Funda-
mente zu stellen und trotz eines tiefgreifen-
den Strukturwandels die Lage auf dem Ar-
beitsmarkt einigermaßen zu stabilisieren (vgl.
Tabelle 1). Des Weiteren kann beobachtet
werden, dass die Entwicklung von Exporten
und Importen eng mit dem Wachstumsverlauf
verknüpft war. Der Wandel in den Außenhan-
delsbeziehungen der baltischen Staaten voll-
zog sich in einer Periode deutlich wachsender

Exporte und Importe und war damit keines-
wegs das Ergebnis eines Schrumpfungspro-
zesses infolge des Zusammenbruchs der sozi-
alistischen Arbeitsteilung.
Noch im Jahr 1991 – dem ersten Jahr der
international anerkannten Souveränität Est-
lands, Lettlands und Litauens – erinnerten die
baltischen Außenhandelsstatistiken an die
vormals vollständige Integration der drei Län-
der in die intra-sowjetische Arbeitsteilung. Der
Handel mit den EU-Mitgliedsstaaten spielte
hingegen nur eine unbedeutende Rolle (vgl.
Tabellen 2 und 3). Bis Mitte der 90er-Jahre
änderte sich dieses Bild jedoch grundlegend:
Die EU-Staaten stiegen zu den Haupthan-
delspartnern der baltischen Staaten auf, auch
wenn dieser Strukturwandel in den drei Län-
dern unterschiedliche Ausmaße annahm. Im
Vergleich der baltischen Staaten waren die
Veränderungen in den estnischen Außenhan-
delsstrukturen besonders ausgeprägt: Schon
sehr kurz nach der Unabhängigkeit entfielen
mehr als die Hälfte der estnischen Exporte und
Importe auf den Handel mit EU-Staaten. Lett-
land und Litauen nutzten die neuen Möglich-
keiten der ersten Freihandelsabkommen mit
der EU zunächst in geringerem Umfang, die
Westorientierung war aber auch bei ihnen un-
übersehbar.
Die neu geknüpften Handelsbeziehungen mit
der EU waren für die baltischen Exporte von
größerer Bedeutung als für die Importe; dies
überrascht freilich kaum, da baltische Pro-
dukte auf den Weltmärkten einem größeren
Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind als auf
dem europäischen Binnenmarkt. Zudem ist
festzustellen, dass die drei baltischen Länder
in sehr unterschiedlichem Maß Außenhan-
delskontakte zu den einzelnen EU-Staaten
entwickelt haben: Die Handelsintensität mit
den wohlhabenden, räumlich nahen EU-Staa-
ten im Norden – insbesondere um den Ostsee-
raum – ist wesentlich höher als mit den weit
entfernten, ärmeren EU-Staaten Südeuropas.
Obwohl der Handel mit den ehemaligen
Staatshandelsländern erheblich an Bedeutung
verloren hat, blieb bis Mitte der 90er-Jahre in
nennenswertem Umfang ein Güteraustausch
mit der „Gemeinschaft Unabhängiger Staaten“
(GUS) erhalten, vor allem mit Russland. Aller-
dings haben sich die Gewichte bis zum Jahr
2002 weiter verschoben: Der Russlandhandel
spielt nur noch für Litauen eine größere Rolle.
Der Handel mit den anderen Ländern des ehe-
maligen sozialistischen Wirtschaftsraums ist
ebenfalls weiter zurückgegangen.

DIE BEDEUTUNG DES OSTSEERAUMS

Von besonderer Bedeutung für die baltischen
Staaten ist der Ostseeraum geblieben, aller-
dings haben sich auch dort die Gewichte ver-
schoben: Wie vor 70 Jahren bemühen sich die
baltischen Staaten um eine wirtschaftliche
und politische Integration mit den westeuro-
päischen Staaten, wobei den westlichen Ost-
seeanrainern erneut eine besondere Bedeu-
tung zukommt. Trotzdem unterscheiden sich
die baltischen Staaten durchaus in ihren re-
gionalen Präferenzen: Die Haupthandelspart-
ner Estlands sind Finnland und Schweden, ein
besonderes Gewicht kommt Deutschland auf
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Estland Lettland Litauen
Reales Wachstum des Bruttoinlandsprodukts in % 6,0 6,1 6,7

Pro-Kopf-Einkommen auf Basis 
BIP in Kaufkraftstandards

in Euro 10.000 8.500 9.400
in % des EU-Durchschnitts 42 35 39

Inflationsrate in % 3,6 2,0 0,4

Arbeitslosenquote in % 9,1 12,8 13,1

Gesamtstaatlicher Haushaltssaldo 
in % des BIP 1,3 –3,0 –2,0

TABELLE 1: DIE WIRTSCHAFT DER BALTISCHEN STAATEN IM JAHR 2002

Quelle: Europäische Kommission (2003); eigene Zusammenstellung.



der Importseite zu. Die lettischen Exporte ent-
fallen zu einem großen Teil auf deutsche, bri-
tische und schwedische Handelspartner, bei
den lettischen Importen dominiert Deutsch-
land; der Handel mit den baltischen Nachbarn
spielt für Lettland eine größere Rolle als für
Estland und Litauen. Der wichtigste westeuro-
päische Handelspartner Litauens ist Deutsch-
land, obwohl in den letzten Jahren die litaui-
schen Exporte in das Vereinigte Königreich an
Gewicht zugelegt haben; unverkennbar ist
auch die nach wie vor relativ große Bedeutung
Russlands auf der Importseite, vor allem durch
Rohölimporte.
Somit haben im Verlauf der 90er-Jahre die Be-
mühungen Estlands, Lettlands und Litauens
um eine Einbindung in die (west-)europäische
Arbeitsteilung große Fortschritte gemacht.
Dieser Strukturwandel zeigt sich umso deut-
licher, wenn man – wie hier – den Spezialhan-
del dieser Länder betrachtet, also den vor al-

lem mit Russland wirtschaftlich bedeutsamen
Transithandel ausblendet. Dieser ist für die
Balten, die dank ihrer geographischen Lage
und ihrer maritimen Infrastruktur für russi-
sche Exporte und Importe eine Art Drehschei-
benfunktion wahrnehmen, nach wie vor von
großem wirtschaftlichen Interesse.

HISTORISCHE HANDELSBEZIEHUNGEN
NACH WESTEUROPA

Die Entwicklung der baltischen Handelsströme
nach der Unabhängigkeit von der Sowjetunion
vermittelt den Eindruck, dass sich Geschichte
wiederholt. Bereits nach dem Ersten Weltkrieg
änderte sich die Ausrichtung des baltischen
Handels abrupt: Die erstmals unabhängigen
baltischen Staaten, die bis dahin im russischen
Zarenreich auch wirtschaftlich integriert wa-
ren, orientierten sich nach Westen; die russi-

schen „Heimatmärkte“ gingen durch die Au-
tarkiebestrebungen der jungen Sowjetunion
verloren. So dominierte sehr bald der Handel
mit dem Deutschen Reich und dem Vereinig-
ten Königreich, die als Konkurrenten um eine
Vormachtstellung im Ostseeraum auftraten.
Im Verlauf der Zwischenkriegszeit stabilisierte
sich die Westausrichtung Estlands, Lettlands
und Litauens: Der Anteil der heutigen EU-15
an den baltischen Exporten hatte im Durch-
schnitt der Jahre 1922 bis 1938 mehr als 80
Prozent betragen; im Falle Estlands und Litau-
ens betrug allein der Ostsee-Export etwa 40
Prozent. Auf der Importseite zeigte sich ein
ähnliches Bild mit einem Anteil der heutigen
EU-15 von mehr als zwei Drittel an den balti-
schen Importen; von den Nachbarn im west-
lichen Ostseeraum kamen allein mehr als 40
Prozent der importierten Güter (Laaser/Schra-
der 1992). Insofern erscheint die gegenwär-
tige Integration der baltischen Staaten in die

143

Die baltischen Staaten in der europäischen Arbeitsteilung

Estland Lettland Litauen
Handelspartner 1991 1996 2002 1992f 1996 2002 1991 1996 2002

EU-15 3,7 56,9 68,0 39,9 44,7 60,4 3,0 38,5 49,5

Dänemark 0,1 4,0 4,4 0,8 3,7 5,7 0,3 3,2 5,3

Deutschland 0,2 7,3 9,9 7,9 13,8 15,5 0,6 14,7 10,5

Finnland 2,3 20,8 24,8 3,7 2,4 2,3 0,3 1,2 1,2

Schweden 0,5 13,2 15,3 7,5 6,6 10,5 0,3 2,1 4,4

Ver. Königreich 0,1 3,6 4,8 3,5 11,1 14,6 0,4 3,4 14,1

EU-Beitrittsländerb 11,8 15,0 13,7 8,8 13,5 17,3 10,1 16,1 19,6

Baltische Staaten 11,5 13,3 10,9 4,9 11,1 14,4 9,0 12,3 13,6

Mittel- und Osteuropac 75,3 21,4 7,9 44,2 36,3 12,1 77,9 40,5 21,8

Russland 56,5 14,2 3,4 26,0 22,8 5,9 57,0 21,4 11,3

Ostseeanrainer 71,3 75,6 73,0 53,4 62,4 57,5 68,3 58,3 52,4

westliched 3,2 46,9 57,8 20,2 27,0 35,7 1,6 21,8 23,9

östlichee 68,1 28,7 15,2 33,2 35,3 21,8 66,7 36,5 28,5
aAnteile in Prozent der Gesamtexporte (Spezialhandel für 1996 und 2002). – bLänder, die zum 1. Mai 2004 der EU beigetreten sind: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen,
Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern. – cAlbanien, Bosnien-Herzegowina, Bulgarien, Jugoslawien, Kroatien, Mazedonien, Moldawien, Polen, Rumänien,
Russland, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, Ukraine, Weißrussland. – dEinschließlich Dänemark, Deutschland, Finnland, Norwegen, Schweden. – eEinschließ-
lich Estland, Lettland, Litauen, Polen, Russland. – fDaten für das Jahr 1991 sind nicht in ausreichender Qualität verfügbar.

TABELLE 2: DIE REGIONALEN EXPORTSTRUKTUREN DER BALTISCHEN STAATEN, 1991–2002a

Quelle: Statistics Lithuania (2003), Laaser/Schrader (2003b); eigene Berechnungen und Zusammenstellung.

Estland Lettland Litauen
Handelspartner 1991 1996 2002 1992f 1996 2002 1991 1996 2002

EU-15 6,1 68,3 57,8 29,5 49,2 52,9 2,9 42,8 45,2

Dänemark 0,1 2,8 2,4 0,8 3,9 3,4 0,0 4,0 3,0

Deutschland 0,8 10,6 11,2 15,0 13,8 17,2 1,2 16,7 17,2

Finnland 2,0 31,5 17,1 2,6 9,2 8,0 0,1 3,6 2,3

Schweden 0,8 8,8 9,5 3,8 7,9 6,4 0,0 3,5 3,4

Ver. Königreich 0,1 2,9 2,5 0,6 2,8 2,3 0,1 3,5 3,4

EU-Beitrittsländerb 12,8 6,2 10,7 12,2 16,7 24,3 8,2 11,2 11,3

Baltische Staaten 11,5 3,6 5,7 9,5 12,0 16,0 6,5 3,2 2,7

Mittel- und Osteuropac 63,4 16,0 14,9 39,0 29,5 21,5 70,5 41,6 32,6

Russland 46,2 11,2 7,4 27,9 20,2 8,8 49,6 27,8 21,9

Ostseeanrainer 62,0 70,3 57,2 60,9 71,0 66,1 58,8 63,7 56,9

westliched 3,8 54,6 41,4 22,2 36,2 36,2 1,3 28,5 27,5

östlichee 58,2 15,8 15,8 38,6 34,8 29,8 57,5 35,2 29,4
aAnteile in Prozent der Gesamtimporte; zu den übrigen Erläuterungen siehe Tabelle 2.

TABELLE 3: DIE REGIONALEN IMPORTSTRUKTUREN DER BALTISCHEN STAATEN, 1991–2002a

Quelle: Statistics Lithuania (2003), Laaser/Schrader (2003b); eigene Berechnungen und Zusammenstellung.



Rang Warengruppe Anteilea

Estland Exporte
1. Maschinen und elektrotechnische Waren 30,4

2. Holz und Holzwaren, Korkwaren 17,3

3. Spinnstoffe und Textilien 13,6

4. Verschiedene Waren (u.a. Möbel) 11,1

5. Erzeugnisse aus Nichtedelmetallen 6,9

Nachr. Exportvolumen in Mill. US-$ 2340,3

Importe
1. Maschinen und elektrotechnische Waren 29,3

2. Fahrzeuge, Beförderungsmittel 12,5

3. Erzeugnisse aus Nichtedelmetallen 10,3

4. Spinnstoffe und Textilien 8,4

5. Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Industrien 8,3

Nachr. Importvolumen in Mill. US-$ 2781,1

Lettland Exporte
1. Holz und Holzwaren, Korkwaren 47,0

2. Spinnstoffe und Textilien 15,3

3. Erzeugnisse aus Nichtedelmetallen 13,7

4. Verschiedene Waren (u.a. Möbel) 7,5

5. Maschinen und elektrotechnische Waren 4,2

Nachr. Exportvolumen in Mill. US-$ 1379,8

Importe
1. Maschinen und elektrotechnische Waren 29,8

2. Fahrzeuge, Beförderungsmittel 12,7

3. Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Industrien 10,2

4. Spinnstoffe und Textilien 8,9

5. Erzeugnisse aus Nichtedelmetallen 6,7

Nachr. Importvolumen in Mill. US-$ 2145,7

Litauen Exporte
1. Spinnstoffe und Textilien 27,7

2. Mineralische Stoffe (Mineralöl und Mineralölerzeugnisse) 18,7

3. Fahrzeuge, Beförderungsmittel 8,4

4. Maschinen und elektrotechnische Waren 8,0

5. Verschiedene Waren (u.a. Möbel) 7,9

Nachr. Exportvolumen in Mill. US-$ 2550,7

Importe
1. Fahrzeuge, Beförderungsmittel 22,7

2. Maschinen und elektrotechnische Waren 21,4

3. Spinnstoffe und Textilien 12,3

4. Erzeugnisse der chemischen Industrie und verwandter Industrien 10,7

5. Kunststoff- und Kautschukwaren 6,8

Nachr. Importvolumen in Mill. US-$ 3350,5
aAnteile in Prozent der EU-Exporte/-Importe (Spezialhandel).

TABELLE 4: HAUPTWARENGRUPPEN DER EXPORTE UND IMPORTE ESTLANDS,
LETTLANDS UND LITAUENS IN DIE EUROPÄISCHE UNION IM JAHR 2002

Quelle:Statistics Lithuania (2003); eigene Berechnungen und Zusammenstellung.

europäische Arbeitsteilung wie eine Rückkehr
nach Westeuropa.

SEKTORALE HANDELSSTRUKTUREN

Aus regionaler Perspektive ist die EU mittler-
weile zum Haupthandelspartner der balti-

schen Staaten geworden. Betrachtet man er-
gänzend einmal die sektoralen Handelsstruk-
turen, also welche Güterarten mit der EU aus-
getauscht werden (vgl. Tabelle 4), dann wird
rasch deutlich, dass die baltischen Staaten
„mit ihren Pfunden wuchern“ und versuchen,
sich als interessante Produktionsstandorte zu
etablieren:

■ Ein gemeinsames Merkmal der EU-Exporte
der baltischen Staaten ist ein hoher Anteil
von Holzwaren, die bei Lettland sogar 47%
der Exporte ausmachen1; Möbel sind für die
baltischen Exporteure ebenfalls von großer
Bedeutung. Hier kommt ein natürlicher Vor-
teil der baltischen Staaten, der Waldreich-
tum, zur Geltung. Eine weitere Gemeinsam-
keit besteht in den hohen Anteilen sowohl
der Textilexporte als auch -importe. In die-
sem Bereich nehmen die baltischen Staaten
die Rolle als Standort der Textilveredelung
wahr. Garne und Stoffe werden importiert
und zu Kleidungsstücken für den Export
weiterverarbeitet.

■ Eine Besonderheit Estlands sind die über-
raschend hohen Anteile von Maschinen 
und elektrotechnischen Waren sowohl auf
der Export- (30,4%) als auch Importseite
(29,3%). Hinter diesem die estnischen Au-
ßenhandelsstrukturen klar dominierenden
Posten steht unter anderem die dort mittler-
weile etablierte Montage von Mobiltelefo-
nen aus vom Ausland zugelieferten Bautei-
len, aber auch die Zulieferung von Teilen für
den Maschinenbau. Estland ist somit –
wenn auch als „verlängerte Werkbank“ – in
einem Segment tätig, in dem an die Qualifi-
kation der Beschäftigten durchaus Ansprü-
che gestellt werden.

■ Litauen dagegen wartet mit einer anderen
Besonderheit im EU-Handel auf, nämlich 
mit dem Export von Mineralölerzeugnissen
(18,7%). Dahinter steht die Nutzung der li-
tauischen Raffineriekapazitäten, die einen
Teil des Rohöls aus der Pipeline aus Sibirien
unmittelbar weiterverarbeiten. Spiegelbild
dieses wichtigen Exportgutes sind der do-
minierende Anteil der Rohölimporte aus der
GUS (71% der diesbezüglichen Importströ-
me) und die ebenfalls beträchtlichen Exporte
von Mineralölerzeugnissen zurück in die
GUS (14% der Exporte in die GUS). Hier
nimmt Litauen damit eine besondere Brü-
ckenfunktion zwischen der GUS und der EU
ein – die noch deutlich höheren Anteile des
litauischen Handels mit der GUS haben hier
ihren Ursprung.

■ Die Importseite des baltischen Handels mit
der EU entspricht dem, was man von aufho-
lenden Ländern auf diesem Entwicklungsni-
veau erwarten sollte, nämlich die Einfuhr
von Investitionsgütern in den Bereichen
Maschinenbau, Elektrotechnik, Fahrzeuge,
chemische Erzeugnisse und Kunststoffwa-
ren. Dass der Handel insgesamt und mit der
EU ein Leistungsbilanzdefizit aufweist, ist
auf dem Entwicklungsstand der baltischen
Staaten ebenfalls nicht ungewöhnlich – un-
geachtet möglicher Gefahren für die Wäh-
rungsstabilität.

Insgesamt vermitteln auch die sektoralen Han-
delsstrukturen der baltischen Staaten mit der
EU daher den Eindruck, dass die Integration in
die europäische Arbeitsteilung weit fortge-
schritten ist.

EINE GRAVITATIONSANALYSE DES
AUSSENHANDELS

Bereits die bisherigen Ausführungen haben
deutlich gezeigt, dass sich die baltischen Staa-
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ten nach ihrer Unabhängigkeit rasch sehr in-
tensiv in die internationale und insbesondere
(west-) europäische Arbeitsteilung integriert
haben, ohne freilich ihre Brückenfunktion
Richtung GUS vollständig einzubüßen. Welche
Anziehungskräfte dabei im Einzelnen auf die
baltischen Handelsströme wirken, lässt sich
anschaulich anhand eines Gravitationsansat-
zes darstellen.
Gravitationsmodelle gehören in der Ökonomie
zu den bewährten „Arbeitspferden“, wenn es
darum geht, die besonderen Einflüsse der 
verschiedenen Anziehungs- und Abstoßungs-
kräfte auf die Intensität wirtschaftlicher 
Austauschbeziehungen näher zu analysieren.2

Gerade bei außenwirtschaftlichen Fragestel-
lungen finden diese Modelle relativ häufig An-
wendung, wenn zum Beispiel regionale Ex-
port- und Importstrukturen einzelner Länder
oder Ländergruppen durch die Anziehungs-
kräfte großer Märkte und hoher Pro-Kopf-Ein-
kommen in relativer Nähe zu den Untersu-
chungsländern oder durch deren Mitglied-
schaft in einer Freihandelszone erklärt werden
sollen. Dabei geht es zugleich darum, zu klä-
ren, inwieweit gegenseitige „Entfernung“ oder
„Nähe“ zwischen Transaktionspartnern den
Austausch behindert oder fördert – Entfer-
nung kann dabei geographisch gemeint sein
und Transportkosten repräsentieren, sie kann
aber auch „virtuell“ gemeint sein; dann steht
sie für Zollschranken und anderweitige Han-
delshemmnisse, für kulturelle, sprachliche
oder institutionelle Unterschiede, die mit 
zusätzlichen Transaktionskosten verbunden
sind.3 Bilaterale Handels- und sonstige Aus-
tauschbeziehungen werden umso intensiver
sein, je höher das (Pro-Kopf-)Einkommen des
Handelspartners und je größer sein Markt ist,
aber auch je geringer die Entfernung dieses
Marktes vom eigenen Standort ist. „Virtuelle“
Entfernungen oder – im Gegenteil – Nachbar-
schaftsbeziehungen weisen auf unter- oder
überproportional intensiv ausgebaute Han-
delskontakte hin. Man prüft also mit einem
Gravitationsmodell statistisch, (1.) wie stark
die durchschnittlichen Anziehungs- und Ab-
stoßungskräfte auf die Handelsströme ausge-
prägt sind, (2.) ob sich einzelne Hypothesen
über besondere Nähe oder Entfernung zu be-

stimmten Partnern aufstellen lassen und (3.)
ob die beobachteten Handelsanteile mit diesen
Erklärungsmustern übereinstimmen.

ZWEI SCHWERPUNKTE DER
GRAVITATIONSANALYSE

Die Gravitationsanalyse für die baltischen
Staaten umfasst zwei Schwerpunkte: Zum ei-
nen wird das Ausmaß der Handelsintegration
in die EU als Ganzes untersucht; dabei spielen
neben dem Handel mit der EU-15, den Bei-
trittsländern und -kandidaten sowie mit den
EFTA-Staaten auch die (verbliebenen) Bezie-
hungen mit der GUS und den baltischen Staa-
ten untereinander eine Rolle. Zum anderen
wird getestet, ob die Handelsintegration der
baltischen Staaten in die EU eine ausgepräg-
te regionale Komponente besitzt. Dabei sind
die westlichen Ostseeanrainer als unmittel-
bare EU-Nachbarn von besonderer Bedeutung.
Denn die Ostsee hat als eines der am intensiv-
sten befahrenen Meere der Welt ihre Anrainer
stets mehr verbunden als getrennt.
Die Ergebnisse der Gravitationsanalyse für die
Exportbeziehungen Estlands, Lettlands und Li-
tauens im Jahre 2002 machen deutlich, dass
sich die drei Länder zwölf Jahre nach ihrer er-
neuten Unabhängigkeit bereits intensiv in die
internationale und europäische Arbeitsteilung
integriert haben4. Dabei zeigt sich im Einzel-
nen, dass Estland, Lettland und Litauen offen-
bar einen Integrationsraum für sich bilden –
mit äußerst intensiven Handelsbeziehungen
untereinander. Auch die Brückenfunktion zur
GUS haben die baltischen Staaten nicht völlig
aufgegeben, wenn auch die Anteilswerte des
GUS-Handels seit der Unabhängigkeit stark
gesunken sind – die Exporte sind immer noch
deutlich höher als es nach dem Einkommen
und der Entfernung zu den GUS-Staaten zu
erwarten wäre. Die ökonometrische Analyse
zeigt auch, dass die Integration in den Binnen-
markt trotz des erst im Mai 2004 vollzogenen
Beitritts der baltischen Staaten im Jahr 2002
eigentlich schon abgeschlossen war. Deutlich
weniger ausgeprägt waren dagegen die Ex-
portbeziehungen zur Gruppe der anderen Bei-
trittsländer bzw. -kandidaten.

Ein entsprechend modellierter Gravitations-
ansatz bestätigt zudem sehr eindruckvoll, dass
die Integration der baltischen Staaten in die
europäische Arbeitsteilung einen ausgepräg-
ten regionalen Schwerpunkt im Ostsee- und
im benachbarten Nordseeraum hat. Der balti-
sche Handel mit Skandinavien ist weitaus grö-
ßer als es der kurze Weg über die Ostsee und
der Wohlstand dieser Volkswirtschaften ohne-
hin schon erwarten lassen. Nur unwesentlich
schwächer ist die Bindung an Deutschland,
das Vereinigte Königreich und die Benelux-
staaten. Salopp gesprochen: Der Weg von Tal-
linn, Riga und Vilnius nach Brüssel führt auf
dem Umweg über Helsinki, Stockholm und
Berlin. Die übrige EU spielt dagegen in der Ge-
samtschau über die baltischen Staaten eine
zwar ebenfalls noch spürbare, aber weitaus
geringere Rolle.

UNTERSCHIEDLICHE MUSTER DER
HANDELSINTEGRATION

Führt man entsprechend Gravitationsanalysen
für Estland, Lettland und Litauen getrennt
durch, dann zeigen sich doch auch deutliche
Unterschiede in den regionalen Integrations-
mustern, die sich wie folgt zusammenfassen
lassen:
■ Estland weicht insofern von Lettland und Li-

tauen ab, als es sich auf der Exportseite deut-
lich von der GUS abgenabelt hat; auch nach
Abklingen der Nachwirkungen der Russ-
landkrise 1998/99 sind die Exporte nach
Russland und in die anderen GUS-Staaten
nicht stärker ausgeprägt, als es mit dem Rest
der Welt im Durchschnitt der Fall ist. Zudem
ist Estland im Vergleich der drei Länder am
stärksten in den Ostseeraum integriert, wo-
bei die estnischen Exporte weit überpropor-
tional auf die skandinavischen Nachbarn
ausgerichtet sind.

■ Ebenso wie Estland weist Lettland weniger
intensive Exportbeziehungen zu Partnern
außerhalb des Ost- und Nordseeraums auf.
Dort wiederum dominieren abweichend die
Beziehungen zu Deutschland und den Nord-
seeanrainern gegenüber den skandinavi-
schen Handelskontakten. Zudem hat Lett-
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land seine Exportkontakte in die Staaten der
GUS aufrechterhalten bzw. nach einem
spürbaren Einbruch im Zuge der Russland-
krise 1998/99 wieder auf ein deutlich höhe-
res Niveau im Jahr 2002 angehoben.

■ Litauen schließlich zeichnet sich dadurch
aus, dass es in seiner europäischen Nachbar-
schaft gewissermaßen „everybody’s darling“
ist und überdurchschnittlich ausgeprägte
Exportströme in alle hier untersuchten Län-
dergruppen aufweisen kann. Hervorzuhe-
ben sind die Exporte in die GUS, aber auch
die Exportbeziehungen mit Skandinavien
sowie Deutschland, Belgien, dem Vereinig-
ten Königreich und den Niederlanden sind
kaum weniger ausgeprägt; selbst mit dem
Rest der EU-15 sowie mit den Neumitglie-
dern pflegt Litauen intensive Exportbezie-
hungen. Hinter diesem Effekt dürften nicht
zuletzt die Exporte an Mineralölprodukten
der litauischen Raffinerie stehen.

Auf der Importseite zeigt sich im Übrigen, dass
die Integration der baltischen Staaten in die
neue EU der 25 sehr viel homogener erfolgt ist
als auf der Exportseite. Zudem war die baltische
Westorientierung bei den Importen weniger
einschneidend, wie die nach wie vor überdurch-
schnittlich hohen Importe aus der GUS zeigen
– Energie- und Mineralöllieferungen machen
hier allerdings einen bedeutenden Posten aus.

BILANZ DER BALTISCHEN
HANDELSINTEGRATION

Sowohl die deskriptive Analyse als auch die Er-
gebnisse des Gravitationsmodells zeigen deut-
lich, dass sich die regionalen Außenhandels-
strukturen der baltischen Staaten im Verlauf
der 90er-Jahre unter marktwirtschaftlichem
Vorzeichen entscheidend gewandelt haben.
Insbesondere Estland hat sich auf der Export-
seite aus der alten intra-sowjetischen Arbeits-
teilung gelöst und ist auf seinem Weg nach
Westen und in die Europäische Union be-
sonders weit vorangeschritten. Litauen be-
wahrt auf der Exportseite noch etwas stärker
seine Brückenfunktion Richtung Osten zu den
Nachfolgestaaten der Sowjetunion. Im Übri-
gen ist die immer enger werdende Bindung der
drei Länder an die EU unübersehbar. Estland
nutzt dabei vornehmlich seine westlichen
Nachbarn im Ostseeraum als Integrationsan-
ker. Lettland ist hingegen stärker auf Deutsch-
land und das Vereinigte Königreich fixiert; 
Litauen ist in stärkerem Maß auf die EU insge-
samt ausgerichtet. Die intensiven Bemühun-
gen um einen Beitritt zur Europäischen Union
spiegeln sich daher in den baltischen Handels-
strömen deutlich wider.
Ein interessanter Aspekt der westwärts gerich-
teten Integrationsbemühungen Estlands, Lett-
lands und Litauens ist die Wiederholung eines
ähnlichen Strukturwandels, wie er bereits ca.
70 Jahre zuvor nach der ersten Unabhängig-
keit vom damaligen russischen Reich statt-
fand. Nur wenige Jahre, nachdem damals die
baltischen Staaten ihre Handelsbeziehungen
frei gestalten konnten, nahmen die Partner in
Westeuropa wie heute die vorderen Plätze in
den Handelsstatistiken ein. Vor diesem histori-
schen Hintergrund ist der aktuelle Weg der
baltischen Staaten in die Europäische Union
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durchaus nachvollziehbar. Er erscheint zudem
durch grundlegende Faktoren wirtschaftsgeo-
graphischer Natur vorgezeichnet: Der Ostsee-
raum erweist sich einmal mehr als ein ausge-
prägter Integrationsraum, die Handelsbezie-
hungen zu den anderen Ostseeanrainern sind
intensiver, als es üblicherweise unter Nachbar-
ländern der Fall ist, und es bestätigt sich für
die baltischen Staaten die These, dass die Ost-
see ihre Anrainer stets mehr verbunden als ge-
trennt hat.
Hinsichtlich der noch in den Neunzigerjahren
an Bedeutung verlierenden Drehscheibenfunk-
tion in Richtung der GUS ist zu erwarten, dass
mit wachsenden Märkten in den Nachfolge-
staaten der Sowjetunion auch der baltische
„Osthandel“ wieder zunimmt. Denn anders als
in den zwanziger und dreißiger Jahren des vo-
rigen Jahrhunderts ist die GUS nicht aus-
schließlich binnenorientiert, wie es seinerzeit
die junge Sowjetunion war. Darüber hinaus
dürfte im Zeitalter der Globalisierung die 
Anziehungskraft weltweit offener Märkte zu-
künftig stärkere Spuren in den baltischen
Außenhandelsstrukturen hinterlassen. Trotz
der großen Anziehungskraft der Europäischen
Union werden daher auch Handelsbeziehungen
mit anderen Regionen der Weltwirtschaft –
etwa mit Nordamerika oder Asien – eine wach-
sende Rolle bei der Partnersuche im baltischen
Außenhandel spielen. In den Handelsstatistiken
ist dies bereits in Ansätzen erkennbar und wird
sich verstärken, wenn der Wandel zu interna-
tional wettbewerbsfähigen Produktionsstruk-
turen weiter erfolgreich vorangetrieben wird.
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ANMERKUNGEN
1 In Litauen nehmen Holzwaren mit 7,3% Platz 6 in der
Rangfolge ein und sind daher in Tabelle 4 nicht abgebil-
det.
2 Gravitationsmodelle stammen ursprünglich aus der
Physik und Astronomie. Sie bauen auf Newtons Gravita-
tionsgesetz auf, das besagt, dass die Anziehungskraft
zwischen zwei Himmelskörpern positiv von deren Masse
und negativ von (konkret: dem Quadrat) ihrer Entfernung
voneinander abhängt. Dieses physikalische Gesetz wurde
auf raumwirtschaftliche Disziplinen übertragen, wobei
„physische Masse“ als Anziehungskraft durch einen ge-
eigneten Indikator für die Attraktivität eines Handelspart-
ners oder eines Standorts ersetzt wurde. Deardorff (1995,
9 ff.) konnte nachweisen, dass das Gravitationsmodell
mit zahlreichen Handelsmodellen kompatibel ist, so auch
mit dem Heckscher-Ohlin-Modell, das Handelsbeziehun-
gen mit relativen Ausstattungen der jeweiligen Handels-
partner mit Produktionsfaktoren erklärt. Zu neueren An-
sätzen in diesem Zusammenhang siehe Greenaway, Mil-
ner (2002) sowie Anderson, van Wincoop (2004).
3 All diese verschiedenen Kategorien von entfernungs-
bedingten Hemmnissen werden unter dem Begriff „trade
costs“ zusammengefasst; vgl. Anderson, van Wincoop
(2004) sowie Carrere/Schiff (2004).
4 Zu den ökonometrischen Details vgl. Laaser/Schrader
(2003b, 2004).
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(2002) verweisen darauf, dass im Kontext der
Europäischen Union für größere Teilräume
innerhalb oder im Grenzbereich der EU der Be-
griff der „Subregion“ verwandt wird, der noch
stärker den Bezug auf ein übergeordnetes
Ganzes enthält. 
Wichtig für die genannten Begriffsverwen-
dungen ist damit zum einen der Bezug auf die
nationalstaatliche Ebene: Regionen sind grö-
ßer oder kleiner als Nationalstaaten, aber nicht
identisch damit. Dieser Sachverhalt hat we-
sentliche Auswirkungen auf Legitimation und

menhängenden Teilraum mittlerer Größen-
ordnung in einem Gesamtraum“ (Sinz 1995,
805) Während in Geographie und Raumpla-
nung der Regionsbegriff überwiegend für Zu-
sammenhänge unterhalb der staatlichen und
oberhalb der lokalen Ebene benutzt wird, be-
zeichnet der Regionsbegriff auf der Ebene
internationaler Beziehungen wesentlich grö-
ßere Teilräume der Welt, denen verschiede-
ne Nationalstaaten zugehören. Hubel/Gänzle

Handlungsmöglichkeiten beteiligter Akteure
und damit auch auf die Wirksamkeit regional
bezogener Organisationen, wie in der Diskus-
sion um den Bedeutungsverlust national-
staatlich verfasster Politik deutlich wird (vgl.
z.B. die Beiträge in Beck 1998). Regionsbildung
wird in diesem Zusammenhang auch als
„postmoderne“ Politik bezeichnet, „die sich
von klassischen staatszentrierten Betrach-
tungsweisen löst“ (Hubel/Gänzle 2002, 3).

REGIONEN SIND KONSTRUKTE

Zum anderen muss für beide Begriffsverwen-
dungen davon ausgegangen werden, dass Re-
gionen – ebenso wie Nationalstaaten – keine a
priori vorhandenen, quasi „natürlichen“ Glie-
derungseinheiten der Realität darstellen, son-
dern zunächst vor allem begriffliche Kon-
strukte sind, die in bestimmten historischen
Konstellationen an spezifische Zwecke gebun-
den sind. Diese Konstrukte können, zum Bei-
spiel über die Bildung von Organisationen, für

EINLEITUNG – VIELFÄLTIGE
KOOPERATIONSANSÄTZE

Der EU-Beitritt der baltischen Staaten und Po-
lens im Mai 2004 stellt einen großen Schritt zur
Integration der Ostseeanrainer-Staaten in ge-
samteuropäische politische Strukturen dar. Der
formale Akt markiert den derzeitigen Stand 
eines langen Entwicklungsprozesses, der aus
Sicht der baltischen Staaten ihre eigenständige
„Rückkehr nach Europa“ nach Jahrzehnten der
Fremdherrschaft bedeutet. 
Neben diesem Einbezug in übergeordnete
Strukturen gibt es eine Reihe von Koopera-
tionsansätzen, die sich speziell auf die Länder
des Ostseeraums beziehen und überwiegend
nach 1990 entstanden sind. Diesen ostsee-
spezifischen Kooperationen staatlicher und
nicht-staatlicher Akteure gilt das Interesse die-
ses Beitrags. Dabei wird zunächst kurz auf die
Begriffe Region und Regionsbildung eingegan-
gen, wobei Regionen als spezifische Konstruk-
tionsleistungen von politischen und anderen
Akteuren mit jeweils unterschiedlichen Interes-
sen verstanden werden. Die den Ostseeraum
konstruierenden Akteure mit ihren Interessen
werden im Hauptteil vorgestellt; anschließend
folgt ein Überblick über die wichtigsten Ostsee-
kooperationen mit ihren Zielen, Beteiligten und
Arbeitsformen. Ein Fazit zu Problemen und Per-
spektiven politischer Kooperation im Ostsee-
raum schließt den Beitrag ab. 

REGION UND REGIONSBILDUNG – ZUM
BEGRIFFSVERSTÄNDNIS

Der Begriff Region wird in verschiedenen Be-
deutungsnuancen verwandt. Allgemein ver-
steht man unter einer Region „einen durch be-
stimmte Merkmale gekennzeichneten, zusam-

DIE OSTSEEANRAINER: AKTEURE, INTERESSEN, THEMEN UND ORGANISATIONEN 

Regionale und transnationale Zusammenarbeit 
im Ostseeraum
RUTH BÖRDLEIN

Der Beitritt von Estland, Lettland, Litauen
und Polen zur EU ist gleichbedeutend mit
einem weiteren Schub für die Integration
der Ostseeanrainer-Staaten. Ein Blick 
auf den Ostseeraum zeigt, dass nicht nur
die gesamteuropäischen Strukturen an
Bedeutung gewonnen haben. Überwie-
gend in den Neunzigerjahren entwickel-
ten sich zahlreiche Kooperationen staat-
licher und nicht-staatlicher Akteure. Der
Beitrag von Ruth Bördlein ordnet und be-
schreibt all diese Kooperationen. Der
Überblick über die jeweiligen Akteure,
Interessen, Themen, Arbeitsformen und
Organisationen zeigt die Vielfalt der Zu-
sammenarbeit im Ostseeraum. In dem Fa-
zit wird deutlich, dass der Ostseeraum
ein beispielgebendes Laboratorium zur
Entwicklung regionaler und transnatio-
naler Kooperationen und Institutionen
ist. Red.
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das tägliche Leben der Menschen erhebliche
Bedeutung erlangen, die Entwicklung der Eu-
ropäischen Union und ihres Regelwerks ist da-
für ein prominentes Beispiel. Ohne die um-
fangreiche Diskussion über das Verhältnis von
Naturraum, kultureller Aneignung und Re-
gionsbildung darstellen zu können, ist für das
hier vorausgesetzte Verständnis des Ostsee-
raumes Folgendes festzuhalten: Regionsbil-
dung muss als komplexer Prozess verstanden
werden, der durch verschiedene, eng mitein-
ander verknüpfte Aspekte charakterisiert wer-
den kann (vgl. z.B. Paasi 1986): 
■ „Räumliche Form“: Herausbildung einer Ab-

grenzung aufgrund tatsächlicher Interak-
tionen und Entwicklung eines Bewusstseins
von diesen territorialen Grenzen. Dabei sieht
Boje Groth (2001, 2) regionale Integration
dann als gegeben an, wenn „funktionale,
ökonomische und kulturelle Beziehungen
innerhalb einer Region stärker sind als die
Beziehungen nach außen“ (Übers. R.B.). 
Gemessen an einem solchen Regionsver-
ständnis kann der Ostseeraum derzeit
(noch) nicht als integrierte Region betrach-
tet werden.

■ „Symbolische Form“: Etablierung einer spe-
zifischen regionsbezogenen Symbolik zur
Unterscheidung der „eigenen“ Region von
allen anderen, hierzu gehört beispielsweise
die Benennung. Dieser symbolische Bezug
kann sich an naturräumlichen oder land-
schaftlichen Gegebenheiten orientieren,
aber auch andere Kriterien, zum Beispiel
historischer oder kultureller Art, sind mög-
lich. Im Fall des Ostseeraums bezieht sich die
Benennung auf die naturräumliche Situa-
tion; zur inhaltlichen Begründung neuer
Kooperationen und zum Nachweis histori-
scher Anknüpfungspunkte wird häufig auf
die Handelstradition des hansischen Städte-
bunds verwiesen.

■ „Institutionelle Form“: Entwicklung von 
Institutionen und Organisationen, die sich
auf die Region beziehen; damit ist im All-
gemeinen auch die Verfestigung von Bezie-
hungen von Akteuren innerhalb der Region
verbunden.

Die Frage, inwieweit Regionen „machbar“ sind,
ist nach wie vor umstritten. Empirische Unter-
suchungen zeigen ein komplexes, schwer zu
verallgemeinerndes Bild von „top-down“-
Strategien und „bottom-up“-Initiativen. Die
jeweilige Entwicklung der Regionsbildung ist
danach stark von spezifischen Bedingungen
wie politisch-administrativem, rechtlichem
und finanziellem Rahmen, bisherigen Koope-
rationserfahrungen aber auch konkreten Ak-
teurkonstellationen und deren Handlungs-
orientierungen geprägt. Neben der inneren
Dynamik als Auslöser für Regionsbildungen
(„inside-out“-Perspektive) sind darüber hinaus
im Bereich internationaler Politik die Einflüsse
von außen, insbesondere der jeweiligen Groß-
mächte, nicht zu vernachlässigen („outside-
in“-Perspektive, vgl. Möller 1999, 174).
Die Untersuchung spezifischer Regionalisie-
rungen darf daher nicht der Gefahr erliegen,
den Untersuchungsgegenstand als gegeben
und statisch zu betrachten, sondern muss ih-
ren Schwerpunkt auf den Prozess der Heraus-
bildung und Herstellung von Regionen legen.

148

DER OSTSEERAUM ALS „NEUE REGION“ 
IN EUROPA

Die Tatsache, dass „der Ostseeraum“ seit eini-
gen Jahren wieder als Region innerhalb Euro-
pas wahrgenommen wird, verdeutlicht die his-
torische Bedingtheit von Regionalisierungen.
Das Mare Balticum hatte über viele Jahrhun-
derte durch intensive Handelsbeziehungen –
mit der Hanse als bekanntester Form – einen
Kommunikations- und Interaktionsraum gebil-
det und war lange ein Bezugspunkt der Strate-
gien der wechselnden europäischen Groß-
mächte. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden
diese Verbindungen für ein halbes Jahrhundert
unterbrochen, „was letztlich dazu führte, dass
das Gebiet seine Rolle als Verbindungsglied und
Handelsroute verlor“ (Östhol 1999, 33).
Eine Reaktion auf die faktische Teilung des Ost-
seeraumes in zwei Lager war die Herausbildung
einer neuen Regionalisierung, nämlich des „Nor-
dens“ als Zusammenschluss der skandinavischen
Länder und Islands, die mit der Etablierung des
Nordischen Rates 1952 eine organisatorische
Form fand. Die Themen dieser nordischen Zu-
sammenarbeit waren vielfältig, Fragen der Sicher-
heitspolitik blieben jedoch aufgrund der unter-
schiedlichen Orientierung (NATO-Mitgliedschaft
Islands, Norwegens und Dänemarks, Neutrali-
tätspolitik Schwedens und Finnlands) ausge-
klammert. Diese Kooperation hatte – in Verbin-
dung mit dem Bild eines politisch kohärenten,
sozialstaatlichen Nordens – zu dem „Mythos ei-
ner nordischen Schicksalsgemeinschaft“ geführt,
„der innerhalb und außerhalb des Nordens ent-
wickelt, aber politisch nur als pragmatische und
flexible Zusammenarbeit in verschiedenen Sach-
bereichen umgesetzt wurde“ (Strath 1999, 20).
Henningsen (1996, 153) weist darauf hin, dass
diese Konzeption des Nordens gegenüber vormo-
dernen geopolitischen Konzeptionen eine Redu-
zierung bedeutete, war doch bis in das 19. Jahr-
hundert hinein häufig eine geopolitische Ver-
knüpfung zwischen Fennoskandien und Russ-
land, also „Norden“ und „Osten“ gesehen worden.

UNTERSCHIEDLICHE INTERESSEN 
DER ANRAINERSTAATEN

Die Gesamtperspektive auf den europäischen
Nordosten wurde nach dem Ende der System-
konfrontation, der Auflösung der Sowjetunion
und der Wiedergründung der baltischen Repu-
bliken als unabhängige Nationalstaaten wieder
ermöglicht. Damit konnte „die Ostsee“ nach
1989 „wieder ein Begriff der Tagespolitik“ wer-
den (Strath 1996, 21). Dabei verfolgten und
verfolgen die verschiedenen Akteure durchaus
unterschiedliche Interessen, was sich sowohl
anhand der Geschichte der Osterweiterung von
EU und NATO (vgl. die Beiträge von A. Urzde und
W. van Meurs in diesem Heft oder Siedschlag
2002) als auch am Beispiel der ostseespezifi-
schen Kooperationen zeigen lässt. Im Folgen-
den werden kurz gefasst die Interessen der we-
sentlichen Beteiligten vorgestellt.

BALTISCHE STAATEN

Obgleich die baltischen Staaten von außen
häufig als Einheit betrachtet werden, sind die

Entwicklungsverläufe im Transformationspro-
zess durchaus unterschiedlich. Übereinstim-
mung herrscht jedoch hinsichtlich der Moti-
vation zur Ostseekooperation, die im Span-
nungsfeld zwischen der Sicherung der gerade
wieder erlangten staatlichen Unabhängigkeit
und der vor allem sicherheitspolitisch moti-
vierten Integration in europäische Strukturen
steht. Das nachvollziehbare Sicherheitsbe-
dürfnis gegenüber Russland korrespondiert
mit dem Bestreben, die starke ökonomische
Abhängigkeit von Russland durch Vertiefung
der ökonomischen Beziehungen mit den nörd-
lichen und westlichen Nachbarn zu verringern.
Dabei wird nach Einschätzung von Vilpisaus-
kas (1999, 120) die baltische regionale Inte-
gration gegenüber der Integration in die EU als
nachrangig angesehen. 
Um die Orientierung auf Europa historisch zu
begründen, wird vielfach an die Bedeutung
der Handelsbeziehungen der Hanse vom 12.
bis zum 17. Jahrhundert angeknüpft, auch
wenn deren Geschichte unterschiedlich inter-
pretiert wird. Standen für skandinavische His-
toriker vielfach die Dominanz- und Abhängig-
keitsverhältnisse im Vordergrund, so werden
heute stärker die vergleichsweise wenig krie-
gerische, Kontakt fördernde und Wohlstand
schaffende Seite des Netzwerks norddeut-
scher Kaufleute hervor gehoben (vgl. Hammel-
Kiesow 2000). 

SKANDINAVISCHE LÄNDER

Auch die skandinavischen Länder können im
Hinblick auf ihre Orientierung auf den Ostsee-
raum nicht als Einheit betrachtet werden. Viel-
mehr stellen der EU-Beitritt Schwedens und
Finnlands 1995 sowie die Osterweiterung der
EU die bisherige Kooperation der nordischen
Länder im Nordischen Rat grundlegend in
Frage (vgl. Steinfeld 1996, 24ff.). Zudem gibt
es zwischen den skandinavischen EU-Mitglie-
dern Unterschiede im Ausmaß der EU-Integra-
tion. Durch eine verstärkte Ausrichtung auf
die Kooperation im Ostseeraum könnte das
Gewicht der nordeuropäischen Länder inner-
halb der EU gestärkt werden und die „Mittel-
meerperspektive“ durch eine „Ostseeperspek-
tive“ ergänzt werden. Diese Ausrichtung zeigt
sich deutlich an den politischen Initiativen
innerhalb der EU, die beispielsweise während
der ersten Ratspräsidentschaft Finnlands
1997 zur Formulierung der „Nordischen Di-
mension“ als Politikansatz geführt haben (vgl.
auch unter dem Kapitel „Europäische Union“).

RUSSLAND

Russland ist ab Mai 2004 der einzige direkte
Ostseeanrainer, der nicht der EU angehört und
auch keinen Beitritt anstrebt. Die Sicherung
einer eigenständigen Position unter Erhal-
tung des Status‘ als Großmacht prägt daher
die russischen Interessen. Nachdem zunächst
NATO- und EU-Beitritt der baltischen Staaten
unter Hinweis auf eigene sicherheitspolitische
Interessen abgelehnt wurden, gab Moskau
diese Position 2002 „gegen massive politische
Zugeständnisse des Westens“ – insbesondere
die Etablierung des NATO-Russland-Rates –
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auf (Siedschlag 2002, 62). Die Exklave des Ka-
liningrader Gebietes ist heute weniger aus
strategischen Gründen (die Zone wurde stark
demilitarisiert), sondern eher aus der Sicht von
Bevölkerung (Zugangsregelung nach Russ-
land) und Wirtschaft (möglicher Transportkor-
ridor) ein wesentliches Thema. In dem Bestre-
ben, den weiteren wirtschaftlichen und sozia-
len Abstieg des Kaliningrader Gebiets und
mögliche negative Folgen für die benachbar-
ten Staaten zu verhindern, treffen sich die
Interessen Russlands und der EU, wobei die
Souveränität und Einheit Russlands bei der
Regelung der Frage stets berücksichtigt wer-
den müssen.

POLEN

Die polnische Außenpolitik ist im Vergleich zu
den baltischen oder skandinavischen Staaten
vergleichsweise geringer auf die Ostsee orien-
tiert (vgl. Bergedorfer Gesprächskreis 2001, 2),
bilaterale Kooperationen genießen einen hö-
heren Stellenwert. Die Grenze zum Kaliningra-
der Gebiet und die damit verbundenen Pro-
bleme sind jedoch auch für Polen wichtige
Gründe für eine Beteiligung an Kooperations-
strukturen im Ostseeraum.

DEUTSCHLAND

Auch wenn in der deutschen Außenpolitik ten-
denziell die Beziehung zu Russland die Per-
spektive auf den Ostseeraum prägt, war
Deutschland in einer frühen Phase der 90er-
Jahre an der Gründung ostseespezifischer Ko-
operationen beteiligt. So geht zum Beispiel die
Gründung des Ostseerates 1992 auf eine Initi-
ative der damaligen Außenminister Däne-
marks und Deutschlands zurück. In der – mit
anderen großen EU-Mitgliedern geteilten – bis
weit in die Mitte der 90er-Jahre reichenden
Skepsis gegenüber einem NATO- und EU-Bei-
tritt der baltischen Staaten zeigt sich die Ten-
denz, die sicherheitspolitischen Bedenken
Russlands zeitweise höher zu gewichten als
den Integrationswunsch der kleinen Ostseean-
rainer (vgl. Siedschlag 2002). Ein deutlich aus-
geprägteres Interesse an verstärkter Ostseeko-
operation ist bei den norddeutschen Bundes-
ländern Hamburg, Schleswig-Holstein, Meck-
lenburg-Vorpommern und teilweise auch noch
Brandenburg zu verzeichnen, die sich auf-
grund ihrer Lage als Verbindungsraum zwi-
schen der dicht besiedelten Kernregion der EU
und der potenziellen Wachstumsregion ökono-
mische Impulse erhoffen. Eine ganze Reihe von
Ostseekooperationen wird daher von deut-
scher Seite wesentlich durch diese Bundes-
länder unterstützt. 

EUROPÄISCHE UNION

Die EU hat im Zuge ihrer schrittweisen Erwei-
terung Regionalisierungen in beiden genann-
ten Begriffsnuancen erfahren: So wurde zum
einen die Entscheidung über die Vergabe von
Mitteln der Regionalförderung dezentralisiert,
d.h. von der nationalen Ebene auf subnatio-
nale Einheiten verlagert, zum anderen wurden

in den Randbereichen der EU Teilregionen de-
finiert und strategische Entwicklungskonzepte
für diese Regionen erarbeitet. Neben dem
Mittelmeerraum ist der nordeuropäische
Raum eine dieser Subregionen der EU, der in
den 90er-Jahren in das Blickfeld der Kommis-
sion rückte. Finnland nutzte seine EU-Präsi-
dentschaft 1997 zum Vorschlag eines regio-
nalpolitischen Programms für die „Nördliche
Dimension“ (Northern Dimension);1 dieses
wurde 1999 als offizielle EU-Politik beschlos-
sen. Das Aktionsprogramm aus dem Jahr 2001
formuliert politische Prioritäten und Projekte
zur Integration der nördlichen Nachbarn der
EU, wobei mittlerweile von diesen Nachbarn
nur noch Russland „EU-Ausland“ ist.
Für die Finanzierung dieser Pläne bzw. daraus
entwickelter konkreter Projekte hat die EU ver-
schiedene Programme aufgelegt, die im Zuge
der Konkretisierung des Erweiterungsprozes-
ses immer stärker differenziert wurden. Die
ursprünglich klare Dreiteilung – Interreg als
Programm zur grenzüberschreitenden Koope-
ration innerhalb der EU, Phare, Sapard und
Ispa als spezifische Programme für die Bei-
trittskandidaten und Tacis (vgl. Tab. 1 auf S.
150) als Programm zur Unterstützung Russ-
lands und weiterer GUS-Staaten – lässt sich
aufgrund verschiedener Programmergänzun-
gen nicht mehr aufrecht erhalten. Das Inter-
reg-Programm hat drei Ausrichtungen, wobei
die Ausrichtung A auf grenzübergreifende Zu-
sammenarbeit benachbarter Gebiete abstellt,
bei der Ausrichtung B die transnationale Zu-
sammenarbeit zwischen nationalen, regiona-
len und lokalen Behörden gefördert wird und
Ausrichtung C den interregionalen Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch im Bereich
Regionalentwicklung unterstützt.2 Interreg
IIIB unterstützt transnationale Zusammenar-
beit, um eine ausgeglichene und nachhaltige
Entwicklung Europas zu fördern. Das Gesamt-
gebiet der EU ist dafür in verschiedene Koope-
rationsräume eingeteilt, die „Ostseeregion“
umfasst alle Ostseeanrainer.3 Projektanträge
müssen jeweils Kooperationspartner aus min-
destens drei Ländern umfassen, von denen
zwei Länder sich an der Finanzierung beteili-
gen sollen. Neben diesen speziellen Program-
men können nach dem EU-Beitritt von den
neuen Mitgliedern, die alle zu den am stärk-
sten geförderten Gebieten gehören, Mittel aus
den anderen EU-Fonds und EU-Programmen
in Anspruch genommen werden.
Insgesamt ist die EU-Förderung als wesentli-
che Finanzierung verschiedener Kooperations-
ansätze aus der Region nicht mehr wegzuden-
ken, auch wenn immer wieder Kritik an der
Unübersichtlichkeit und der fehlenden Ab-
stimmung der verschiedenen Förderpro-
gramme laut wird. Trotz verschiedener Stufen
der Berichterstattung und Evaluation vor,
während und nach Abschluss der Projekte ist
die Dauerhaftigkeit von Kooperationen nach
Auslaufen der finanziellen Förderung vielfach
zweifelhaft.

ANDERE, NICHT-STAATLICHE AKTEURE

Für die Entwicklung der Kooperationen im
Ostseeraum sind auch andere Akteure bedeu-
tend. Dabei sind vor allem Vertreter der Wirt-

schaft, Umweltverbände sowie Städte und Ge-
meinden zu nennen. Aus deren spezifischen
inhaltlichen Interessen resultieren multifunk-
tionale oder themenbezogene regionale Zu-
sammenschlüsse, die es sich zur Aufgabe ge-
macht haben, die teilweise etwas schwerfälli-
gen Regierungsaktivitäten durch Initiativen
„von unten“, zum Beispiel durch Erfahrungs-
austausch und gemeinsame Projekte auf der
kommunalen Ebene, inhaltlich zu füllen.
Als Fazit lässt sich festhalten, dass Koopera-
tion im Ostseeraum aus unterschiedlichen
Motivationen heraus erfolgt. Zentral ist für die
Strategien nahezu aller Beteiligter das Ver-
hältnis zu Russland, des neben Norwegen 
einzigen Ostseeanrainers, der nicht der EU an-
gehört. Dabei ist eine Mischung aus sicher-
heitspolitischen und ökonomischen Motiven
charakteristisch, die von den verschiedenen
Beteiligten unterschiedlich gewichtet werden. 

VIELFALT IM OSTSEERAUM:
ORGANISATIONEN UND PROGRAMME

Versucht man, sich einen Überblick über ost-
seebezogene Kooperationen zu verschaffen,
so ist man mit einer verwirrenden Vielzahl von
Abkürzungen, die Organisationen, Programme
oder Projekte bezeichnen, konfrontiert. Im Fol-
genden werden eine Reihe dieser Organisatio-
nen mit ihren Zielen, Beteiligten, Programmen
und bisherigen Ergebnissen vorgestellt, wobei
als Gliederungskriterium das Verhältnis zum
Ostseerat als dem Dach der Kooperation in der
Region herangezogen wird. Neben den Part-
nern des Ostseerates werden dann noch kurz
weitere Initiativen vorgestellt, um die Vielge-
staltigkeit der Organisationsformen zu ver-
deutlichen. Dabei kann weder im Bereich der
themenbezogenen Zusammenschlüsse nicht-
staatlicher Akteure noch im Hinblick auf teil-
räumliche Kooperationen aufgrund der Dy-
namik der Entwicklung Vollständigkeit ange-
strebt werden. Das gemeinsame Internet-Por-
tal www.balticsea.net bildet den Zugang zu
zehn großen Ostsee-Organisationen und ist
für Interessierte ein guter Einstieg für eigene
Recherchen.

ZUSAMMENARBEIT INNERHALB DER
STRUKTUREN DES OSTSEERATES

Der Ostseerat (Council of the Baltic Sea States/
CBSS)4 wurde 1992 auf dänische und deutsche
Initiative als regionales Forum für Regierungs-
kooperation gegründet. Mitglieder des Ostsee-
rates sind die Außenminister der Länder Däne-
mark, Deutschland, Estland, Finnland, Island,
Lettland, Litauen, Norwegen, Polen, Russland,
Schweden sowie ein Vertreter der Europäi-
schen Kommission. Sechs weitere europäische
Länder sowie die USA haben einen Beobach-
terstatus. Im Rahmen des Ostseerates finden
auch Treffen von Fachministern zu verschie-
denen Kooperationsthemen statt, seit 1996
werden zweijährige Treffen der Regierungs-
chefs (Baltic Sea States Summits) durchge-
führt (s.u.). Aufgrund eines Beschlusses auf
dem 3. Gipfeltreffen in Kolding 2000 wird alle
Kooperation auf Regierungsebene unter dem
Dach des Ostseerates durchgeführt, was zu ei-
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ner organisatorischen Differenzierung der Ar-
beitsstruktur und einer großen Bandbreite der
bearbeiteten Themen des Ostseerates geführt
hat (vgl. Abb. 1 auf S. 151). Wichtigste Ar-
beits- und Entscheidungsebene zwischen den
regelmäßigen Ministertreffen ist der Aus-
schuss hoher Beamter (Committee of Senior
Officials/CSO). Die Zusammenarbeit auf fach-
ministerieller Ebene hat sich bislang in folgen-
den Bereichen entwickelt: Landwirtschaft,
Kultur, Wirtschaft, Bildung, Energie, Umwelt,
Finanzen, Gesundheit, Informations- und
Kommunikationstechnologie, Justiz und in-
nere Angelegenheiten, Soziales und Arbeit,
Transport und Jugend. Zum anderen werden
über verbundene Kooperationspartner (s.u.)
auch substaatliche Akteure und Vertreter
nicht-staatlicher Organisationen in die Tätig-
keit des Ostseerates einbezogen. Das betrifft
beispielsweise auch die Arbeit an der ersten
transnationalen Agenda 21, „Baltic 21“.5 Das
allgemeine Ziel einer nachhaltigen Entwick-
lung für die Region soll für sieben Sektoren –
Landwirtschaft, Energie, Fischerei, Forstwirt-
schaft, Industrie, Tourismus und Transport,
Raumplanung sowie Bildung/Erziehung – spe-
zifiziert und in konkrete Projekte übersetzt
werden. Diese Sektoren werden von unter-
schiedlichen Ländern federführend betreut; in
die Projektarbeit sind neben den staatlichen
Vertretern auch Nicht-Regierungsorganisatio-
nen einbezogen. Im Politikfeld Raumplanung
und Umweltschutz hat sich aus dem Kreis der
national und subnational zuständigen Minis-
ter eine eigene Initiative entwickelt, die mit
VASAB 2010+ (Visions and Strategies around

the Baltic Sea 2010+) ein Konzept für die
raumstrukturelle Entwicklung des Ostsee-
raums und den Erfahrungsaustausch inner-
halb der Region vorgelegt hat. Im Rahmen der
Ostseeagenda Baltic 21 ist das entsprechende
Committee on Spatial Development/Baltic Sea
Region (CSD/BSR) in die Initiative des Ostsee-
rates eingebunden. Auch das Projekt einer
Euro-Fakultät, die ein gemeinsames Lehrpro-
gramm an den baltischen Universitäten Riga,
Tartu und Vilnius/Wilna und künftig auch in
Kaliningrad/Königsberg anbietet, wird vom
Ostseerat gefördert. Diese Beispiele zeigen,
wie verschiedene Kooperationsansätze unter
dem Dach des Ostseerates koordiniert werden.
Hubel/Gänzle (2002) bewerten den Ostseerat
als „eine regionale, auf die Ostsee gerichtete
zwischenstaatliche Kooperation, die durch eine
differenzierte Form der Mitgliedschaft und Teil-
nahme von weiteren Staaten über diesen geo-
graphischen Raum hinausweist“. Inwieweit
diese Kooperation nach der EU-Osterweiterung
als eigenständige Institution erhalten bleibt,
wird sich in den nächsten Jahren zeigen. 
Der Ostseegipfel (Baltic Sea States Summit):
Seit 1996 finden zweijährliche Treffen der Re-
gierungschefs der Mitgliedsländer des Ostsee-
rates und des Präsidenten der EU statt, womit
die bisherige Kooperation weiter aufgewertet
wurde. Durch die Abschlussdokumente der
Gipfeltreffen wurden verschiedene Koopera-
tionen angestoßen. Das betrifft beispielsweise
die oben genannte Agenda „Baltic 21“, oder die
Task Forces zur Organisierten Kriminalität (TF-
OC) bzw. zur Kontrolle ansteckender Krankhei-
ten (TF-CDC) und der Aktionsplan zur Nordi-
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ÜBERSICHT 1: FÖRDERPROGRAMME DER EUROPÄISCHEN UNION MIT SPEZIFISCHER AUSRICHTUNG AUF DEN OSTSEERAUM UND DIE
BEITRITTSLÄNDER

Quelle: http://europa.eu.int/comm/enlargement/pas/; htttp://spatial.baltic.net/programme.html/

Ziel/e

Beteiligte Länder

Zeitraum

Dotierung/
Finanzierung

Transnationale Koope-
ration in den Bereichen
Raumplanung und 
Regionalentwicklung
im Ostseeraum, 
Schwerpunkt der 
Förderung im Bereich 
Konzeptentwicklung
und Vernetzung

Verschiedene Sub-
regionen in Europa, 
Region „Baltic Sea 
Region“ umfasst 
Gebiete in den Mit-
gliedsstaaten, in 
Norwegen, Russland
und Weißrussland

Aktuelle Förderperiode
2000-2006; Beitritts-
staaten ab 1.1.2004

Rund 25 Mio. Euro 
pro Jahr, zu 25% 
kofinanziert von den
Beitrittsländern

Unterstützung für Bei-
trittskandidaten, durch
Einführung von Sapard
und Ispa ergänzt

Zunächst nur Polen 
und Ungarn, bis 2004
alle Beitrittsländer

Läuft für Beitritts-
länder 2005 aus

Rund 1,5 Mrd. Euro
jährlich für alle 
10 Beitrittsländer

Unterstützung der 
Beitrittsländer im 
Bereich Landwirt-
schaft und Ländliche
Entwicklung

10 Beitrittsländer

Beginn 1999 als Teil 
der Agenda 2000

Bis 2003 für 
10 Beitrittsländer jähr-
lich 560 Mio. Euro

Instrument für Struk-
turpolitik der Beitritts-
kandidaten, Förderung
der ökonomischen und
sozialen Kohäsion v.a.
durch die Förderung
von Umweltprojekten
und Transportinfra-
struktur

10 Beitrittsländer 

Beginn 1999

Bis 2003 für 
10 Beitrittsländer jähr-
lich 1,1 Mrd. Euro

Zunächst technische
Hilfe, mittlerweile um-
fassende Unterstützung
des Transformations-
prozesses (institutio-
nelle Reformen, Privater
Sektor, Infrastruktur,
Umweltschutz, Reaktor-
sicherheit, ländliche
Entwicklung)

12 Länder Osteuropas
und Zentralasiens, 
u.a. Russland

Beginn 1991;
derzeit Programm
2000-2006

Seit 1991 rund 3,4 Mrd.
Euro in über 3000 Pro-
jekten, Mindestgröße
von Projekten erforder-
lich (2 Mio. Euro)

Programm Interreg IIIB/ Phare Sapard Ispa Tacis 
Ostseeraum

schen e-Dimension, die im Rahmen des CBSS
weiter betreut werden. Das fünfte Gipfeltref-
fen in Tallinn 2004 zum Schwerpunktthema
„Maritime Sicherheit“ wird von Beobachtern
kritisch beurteilt, ließen sich doch vier der elf
Regierungschefs von nachgeordneten Regie-
rungsmitgliedern vertreten (Gollnik 2004). 

PARTNERORGANISATIONEN ALS
„SPEZIELLE TEILNEHMER“

Die Parlamentarische Konferenz zum Ostsee-
raum6 (Baltic Sea Parliamentary Conference/
BSPC): Die Konferenz wurde 1991 gegründet
und will die Zusammenarbeit zwischen den
parlamentarischen Institutionen in der Ost-
seeregion sowohl auf regionaler als auf natio-
naler Ebene entwickeln. BSPC versteht sich als

Saupe
urheberrecht
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Initiatorin und Begleitern von allen Aktivitäten
im Ostseeraum, insbesondere jedoch des Ost-
seerates. Die zwölfte Konferenz fand 2003 im
finnischen Oulu statt und befasste sich mit
den Themen „Wissensbasierte Gesellschaft im
Ostseeraum und ihre Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt“ sowie „Sicherheit der Meere im
Kontext von Transport und Umwelt im Ostsee-
raum“. Zwischen den jährlichen Sitzungen ist
ein Ständiges Komitee von fünf Parlamenta-
riern für die Umsetzung der jeweiligen Reso-
lutionen verantwortlich. In der Arbeit wird es
vom Sekretariat des Nordischen Rates in Ko-
penhagen unterstützt.
Die Konferenz der peripheren maritimen Regio-
nen Europas – Ostseekommission7 (Conference
of Peripheral Maritime Regions of Europe – Bal-
tic Sea Commission/CPMR-BS): In der CPMR
sind rund 150 Regionen aus 25 Staaten Euro-

pas zusammengeschlossen, die ihre Interessen
als periphere maritime Regionen gemeinsam
vertreten wollen. Eine der sieben Untereinhei-
ten ist die 1996 gegründete CPMR-BSC, die
Mitglieder aus allen Ostseeanrainerstaaten au-
ßer Polen und Russland hat und ein Sekretariat
in der Region Paijat-Häme in Finnland unter-
hält. Neben der gemeinsamen Interessenver-
tretung ist die Förderung der Zusammenarbeit
innerhalb der Region wesentliches Anliegen.
Dazu unterstützt die CPMR-BSC einige Interreg
IIIB und C Projekte im Hinblick auf eine polyzen-
trische Entwicklung Europas. 
Die Kooperation der sieben Ostseeinseln (Baltic
Sea Seven Islands Cooperation Network)8: Seit
1998 besteht der Zusammenschluss der sieben
größten Inseln der Ostseeregion zur Bearbei-
tung gemeinsamer Probleme. Mitglieder sind
die Inseln Bornholm, Gotland, Hiiumaa, Rügen,
Saaremaa, Aland und Öland. Neben einer jähr-
lichen Konferenz, die 2004 in Rügen stattfand,
unterhält der Zusammenschluss verschiedene
Arbeitsgruppen und ein mit dem Vorsitz wech-
selndes Sekretariat.
Die Subregionale Kooperation der Ostseestaaten
(Baltic Sea States Subregional Cooperation/
BSSSC)9: Die Organisation wurde 1993 als Re-
aktion auf einen Aufruf des Ostseerates ge-
gründet, die subregionale Zusammenarbeit zu
verbessern. Derzeit nehmen über hundert Sub-
regionen (Kreise, Länder, Oblasts, Provinzen) re-
gelmäßig an den jährlichen Konferenzen teil.
Ziele der Zusammenarbeit sind die Unterstüt-
zung der Zusammenarbeit unterhalb der natio-
nalen Ebene, die Formulierung einer kohären-
ten Ostseepolitik auf regionaler Ebene und die

Vertretung der Interessen der Subregionen
gegenüber nationalen, europäischen und inter-
nationalen Organisationen. Das Sekretariat der
BSSSC befindet sich in Gdansk/Danzig, Polen.
Die Union der Städte im Ostseeraum (Union of
the Baltic Cities/UBC)10: 1991 wurde die UBC
von 32 Städten gegründet, derzeit gehören ihr
über hundert Städte aus dem Ostseeraum an,
davon sechs aus Deutschland (Bützow, Greifs-
wald, Kiel, Lübeck, Rostock, Wismar). Die
Bandbreite der Mitgliedsstädte ist groß, so fin-
det sich unter den Mitgliedern neben St. Pe-
tersburg mit 4,2 Millionen Einwohnern auch
die mecklenburgische Kleinstadt Bützow mit
knapp 10.000 Einwohnern. Die UBC hat sich
zum Ziel gesetzt, die Kooperation und den Er-
fahrungsaustausch zwischen den Ostseestäd-
ten zu verbessern, wobei die Prinzipien der
Selbstverwaltung als wichtige Grundlage für
eine nachhaltige Entwicklung der Städte und
der Region insgesamt angesehen werden. Ne-
ben dem internen Erfahrungsaustausch sind
die Interessenvertretung für die Städte gegen-
über anderen Organisationen und die Förde-
rung der direkten Einwerbung von EU-Mitteln
für Projekte auf kommunaler Ebene die wich-
tigsten Anliegen. Das Sekretariat der UBC be-
findet sich in Gdansk/Danzig (Polen) und wird
von der Stadt finanziert. Die UBC ist organisa-
torisch deutlich ausdifferenziert, neben den
zweijährlich stattfindenden Generalkonferen-
zen gibt es derzeit neun thematische Kommis-
sionen. Im Vergleich zu thematisch speziali-
sierten Städtenetzen schätzt Kern (Kern 2001)
die Wirksamkeit von regional begrenzten und
multifunktionalen Städteallianzen als überle-
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gen ein. Die UBC ist damit ein Beispiel für ein
horizontales, nicht-hierarchisches Politiknetz-
werk, die gerade innerhalb der Strukturen der
EU immer mehr an Bedeutung gewinnen.

STRATEGISCHE PARTNER DES
OSTSEERATES

Die Vereinigung der Industrie- und Handels-
kammern des Ostseeraums (Baltic Sea Cham-
bers of Commerce Association/BCCA)11: Der
Zusammenschluss von mehr als fünfzig In-
dustrie- und Handelskammern aus Dänemark,
Deutschland, Estland, Finnland, Lettland, Li-
tauen, Norwegen, Polen, Russland und Schwe-
den wurde 1992 in Rostock gegründet, um der
„business community“ der Region eine ge-
meinsame Stimme für ihre Anliegen zu ver-
schaffen. Die in Kiel ansässige BCCA repräsen-
tiert mehr als 450.000 Unternehmen aller Sek-
toren in Nord- und Nordosteuropa. Die BCCA
hat drei wesentliche Ziele: Schutz und Stär-
kung der Interessen privaten Unternehmer-
tums durch Politikberatung und politische
Lobbyarbeit, Dienstleistung für Unternehmen
sowie Angebot an Kontakt- und Austausch-
möglichkeiten in der Region.
Das Baltic Development Forum (BDF)12: Die Or-
ganisation wurde 1999 als Netzwerk der „busi-
ness community“ und ihrer Entscheidungsträ-
ger gegründet, um neue unternehmerische
Möglichkeiten zu diskutieren und neue regio-
nale Strategien für Public-Private-Partnership
zu entwickeln. Das Ziel ist es, die Ostseeregion
durch die Entwicklung starker Verbindungen
und Partnerschaften von der Ostseeregion in
andere Länder insgesamt wirtschaftlich zu stär-
ken. Das BDF hat 2002 das Baltic Sea Research
Network initiiert sowie eine Stellungnahme zum
Aktionsplan 2004-2006 für die Nordische Di-
mension der Europäischen Union erstellt, um
die Position der Wirtschaft zu dokumentieren.
Das BDF hat seinen Sitz in Kopenhagen.
Das Baltic Sea Forum e.V. – Pro Baltica13: Der Ver-
ein ist 1992 als eine Nicht-Regierungsorganisa-
tion entstanden, die aktiv ein Netzwerk von
Unternehmen, Institutionen und Einzelperso-
nen aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung in
der Ostseeregion unterstützt. Das Ziel ist die
Stärkung ökonomischer und politischer Ver-
bindungen durch effektive internationale Part-
nerschaften zwischen den nordischen und 
baltischen Ländern, Deutschland, Polen und
Nordwest-Russland. Das Baltic Sea Forum ko-
operiert mit nationalen, regionalen und lokalen
Behörden, sein Sitz ist in Hamburg. 
Die NGO-Initiative Ostseekooperation (Baltic
Sea NGO Forum)14: Als NGO-Forum für den Ost-
seeraum wird ein Prozess jährlicher Treffen von
Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs) be-
zeichnet, der 2001 mit einer vorbereitenden
Konferenz in Kopenhagen seinen Anfang nahm.
Das Baltic Sea NGO Forum versteht sich als
Treffpunkt unterschiedlicher NGOs aus den Län-
dern der Region. Die Hauptziele sind die Stär-
kung der zivilgesellschaftlichen Strukturen
durch die Unterstützung von Ideenaustausch
und Netzwerkbildung einerseits sowie der Dia-
log mit Behörden und Regierungen anderer-
seits. Die bisherigen jährlichen Treffen haben 
jeweils in den Ländern des jeweiligen Ostsee-
ratsvorsitzes stattgefunden.
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Wichtige Beteiligte sind unter anderem die
Coalition Clean Baltic15, welche ihrerseits ein
Zusammenschluss von 27 Umweltorganisa-
tionen aus neun Ländern ist, aber auch Men-
schenrechts- und Flüchtlingsorganisationen. 
Das Netzwerk der Gewerkschaften im Ostsee-
raum (Baltic Sea Trade Union Network/BAS-
TUN)16: Das Netzwerk wurde 1999 gegründet
und versteht sich als Vertretung gewerkschaft-
licher Interessen im Rahmen des EU-Erweiter-
ungsprozesses. Dabei stehen die Formulierung
von Positionen zur Arbeitsmarkt-, Lohn- und
Sozialpolitik innerhalb der Nordischen Dimen-
sion, die Erarbeitung von Projektanträgen an
die EU, der Aufbau von gewerkschaftlichen Or-
ganisationen in den Transformationsländern
sowie die Vernetzung der gemeinsamen Inte-
ressen im Zentrum der Aktivitäten. BASTUN
wird gemeinschaftlich finanziert von der Gene-
raldirektion Erziehung und Kultur der EU, dem
Bund Nordischer Gewerkschaften sowie dem
Deutschen Gewerkschaftsbund. 
Die Helsinki Kommission (The Helsinki Com-
mission/HELCOM)17: Der 1974 begonnene
HELCOM-Prozess stellt einen der ältesten,
noch in der Hochphase der Systemkonfronta-
tion begonnenen Kooperationsansätze im
Ostseeraum dar. Das Anliegen der HELCOM als
ausführendes Organ der so genannten Hel-
sinki-Konvention („Convention on the Protec-
tion of the Marine Environment of the Baltic
Sea Area“) ist der Schutz der marinen Umwelt
der Ostsee vor allen Quellen der Verschmut-
zung. Zu diesem Zweck koordiniert HELCOM
entsprechende Regierungsaktivitäten der Ost-
seeanrainer sowie der Europäischen Union so-
wohl im gesamten Gebiet der Ostsee als auch
in den jeweiligen Einzugsgebieten, also den
binnenländischen Quellgebieten der Meeres-
verschmutzung. Nach einer Reihe von Dekla-
rationen zum Meeresschutz im Ostseeraum
wurde 1992 die Helsinki-Konvention mit kon-
kreten Regelungen zum Ostseeschutz für die
beteiligten Staaten verabschiedet. Der Ratifi-
kationsprozess zog sich einige Jahre hin, bis
1999 mit Polen und Russland auch die letzten
Ostseeanrainer die Konvention anerkannten.
Nachdem in einem ersten Schritt die Haupt-
quellen der Verschmutzung identifiziert wur-
den, unterstützt die Kommission Maßnahmen
zur Eliminierung dieser „hot spots“ und ande-
rer meeresverschmutzender Einflüsse.
Neben diesen Organisationen gibt es noch
eine ganze Reihe weiterer Zusammenschlüsse,
zum Teil ostseeweit und themenspezifisch (z.B.
Baltic Tourism Commission18; Baltic Local
Agenda 21 Forum19 oder den Städtebund „Die
Hanse“20), teilweise aber auch subregional be-
grenzt. Bei letzteren sind beispielsweise die
durch die EU geförderten Euroregionen zu
nennen, deren Ziel es ist, in Grenzbereichen
Interaktion und Kooperation in möglichst vie-
len Handlungsfeldern zu unterstützen (vgl.
Jurczek 2002). Im Ostseeraum sind beispiels-
weise die deutsch-polnisch-schwedische Re-
gion „Pomerania“21 oder die Euroregion „Bal-
tic“22 mit Teilnehmern aus sechs Ländern zu
nennen. Auch Interreg-Projekte wie zum Bei-
spiel STRING (South Western Baltic Sea Trans-
Regional Area – Inventing New Geography),
Baltic Palette zur Zusammenarbeit von Groß-
stadtregionen im östlichen Ostseeraum oder
Baltic Gateway zur Kooperation im Transport-

bereich der südlichen Ostsee haben jeweils die
Förderung von Kooperation und Vernetzung
zum Ziel. Diese teilräumlichen Kooperationen
sind in Ausgestaltung und Ergebnissen außer-
ordentlich vielfältig, so dass eine detaillierte
Darstellung hier nicht möglich ist.

PERSPEKTIVEN UND PROBLEME DER
KOOPERATION

Der Überblick zeigt, dass es eine fast unüber-
schaubare Zahl von Organisationen gibt, die
sich die Förderung der Kooperation im Ostsee-
raum zum Ziel gesetzt haben. Die an die Ent-
wicklung der Region geknüpften Hoffnungen
sind erheblich, gilt der Raum doch als künftige
Wachstumsregion innerhalb der EU. Koopera-
tion wird immer auch mit der verbesserten
Möglichkeit begründet, die ökonomischen Po-
tenziale der Region besser nutzen zu können.
Mittlerweile existieren die meisten Organisa-
tionen mehr als zehn Jahre, so dass zusammen-
fassend nun eine Zwischenbilanz gezogen wird.

UNÜBERSICHTLICHE
KOOPERATIONSLANDSCHAFT

An der Vielzahl der Organisationen ist grund-
sätzlich die große Bereitschaft zum Engage-
ment in der Region positiv zu bewerten. Je mehr
Akteure, Netzwerke und Organisationen jedoch
entstehen, desto unübersichtlicher wird die Ko-
operationslandschaft. Das birgt verschiedene
Risiken: zum einen ist es fast unmöglich, einen
Überblick über Projekte und deren Ergebnisse zu
behalten, wodurch Doppelarbeit kaum vermie-
den werden kann. Zum andern kann auch eine
Konkurrenzsituation zwischen den Organisa-
tionen bei der Einwerbung von Fördermitteln
einsetzen. Dabei ist ein Wettbewerb um gute
Ideen nicht grundsätzlich negativ zu bewerten,
er kann jedoch auch Kräfte binden und damit
kontraproduktiv sein. Da Kooperationen letzt-
lich auf der Bereitschaft von Einzelpersonen in
Verwaltungen, Verbänden oder Unternehmen
zum Engagement – oft neben der bisherigen Tä-
tigkeit – bestehen, ergibt sich schließlich die Ge-
fahr, dass dieser nicht unbegrenzt große Perso-
nenkreis zum Insider-Zirkel wird und den Bezug
zur Projektumsetzung verliert.
Die Themenfelder der Kooperationen weisen
eine große Bandbreite auf und decken – bis auf
Fragen militärischer Sicherheit – nahezu alle Po-
litikfelder ab. Umweltschutz als frühes Koope-
rationsthema (HELCOM) ist heute noch wichtig,
wird aber im Rahmen von Konzepten nachhal-
tiger Entwicklung stärker im Hinblick auf kon-
sensfähige Konzepte der Nutzung natürlicher
Ressourcen diskutiert als früher. Wichtige ak-
tuelle Kooperationsfelder sind im Bereich der
„weichen Sicherheitsthemen“ angesiedelt, d.h.
zum Beispiel die Bekämpfung organisierter 
Kriminalität, die Eindämmung ansteckender
Krankheiten oder – vor dem Hintergrund zuneh-
menden Schiffsverkehrs – maritime Sicherheit.

UNTERSCHIEDLICHE MOTIVATIONEN

Die Motivation zum Engagement im Ostsee-
raum ist in den verschiedenen Anrainerstaaten

RUTH BÖRDLEIN
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unterschiedlich, wie die Darstellung der Inter-
essenlagen gezeigt hat. Grundsätzlich ist in den
kleineren Ländern das Interesse an einer ost-
seebezogenen Perspektive ausgeprägter als in
den großen Ländern wie Russland, Deutschland
oder Polen. Hier gewinnt – beispielsweise in
Deutschland die Bundesländer – die subnatio-
nale Ebene an Bedeutung, die in manchen Län-
dern mit zentralisierten Verwaltungsstrukturen
allerdings noch kaum handlungsfähig ist.
Der EU-Beitritt hat zwar für die Beitrittsländer
viele administrative Hürden entfernt und Per-
spektiven über den Ostseeraum hinaus geöff-
net, die kurzfristigen Folgen für die Kooperation
dürfen jedoch nicht überschätzt werden. Zum
einen ist die Akzeptanz des EU-Beitritts in den
einzelnen Ländern sehr unterschiedlich, wie die
teilweise knappen Ergebnisse bei den Referen-
den oder die Wahlbeteiligung zur Europawahl
zeigen. Zum anderen werden das Wohlstands-
gefälle und die damit verbundenen sozialen
Probleme noch eine Weile andauern und inner-
halb der EU zu Veränderungen bei der bisheri-
gen Politik der Regionalförderung führen.
Als wesentlicher Prüfstein für die weitere Ent-
wicklung der Ostseeregion ist nach wie vor die
Frage nach der Zukunft des Kaliningrader Ge-
biets anzusehen, dessen Sonderstatus durch
die neue Situation als Enklave innerhalb des
EU-Gebiets nur noch verschärft wird. Solange
sich hier in der Zusammenarbeit zwischen EU
und Russland keine Perspektiven entwickeln,
wird eine echte Integration des Ostseeraums
nicht vollzogen werden können.

PROBLEME BEI DER KONKRETEN
AUSGESTALTUNG

Bei den vorhandenen Kooperationen zeigen
sich bei der konkreten Ausgestaltung – z.B. bei
der Beantragung und Umsetzung von EU-Pro-
jekten – häufig Probleme. Das betrifft zum ei-
nen die Kooperationspartner. In den Transfor-
mationsländern gibt es vielfach (noch) keine
handlungsfähigen Akteure jenseits staatlicher
Instanzen. Weder im unternehmerischen Be-
reich noch bei den zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren sind die Strukturen so weit entwickelt,

dass Projekte in nicht-staatlicher Trägerschaft
durchgeführt werden können. Staatliche Ko-
operationspartner sind gerade in zentralis-
tisch organisierten Ländern wie Russland oder
Polen eher weniger auf die Ostseeregion
orientiert. Zum anderen fehlt häufig die Mög-
lichkeit, die für viele EU-Programme erforder-
liche Kofinanzierung auf nationaler oder re-
gionaler Ebene sicherzustellen. 
Schließlich – und das gilt für die baltischen
Staaten wie Polen in gleicher Weise – ist in den
Staaten mit ihrer jungen Selbstständigkeit
vielfach die Furcht vor erneuter Dominanz von
außen – diesmal durch die EU und ihr Regel-
werk – zu verzeichnen. 
Trotz dieser Einschränkungen kann die bishe-
rige Entwicklung insgesamt positiv bewertet
werden, auch im Vergleich mit anderen Ko-
operationsräumen. Die vorhandenen Struktu-
ren zeigen positive Ansätze zur transnationa-
len Institutionenbildung, sowohl im staat-
lichen als auch im zivilgesellschaftlichen
Bereich. Die Entscheidung zur Bündelung und
Koordination der verschiedenen Kooperatio-
nen über den Ostseerat ist zu begrüßen, zumal
dort systematisch auch Nicht-Regierungsor-
ganisationen einbezogen sind. 

DER OSTSEERAUM ALS LABOR FÜR
KOOPERATIONEN

Die Ostseeregion ist verschiedentlich als Modell
für erfolgreiche Regionalisierung beschrieben
worden, die als Vorbild für andere europäische
Teilregionen gelten könne (vgl. Möller 1999). Da
Regionalisierungsprozesse aufgrund ihrer his-
torischen Einbindung schwer vergleichbar und
schlecht übertragbar sind, ist jedoch eher der
Einschätzung Henningsens zuzustimmen (Ber-
gedorfer Gesprächskreis 2002), dass der Ost-
seeraum als Laboratorium zur Entwicklung
transnationaler Institutionen beschrieben wer-
den kann: in einem Labor wird Neues auspro-
biert. Manche Versuche gelingen und führen zu
neuen Erkenntnissen, häufig auch zu neuen
Fragen. Manche Versuche gelingen nicht und
können auch dadurch zu neuen Erkenntnissen,
neuen Fragen und neuen Antwortversuchen
führen. In einem Labor werden motivierte Mit-
arbeiter benötigt, die Verantwortung für die 
Experimente übernehmen und sich dafür ein-
setzen. Ein Blick in die Geschichte der Laborwis-
senschaften zeigt allerdings auch, dass viele
Entdeckungen und Fortschritte außer durch
sorgfältig geplante Laborversuche auch durch
nicht reproduzierbare Zufälligkeiten zustande
kamen.  Für die Kooperation im Ostseeraum be-
deutet dies, dass einerseits die Planbarkeit der
regionalen Integration nicht überschätzt wer-
den darf, es aber andererseits weiterhin wich-
tig bleibt, für die Teilnahme an gemeinsamen
Projekten zu werben, die Suche nach und Un-
terstützung von Partnern gerade in den Trans-
formationsländern aktiv zu betreiben und
schließlich die Projekte so zu konzipieren, dass
auch nach Beendigung der finanziellen Förde-
rung eine Weiterarbeit möglich ist. 

INTERNET-QUELLEN
http://europa.eu.int/comm/external_relations/north_dim
/, eingesehen am 02.07.2004: Informationen zur „Nordi-
schen Dimension“

http://europa.eu.int/comm/regional_policy/interreg3/,
eingesehen am 29.06.2004: Informationen zur Gemein-
schaftsinitiative Interreg III
http://www.spatial, eingesehen am 05.07.2004: Informa-
tionen zum Programmraum Ostseeregion von Interreg
http://europa.eu.int/comm/enlargement/pas/, eingesehen
am 30.06.2004, Informationen über Phare, Ispa, Sapard und
Tacis
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1 Näheres hierzu unter: http://europa.eu.int/comm/
external_relations/north_dim/ 
2 Vgl.: http://europa.eu.int/comm/regional_policy/interreg3/
3 Näheres hierzu unter: www.spatial.baltic.net/programme/
html
4 Vgl.: www.cbss.st 
5 Näheres hierzu unter: www.ee/baltic21 
6 Vgl.: www.bspc.net 
7 Näheres hierzu unter: www.paijat-hame.fi/english/
tasks/cpmr.htm 
8 Vgl.: www.b7.org 
9 Näheres hierzu unter: www.bsssc.com 
10 Vgl.: www.ubc.net 
11 Näheres hierzu unter: www.bcca.de 
12 Vgl.: www.bdforum.org 
13 Näheres siehe unter: www.baltic-sea-forum.org 
14 Vgl.: www.cbss-ngo.de und www.ngonet.ee/forum 
15 Näheres hierzu unter: www.ccb.se 
16 Vgl.: www.bastun.nu 
17 Näheres hierzu unter: www.helcom.fi 
18 Vgl.: www.balticsea.com 
19 Näheres siehe unter: www.bla21f.net 
20 Vgl.: www.hanse.org 
21 Näheres siehe unter: www.pomerania.net 
22 Vgl.: www.eurobalt.org 

Regionale und transnationale Zusammenarbeit im Ostseeraum
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GEOGRAPHIE

Litauen ist flächenmäßig die größte der drei bal-
tischen Republiken. Es ist Teil der osteuropäi-
schen Tiefebene, hügelige Landschaften wech-
seln sich mit Ebenen ab. Der höchste Berg
(Hügel) ist der Juozapine mit 293,6 Meter ge-
folgt von Kruopine mit 293,4 Meter und Nevai-
siai mit 288,9 Meter. Litauen ist ein wasserrei-
ches Land mit zahlreichen Flüssen. Der längste
Fluss ist der Nemunas (Memel) mit 937 Kilome-
ter, die Hälfte davon entfällt auf litauisches Ge-
biet. Die über 4.000 Seen umfassen 1,5 Prozent
der Landesfläche. Weitere 28 Prozent des Lan-
des sind von Wäldern bedeckt, die sich haupt-
sächlich aus Kiefern (38%), Fichten und Birken
(21%) zusammensetzen. 
Litauen liegt im Übergangsgebiet zwischen
Meeres- und Kontinentalklima. An der Küste
herrscht maritimes Klima, während im Landes-
innern kontinentale Klimaverhältnisse vorherr-
schen. Dadurch ist das Wetter relativ wechsel-
haft, denn der Übergang zwischen den Klima-
zonen sorgt für sehr unbeständiges Wetter bei
einer mittleren Temperatur im Januar bei –5
Grad Celsius und im Juli bei 17 Grad Celsius.
Oberhalb von Wilna (54°51’ N und 25°56’ E) liegt
der geographische Mittelpunkt von Europa.

POLITIK

Staatsname: Republik Litauen 
(Lietuvos Respublika)

Staatsform: Parlamentarische Republik
Nationale 16. Februar Unabhängigkeitstag
Feiertage: (Tag der Wiederherstellung der

Staatlichkeit 1918)
11. März Wiedererlangung der
Unabhängigkeit (1990)
6. Juli Nationalfeiertag (Krönungs-
tag von König Mindaugas)

POLITISCHE ENTWICKLUNG –
UNABHÄNGIGKEIT

Wie alle anderen ehemaligen GUS-Staaten ver-
dankt Litauen seine Unabhängigkeit der Politik
Michail Gorbatschows. Am 6. September 1991

erkannte die Sowjetunion die Unabhängigkeit
aller drei baltischen Staaten an. Grenzfragen zu
den Nachbarstaaten wurden in der Folge nach
und nach geregelt. 1994 unterzeichneten Polen
und Litauen einen Freundschaftsvertrag, es
folgten entsprechende Verträge 1997 mit
Weißrussland (Belarus), Lettland und zuletzt
mit Russland. Während Lettland und Weißruss-
land die Grenzabkommen ratifizierten, wurde
erst durch die Unterstützung der EU das 1997
zwischen Litauen und Russland ausgehandelte
Grenzabkommen durch das russische Parla-
ment am 21. Mai 2003 ratifiziert. Die Verzöge-
rung der Ratifizierung mit Russland war vor al-
lem auf die russischen Exklave Kaliningrad
zurückzuführen, denn diese wurde mit dem EU-
Beitritt Litauens am 1. Mai 2004 von EU-Gren-
zen umschlossen. Danach wäre ein visafreier
Reiseverkehr (wegen des Schengener Abkom-
mens) für die Kaliningrader ins russische Mut-
terland über Litauen nicht mehr möglich gewe-
sen. Das wollte Moskau auf jeden Fall
vermeiden. Eine Einigung konnte durch die EU
erzielt werden. Transitreisende erhalten nun
Reisedokumente ohne Schengen-Visum. Sie
müssen nur vor Reiseantritt so genannte ver-
einfachte Transitdokumente beantragen. 
Seit 1. Juli 2003 ist die Transitregelung in Kraft
und führte in der Anfangszeit zu turbulenten
Szenen; zahlreiche Transitreise aus Kaliningrad
wurden von den litauischen Zöllnern an der
Grenze aus dem Zug verwiesen.

POLITISCHE ENTWICKLUNG – VERFASSUNG 

Am 6. September 1991 wurde die Unabhängig-
keit Litauens anerkannt. Litauen ist eine parla-
mentarische Demokratie mit ausgeprägten prä-
sidialen Elementen. Am 25. Oktober 1992 wurde
durch ein Referendum die Verfassung ange-
nommen. In ihr ist die Gewaltenteilung von Exe-
kutive, Legislative und Jurisdiktion verankert.
Sie enthält einen Grundrechtskatalog, der dem
des deutschen Grundgesetzes vergleichbar ist. 
Oberstes Organ ist das auf vier Jahre gewählte
Parlament (Seimas) mit 141 Abgeordneten.
Staatsoberhaupt ist der maximal zwei fünfjäh-
rige Amtszeiten gewählte Präsident der Repu-
blik. Die Regierung besteht aus dem Premiermi-

nister und den Ministern. Die Berufung und
Entlassung des Premierministers durch den
Präsidenten bedürfen der Bestätigung durch
das Parlament. Die übrigen Minister werden auf
Vorschlag des Premierministers vom Präsiden-
ten berufen und entlassen. Das Kabinett oder
ein einzelner Minister kann vom Parlament per
Misstrauensvotum gestürzt werden. Der Sturz
des Kabinetts führt zu Neuwahlen. Ein Referen-
dum kann vom Parlament angesetzt oder von
300.000 Wahlberechtigten verlangt werden.

INNENPOLITIK

Nach jahrelanger Regierung durch konserva-
tive und liberale Kräfte ging die Regierungsver-
antwortung im Juli 2001 an eine sozialdemo-
kratisch-sozialliberale Koalition über. Die in der
Vergangenheit häufigen Regierungswechsel
hatten keinen Einfluss auf die politische Sta-
bilität und die Grundorientierung der litaui-
schen Politik. Deren wichtigste innenpolitische
Ziele waren bzw. sind die Vorbereitung der 
für den EU-Beitritt erforderlichen Maßnahmen
und Privatisierung der staatlichen Wirtschaft.

AUSSENPOLITIK

Die Grundfragen der litauischen Außenpolitik
werden – entsprechend Art. 84 der Verfassung –
vom Staatspräsidenten bestimmt, der gemein-
sam mit der Regierung die Außenpolitik imple-
mentiert. Staatspräsident und Außenministe-
rium verfolgten eine auf die Beitritte zur EU und
zur NATO, sowie auf gut nachbarschaftliche Be-
ziehungen mit Polen, Dänemark, Lettland, Rus-
sischer Föderation und – trotz Schwierigkeiten
– Weißrussland ausgerichtete Politik. Die Konti-
nuität der litauischen Außenpolitik blieb bisher
trotz mehrfacher Regierungswechsel gewahrt. 

RECHT UND JUSTIZ

Nach der Unabhängigkeitserklärung wurde zu-
erst ein Rechtssystem installiert, dass eine Kom-
bination des russischen und des ehemaligen li-
tauischen Systems darstellte. 1993 kam es zu

Litauen im Überblick
DAGMAR MEYER

Fläche 65.301 km2

Bevölkerung Zirka 3,488 Mio. Einwohner, davon 81% Litauer, 9% Russen, 7% Polen, 2% Weißrussen.

Grenzen Im Westen verläuft die Grenze entlang der Ostsee, im Norden mit Lettland, im Osten und Südosten mit Weißrussland, im Süd-
westen mit Polen und der russischen Exklave Kaliningrad. Ratifizierung des Grenzabkommens mit Russland am 21. Mai 2003.

Hauptstadt Vilnius (Wilna), 584.000 Einwohner

Urbanisierungsgrad 69%

Landessprache Litauisch wurde am 21. Februar 1989 per Dekret zur Amtssprache; Amtssprache vor 1989 war Russisch, als Minderheitensprachen
sind Russisch, Polnisch, Belarussisch und Jiddisch verbreitet.

Währung 1 Litas (LTL) = 100 Centas. Die Einführung des Euro wird zum Januar 2007 angestrebt.

Zeitzone Mitteleuropäische Zeit + 1 Stunde

Gliederung 10 Distrikte

Religionen 79% Katholiken, 4% Orthodoxe und Minderheiten von Protestanten und Muslime, 9% religionslos.

Landesnatur Litauen ist Teil des osteuropäischen Tieflandes.

Klima Es liegt im Übergangsgebiet zwischen Meeres- und Kontinentalklima, dadurch bedingt ist das Wetter sehr wechselhaft.
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einer grundlegenden Justizreform, das westeu-
ropäischen Rechtsvorstellungen und dem Sys-
tem, welches Litauen schon zwischen 1918 und
1940 hatte, entspricht. Das litauische Par-
lament beschloss am 21. Dezember 1998 die 
Abschaffung der Todesstrafe. Am 22. Juni 1999
wurde das europäische Protokoll unterzeich-
net.

EU-BEITRITT

Litauen trat am 1. Mai 2004 der EU bei. Der Bei-
trittsvertrag wurde am 1. April 2003 in Athen
unterzeichnet. Kurz darauf sprach sich die Bevöl-
kerung mit 91 % (Wahlbeteiligung zirka 61 %) am
10. und 11. Mai 2003 in einem Referendum für
den Beitritt aus. Der Euro soll bereits am 1. Januar
2007 eingeführt werden. Probleme haben die Li-
tauer vor allem mit der Energieversorgung nach
dem Beitritt zur EU. Denn nach den EU-Richtli-
nien muss das Kernkraftwerk in Ignalina (liefert
bisher 83 % der Elektrizität für Litauen) bis 2009
abgeschaltet werden. Durch das Abschalten des
Kernkraftwerks muss Litauen auf fossile Energie-
träger umstellen und wird von russischem Erdöl
und Erdgas abhängig. Für die Umrüstung der
Energieversorgung stellt die EU bis 2006 245

Millionen Euro bereit. Darüber hinaus verkaufte
der amerikanische Konzern Williams Internatio-
nal seinen Aktienanteil von 27 % an der einzigen
litauischen Erölraffinerie Mazeikiu Nafta (Mi-
zeikiai) an den russischen Konzern Jukos. Damit
hält Jukos jetzt die Mehrheit an der Raffinerie.
Dies löste eine öffentliche Debatte in Litauen 
über die energiepolitische Abhängigkeit von
Russland aus. 

DIENSTLEISTUNGEN (61%)

In der Zeit unmittelbar nach der Unabhängig-
keit ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP) Litau-
ens um rund die Hälfte gesunken. Eine Wende
in der Wirtschaftsentwicklung kam um die
Mitte der 90er-Jahre. Über Jahre hinweg gibt
es seitdem ein reales Wirtschaftswachstum,
das im Wesentlichen durch den Dienstleis-
tungssektor – im Bereich Handel und Telekom-
munikation – getragen wurde. 

INDUSTRIE (31%)

Die Industrie konzentriert sich auf die beiden
großen Städte Vilnius (Wilna) und Kaunas

(Kauen). Nach einem Abschwung in den Jah-
ren 1998 und 1999 wurde seit 2000 wieder ein
Plus registriert. Deutlich negative Werte wei-
sen jedoch die Bereiche Bekleidung (-1,5%),
Maschinen/Ausrüstung (-4,2%) Büromaschi-
nen und Computer (-14,5%) Motorfahrzeuge
(-20,5%) sowie Ölraffinerieprodukte ( -27,8%)
auf. Als zukunftsweisend – auf das übrige Eu-
ropa ausgerichtet – wird neben der Nahrungs-
mittelindustrie (Molkereiprodukte und fleisch-
verarbeitende Industrie) die chemische und
pharmazeutische Industrie angesehen. Die Roh-
stoffe zur Herstellung werden importiert. 

LANDWIRTSCHAFT (8%)

Der Agrarsektor hat in Litauen traditionell eine
große Bedeutung. Dies ist auch nach der Unab-
hängigkeit so geblieben. Wichtigste Anbaupro-
dukte sind Getreide, Zuckerrüben, Kartoffeln
und Gemüse. Der Ausbildungsstand der in der
Landwirtschaft tätigen Menschen gilt als außer-
gewöhnlich hoch. Die Umstrukturierung der
staatswirtschaftlichen Betriebe zu privatwirt-
schaftlich geführten Betrieben wird insgesamt
als erfolgreich bezeichnet, obwohl dieser Pro-
zess noch nicht abgeschlossen ist. An Rohstof-
fen finden sich Torf, Kalkstein, Kies, Lehm, Kreide,
Erdöl und Erdgas.

SONSTIGES

Anlässlich der Frankfurter Buchmesse 2002, auf
der Litauen Gastland war, besuchte der Staats-
präsident Litauens Deutschland und eröffnete
die litauische Botschaft in Berlin. Nach der An-
erkennung der Grenzen zu Russland im Novem-
ber 2002 schob Litauen 26 Tschetschenen, wel-
che die Grenze illegal überquert hatten, nach
Weißrussland ab. Das UN-Hochkommissariat
kritisierte Litauen für dieses Vorgehen, da
Tschetschenen in Weißrussland verfolgt wer-
den, und die Abschiebung gegen die Internatio-
nale Flüchtlingskonvention verstoße. Die litau-
ische Regierung wies die Kritik zurück. 
In der Irak-Krise positionierte sich Litauen mit
den anderen EU-Anwärtern an der Seite der
USA. Als Beitrag sagte es der von Polen ge-
führten Stabilisierungstruppe im Irak ein Kon-
tingent von 45 Soldaten zu. (140 Soldaten zu;
unterschiedliche Angaben) 
Für die Weigerung, bis zum 1. Juli 2003 ein bi-
laterales Abkommen mit den USA über die
Nicht-Auslieferung von US-Bürgern an den
Internationalen Strafgerichtshof zu unter-
zeichnen, nahm die Regierung die Streichung
der amerikanischen Militärhilfe in Kauf.
Der durchschnittliche Lebensstandard in Li-
tauen liegt bei zirka 30 Prozent des EU-Durch-
schnitts. Litauen gehört somit zu den ärmsten
EU-Beitrittskandidaten. Das durchschnittliche
Monatsgehalt betrug 2002 332 Euro, der Min-
destlohn liegt bei 125 Euro. 

QUELLEN
Munzinger-Archiv
dtv/Spiegel Jahrbuch 2004 (Stand der Daten: August 2003)
Fischer Weltalmanach 2004

Litauen im Überblick

WIRTSCHAFT

Währung 1 Litas (LTL) = 100 Centas

BSP 11,4 Mrd. US$

BSP/ pro Kopf 3.270 US$

Pro-Kopf BIP in Euro 3.100 Euro (April 2003)

Anteile am BIP Dienstleistungen 61%, Industrie 31%, Landwirtschaft 8%,

Wachstumsrate des BIP 3,8%

Arbeitslosenquote 16,6%

Inflationsrate 1,2%

Saupe
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EINE „SCHWIERIGE VERWANDTSCHAFT“

Aus der Situation des Exils heraus stellte Oskar
Angelus, ein ehemaliger estnischer Ministeri-
albeamter, in einem abgewogenen Rückblick
auf die Jahrhunderte wechselseitiger Bezie-
hungen einleitend fest: „Die Geschichte Est-
lands ist – wie die des Baltikums überhaupt –
die Geschichte neben- und miteinander, oft
gegeneinander lebender Völker, von denen die
Deutschen viele Jahrhunderte die Oberschicht,
die Esten die breite Masse bildeten. Dadurch
verschärften sich viele Probleme und ließen
sich schwerer als anderswo lösen.“ Dieses Zu-
sammenleben ist dementsprechend auch von
deutschbaltischer Seite als „kühle Nachbar-
schaft“ (W. Schlau), von estnischer gar als eine
„schwierige Verwandtschaft“ (H. Piirimäe) be-

zeichnet worden – und der lettische Historiker
Ilgvars Misāns stellte jüngst noch fest: „Das
Verhältnis der lettischen Öffentlichkeit zu den
einheimischen Deutschen und ihrer Ge-
schichte und Kultur hat, historisch gesehen,
ein breites Spektrum erlebt – von unverhohle-
ner Feindlichkeit bis zu Gleichgültigkeit und
mäßiger Interessiertheit.“ Denn die Beziehun-
gen zwischen Deutschen einerseits sowie Es-
ten und Letten andererseits waren von der Er-
oberung im 13. Jahrhundert bis zum Anfang
des 20. Jahrhunderts in der Tat von einem
Zwiespalt gekennzeichnet: einerseits von der
Vermittlung deutscher und abendländischer
Kultur – andererseits von einer Verhinderung
der sozialen und nationalen Emanzipation der
Esten und Letten. 

BALTISCHE GESCHICHTE – EIN STÜCK
WELTGESCHICHTE

In einer kurzen Ansprache über „Geschichts-
bewusstsein und Identität“ hob Georg von
Rauch im Jahre 1980 zwei wesentliche Ele-
mente des deutschbaltischen Geschichtsbe-
wusstseins hervor: die „geradezu existentielle
Bedeutung“ baltischer Geschichte für die
Identität der Deutschbalten sowie deren his-
torische Mitwirkung an der Gestaltung einer
Region, die stets „an der Schnittlinie übergrei-
fender politischer und geistiger Kräfte“ gele-
gen habe. Mit Bezug auf Graf Peter Schuwa-
lows Wort vom Baltikum als dem „Schlachtfeld
der großen Politik“ betonte auch von Rauch,
dass baltische Geschichte „immer auch ein
Stück Weltgeschichte“ und „niemals nur pro-
vinziell“ gewesen sei – so habe dem Ge-
schichtsbild trotz gelegentlicher nationaler
Übersteigerungen „meist ein Zug ins Univer-
sale“ angehaftet. Diese prägende Rolle des Ge-
schichtsbewusstseins für die Identität der
Deutschen im Baltikum und der damit verbun-
dene universale Bezug, das Nicht-Provinzielle
also, sollten auch für die Traditionen und Ver-
bindungen zwischen ihnen und den „Balten“
von grundlegender Bedeutung werden.

EINE ZWIESPÄLTIGE BEZIEHUNG

Balten und Deutsche – Traditionen 
und Verbindungen
MICHAEL GARLEFF

Nach dem Zweiten Weltkrieg ging die
750-jährige wechselvolle Geschichte der
Deutschen im Baltikum zu Ende. Est-
land, Lettland und Litauen sind eng mit
der deutschen Geschichte verflochten.
Deutsche haben in dieser Region Spuren
hinterlassen und die dortige Entwick-
lung maßgeblich mitgestaltet. Deutsche
Politik hatte aber auch Anteil am balti-
schen Schicksal vor allem im 20. Jahr-
hundert. Der so genannte „deutsche Fak-
tor“, der viele Gesichter hatte und sich
einer pauschalen Bewertung entzieht,
gehört zum gesamtbaltischen Erbe und
stellt somit einen spezifischen Beitrag
zur Geschichte der Deutschen im östli-
chen Europa dar. Trotz der zwiespälti-
gen Beziehung war und ist es oft müh-
sam, Menschen in der Bundesrepublik
davon zu überzeugen, dass es sich bei
den baltischen Staaten um Länder han-
delt, denen die Deutschen aus ihrer ge-
meinsamen Geschichte in einer beson-
deren Weise verpflichtet waren und
weiterhin sind. Die Neugierde und das
Interesse hierzulande können also noch
wachsen. Michael Garleff, ein ausgewie-
sener Kenner der baltischen Geschichte,
schildert in seinem Beitrag diese wech-
selvolle Geschichte und zeigt Traditio-
nen und Verbindungen zwischen Balten
und Deutschen auf. Red.

BLICK AUF DEN TURM

DES IM 14. JAHR-
HUNDERT ERRICHTE-
TEN GOTISCHEN RAT-
HAUSES IN DER EST-
NISCHEN HAUPTSTADT

TALLIN. ÜBER JAHR-
HUNDERTE REGIERTEN

DEUTSCHE DIE

STADT, DIE SIE REVAL

NANNTEN. DEUTSCH

WAR NOCH BIS

1885 AMTSSPRACHE

IM STADTRAT.
picture alliance/dpa
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DIE „BALTISCHE BRÜCKE“

Der in der Literatur vorwiegend behandelte Ver-
mittlungsprozess beschränkte sich nun keines-
wegs auf die indigenen Völker der Esten und
Letten, sondern erstreckte sich auf den gesam-
ten west-östlichen oder deutsch-slawischen
Grenzbereich. Die Vermittlung zwischen deut-
scher und russischer Kultur erfolgte über die
„baltische Brücke” abwechselnd oder auch
gleichzeitig mit Abgrenzungstendenzen – mit
allen positiven wie leider auch negativen Aus-
wirkungen für die wechselseitigen Anschauun-
gen voneinander und für das Gesamtverhältnis.
Diese Brückenfunktion nahmen die Deutschen
in den baltischen Ländern in besonderer Weise
wahr, sie hat tiefreichende historische Wur-
zeln. Die Geschichte deutscher Präsenz in der 
baltischen Region unterscheidet sich dabei er-
heblich von den Einflüssen, die Deutsche in
anderen Regionen Ostmittel- und Osteuropas
ausgeübt haben. Im baltischen Raum kam es
zu einem jahrhundertelangen Zusammenle-
ben der Angehörigen mehrerer Völker höchst
unterschiedlicher numerischer und soziologi-
scher Schichtung. Es waren Deutsche, Esten,
Letten, Litauer, Russen, Juden, Schweden und
Polen, von denen Kultur und Geschichte dieses
Raumes gestaltet wurden. Der dabei durchge-
hend prägende Einfluss deutscher Kultur ist
bis heute in geistiger wie materieller Hinsicht
wirksam vor allem im Bereich des ehemaligen
mittelalterlichen Altlivland und nach dessen
Zerfall seit dem 18. Jahrhundert in den russi-
schen Ostseeprovinzen Est-, Liv- und Kurland,
den späteren Staaten Estland und Lettland. 
In der 750-jährigen Geschichte der Deutsch-
balten spiegeln sich vor allem in Übergangs-
zeiten stets auch welthistorische Wende-
punkte der Epochen wider. Vom Einzug der
christlichen Mission im 13. Jahrhundert bis zur
Umsiedlung zu Beginn des Zweiten Weltkrie-
ges waren es in der Tat baltische Deutsche, von
denen die Geschichte dieser Region wesent-
lich mit geprägt wurde. Sie leisteten damit ei-
nen spezifischen Beitrag zur Gesamtge-
schichte der Deutschen im Osten Europas.

MITWIRKUNG AM „UNTERNEHMEN
LIVLAND“

Bereits die frühe, zunächst noch friedliche
Phase war wesentlich geprägt durch die Betei-
ligung von Kaufleuten und damit aber auch
durch das „nichtdeutsche Mitwirken am Unter-
nehmen Livland“ (M. Hellmann). Den schließlich
doch erforderlichen militärischen Schutz der
Christianisierung organisierte der 1199 zum Bi-
schof von Livland geweihte Bremer Domherr
Albert von Buxhoeveden, der mit Blick „für das
militärisch Notwendige und politisch Mögli-
che“ (H. v. zur Mühlen) sein Werk an die Auto-
ritäten sowohl des deutschen Königs als auch
des Papstes band. Dieser weihte Livland der
Jungfrau Maria (daher der im Mittelalter ver-
wendete Name „Marienland“) und stellte die
Bekehrungsfahrten ritterlicher Kreuzfahrer
den Kreuzzügen gleich. Die von Bischof Albert
1201 an der Düna gegründete Stadt Riga war
im übrigen nach Lübeck die älteste deutsche
Stadtgründung an der Ostsee – an dieser Naht-
stelle blühte bald der Ost-West-Verkehr auf. 

Die historische Leistung der Deutschen be-
stand in der andauernden Einordnung dieser
Region und aller ihrer Bewohner in abend-
ländisch-christliche Zusammenhänge. Mit der
Bekehrung zum lateinischen Christentum, mit
der Errichtung von Domen und Burgen nach
westlichem Muster, mit den Verbindungen zur
mitteleuropäischen Region in sprachlicher,
rechtlicher und kultureller Hinsicht entwickel-
te sich mit Altlivlands lockerem Staatenbund
geistlicher und weltlicher Territorien in all sei-
ner Vielgestaltigkeit und politischen Zersplit-
terung im nordöstlichen Europa im Kleinen
letztlich eine ähnliche Struktur, wie sie das
Heilige Römische Reich deutscher Nation im
Großen aufwies. Ein entscheidender Unter-
schied zu Preußen bestand allerdings in der
Rolle der estnischen und lettischen Bevölke-
rung, die langfristig in wachsende Unfreiheit
geriet, wenn sie sich auch ihre ethnische Sub-
stanz erhalten konnte und nicht assimiliert
wurde. Denn im Baltikum wurden auf dem fla-
chen Land keine deutschen Bauern angesie-
delt – hier bildeten die Deutschen in ihrer
Streusiedlung nur eine dünne Oberschicht.

LIVLAND UND DIE HANSE

Während in Litauen nur indirekte Beziehungen
zur Hanse bestanden, wurde Livland schon im
13. Jahrhundert zu einem integrativen Be-
standteil des hansischen Wirtschaftssystems
und damit zu einem Teil des lateinisch-christ-
lichen Europa. Die Bedeutung ist aber nicht nur
im Wohlstand der größeren baltischen Städte
zu sehen, sondern ebenso in der Übernahme
von Rechtsnormen aus Lübeck, Gotland und
Hamburg. Das begründete eine Tradition bür-
gerlicher Organisationsformen, Rechtsvorstel-
lungen, kommunaler Werte sowie Elemente der
Baukultur und war insgesamt eine „ausge-
zeichnete Schule der politischen Erfahrung“.
Die baltischen Hansestädte übernahmen eine
bis dahin nicht bestehende wirtschaftliche Ver-
mittlungsfunktion zwischen Mittel- und Ost-
europa. Wenn Livland am Ende des Mittelalters
als eine Region abendländischer kultureller
Prägung und staatlicher Unabhängigkeit – bei
der Vorherrschaft allerdings einer deutschen
Elite über estnische, livische und lettische Bau-
ern – in Erscheinung tritt, so ist das nicht zu-
letzt auch den Hansestädten zu verdanken. Die
Hanse gehört damit eindeutig zum „deutschen
historischen Erbe“ in Estland und Lettland (I.
Misāns).

DIE LUTHERISCHE REFORMATION

Über diese „hansische Schiene“ und damit die
Städte erreichte denn auch die lutherische Re-
formation Livland. In politischer Hinsicht zer-
störte sie das sorgsam ausbalancierte, den-
noch labile Gleichgewicht der Kräfte innerhalb
der Livländischen Föderation durch die Besei-
tigung der geistlichen Landesherrschaften
und unterminierte die staatliche Unabhängig-
keit. Nach diesem Umbruch wirkten anderer-
seits in den Ländern des Baltikums erfolgreich
Bestrebungen, der Bevölkerung das Christen-
tum nahe zu bringen, und zwar durch Über-
setzungen des Neuen Testaments und des Ka-

techismus, von Kirchenliedern und Gebeten in
die Muttersprachen, in denen auch gepredigt
wurde. Besonders deutschbaltische Pastoren
wandten sich aus seelsorgerischer Verantwor-
tung den Volkssprachen zu. Das aber hatte die
Entwicklung von Schriftsprachen zur Folge –
für die bis dahin in zahlreiche Dialekte aufge-
splitterten einzelnen Sprachen des Baltikums
musste sowohl eine normierende Grammatik
als auch eine Erweiterung des Wortschatzes
durch Erstellung von Wörterbüchern entwi-
ckelt werden. Erhebliche Bedeutung gewan-
nen diese Aktivitäten in der Folgezeit für die
gesamte Kultur- und Bildungsarbeit nicht zu-
letzt durch den Ausbau des estnischen und
lettischen Volksschulwesens.
Die volkssprachliche Schriftkultur und über-
haupt die Alphabetisierung der Landbevölke-
rung, mit der sich bis in die Neuzeit die balti-
sche Region von anderen osteuropäischen,
zumal russischen Regionen erheblich unter-
schied, waren entscheidende Voraussetzun-
gen für die Entstehung der späteren National-
bewegungen. Eine wichtige Rolle spielte in
diesem Zusammenhang auch die Ausbreitung
der Herrnhuter Brüdergemeine als neue Ge-
meinschaftsbewegung. Anknüpfend an die
frühen Bibelübersetzungen konnte die religi-
öse estnische und lettische Literatur verbreitet
werden; um die Mitte des 18. Jahrhunderts
wurde diese Bewegung im estnischen Sied-
lungsraum auf ca. 14.000 Mitglieder ge-
schätzt, die ein neues Selbstwertgefühl entwi-
ckelten und organisatorisch das Vereinswesen
des 19. Jahrhunderts vorbereiteten.
Der Gesamteindruck dieser Epoche allerdings

bleibt widersprüchlich: Unter Katharina II. er-
lebte die estnische und lettische Landbevölke-
rung zwar ihre größte Erniedrigung durch die
Ausbreitung des Systems der Leibeigenschaft.
Mit dem Ausbau der deutschbaltischen Stände
und unter dem Einfluss russischer Verhältnisse
hatte sich die rechtliche und soziale Lage der
estnischen und lettischen Bauern von der Er-
buntertänigkeit zur kaum eingeschränkten
Leibeigenschaft entwickelt. Gleichzeitig began-
nen aber durch die Herrnhuter auch Kräfte zu
wachsen, die den Weg aus der völligen Rechtlo-
sigkeit der bäuerlichen Bevölkerung wiesen und
die ständische Ordnung schließlich sprengten.

DIE BEDEUTUNG DER AUFKLÄRUNG

Für die interethnischen Beziehungen von Be-
deutung wurde neben Pietismus und Brüder-
gemeine vor allem die geistige Strömung der
Aufklärung. Sie wirkte aus Berlin, Halle und Ost-
preußen in die Ostseeprovinzen hinein und
fand dort viele Anhänger im Adel und unter den
Literaten. Wenn von den meisten die ständische
Ordnung auch nicht radikal in Frage gestellt
wurde, so förderten sie doch einen reformeri-
schen Weg. Zu ihnen gehören August Wilhelm
Hupel in Oberpahlen mit seinen Sammlungen
und den das estnische und lettische Zeitschrif-
tenwesen begründenden Zeitschriften oder
mehr noch Garlieb Merkel mit der aufsehen-
erregenden Schrift „Die Letten“, in der er durch
drastische Darstellung auf die Not der letti-
schen Landbevölkerung aufmerksam machte
und sowohl moralische wie auch politische For-
derungen erhob; eine ritterschaftliche Reform-
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politik wurde damit notwendig. Diese Strö-
mungen trugen denn auch insgesamt mit dazu
bei, dass 1816-1819 mit der so genannte
Bauernbefreiung die deutschbaltischen Ritter-
schaften das Recht an der Person des Bauern
aufgaben, wenn sie auch zunächst noch das al-
leinige Recht an Grund und Boden behielten. 

DAS 19. JAHRHUNDERT

Im 19. Jahrhundert bildet die baltische Region ein
Experimentierfeld, auf dem der „Einbruch natio-
nalen Denkens in altertümlich-ständische Struk-
turen“ (G. v. Rauch) ganz besondere Wirkungen
erzeugte. Ebenso ungewöhnlich an diesem his-
torischen Raum ist, dass hier mindestens vier Völ-
ker von jeweils recht verschiedenem Gewicht 
beteiligt sind: die zahlenmäßige Mehrheit der zu-
nächst ausschließlich bäuerlichen Esten und Let-
ten; die deutschbaltische Oberschicht, weniger
als zehn Prozent der Bevölkerung bildend und seit
700 Jahren an der Führung; seit 1721/95 als Trä-
ger der Staatshoheit das russische Imperium –
allerdings als eine Oberherrschaft außerhalb der
ethnographischen und administrativen Gren-
zen. Innerhalb der baltischen Provinzen wiede-
rum verlief das vielschichtige Spiel der Kräfte auf
zwei Ebenen: zum einen auf jener der inneren
Verhältnisse zwischen der deutschbaltischen
Oberschicht und der alteingesessenen autoch-
thonen Bevölkerung der Esten und Letten – zum
anderen nach außen in den sich allmählich dif-
ferenzierenden Beziehungen zu den Russen, d.h.
im einzelnen zu den Reichsbehörden, der Staats-
kirche, dem Zaren, dem russischen Nationa-
lismus in seinen wechselnden Ausdrucksformen.

EMANZIPATION DER BAUERN UND
NATIONALES ERWACHEN

Nachdem zunächst die Bauern mit den Eman-
zipationsgesetzen von 1816-19 die persönliche
Freiheit erhalten hatten, wurde diese in den
1840er- bis 60er-Jahren durch eine besonders
von deutschbaltischen Liberalen durchgesetzte
wirtschaftliche Absicherung ergänzt. Zuneh-
mende Freizügigkeit und der Bauernlandverkauf
schufen wirtschaftliche Verhältnisse, die den
Aufstieg nationaler Eliten ermöglichten. Diese in
Livland von Hamilcar Baron Fölkersahm einge-
leitete Agrarpolitik hatte - mit ihren parallelen
Reformen in Estland und Kurland – weitrei-
chende Folgen für die Beziehungen zwischen
Deutschen, Esten, Letten und Russen. Denn die
Abschaffung der Frone und der Ausbau der Frei-
zügigkeit für die Landbevölkerung veränderten
die Verhältnisse von Grund auf. Wenn mit den
baltischen Agrarreformen auch der Weg für die
geistige Emanzipation der Esten und Letten ge-
öffnet wurde, so gelang es allerdings nicht, die
damit selbstständig gewordenen Bauern an der
politischen Führung des Landesstaates zu
beteiligen – die als nationale Gegensätze emp-
fundenen sozialen Spannungen blieben weiter-
hin bestehen und verschärften sich noch.
Das nationale Erwachen der Esten und Letten
und der aufkommende russische Nationalismus
gingen in ihrer Stoßrichtung gegen die deutsch-
baltische Sonderstellung zeitweise ein Bündnis
ein. In mehreren Wellen sollte mit der so ge-
nannten „Russifizierung“ in Kirche, Bildung,

Rechtswesen und Verwaltung eine Angleichung
der Provinzen an das Innere des Reiches durch-
gesetzt werden. In der Historiographie gab es im
20. Jahrhundert eine intensive Debatte über die
Bewertung der baltischen Geschichte des 19.
Jahrhunderts. Von sowjetlettischer Seite wur-
den mit den beiden bald schulbildenden Begrif-
fen „Kulturträgertum“ und „Apologetentum“
die deutschbaltische Dominanz gebrandmarkt;
der deutschbaltische Adel habe sich gemeinsam
mit dem russischen in einer „oligarchischen Op-
position“ zu Neuerungen befunden – die füh-
rende Schicht habe vor allem Angst vor sozial-
ökonomischen Veränderungen gehabt. Gegen
die These von der Interessenidentität des balti-
schen Adels mit der russischen Selbstherrschaft
erklärte Reinhard Wittram die Stellung der
Deutschen in den Ostseeprovinzen mehr aus ih-
rer numerischen Schwäche heraus. – Diese teil-
weise massive Konfrontation ist inzwischen
durch neuere Arbeiten zu Russifizierung und
Reformpolitik überwunden, denn es wurde
deutlich, dass es neben der einst von Carl Schir-
ren geprägten Formel des „Ausharrens“ und
„Festhaltens“ auch immer Widerspruch und so-
gar Opposition innerhalb der Deutschbalten ge-
geben hat. In Auseinandersetzung auch mit der
neueren estnischen agrarhistorischen For-
schung (J. Kahk) kristallisiert sich heraus, dass
weder „Fürsorge“ allein noch etwa planmäßige
„Unterdrückung“ einen tragfähigen Interpreta-
tionsrahmen für die ritterschaftliche Politik
mehr bieten (G. v. Pistohlkors).

DIE UNIVERSITÄT DORPAT

Diese nur zum Teil als notwendige Modernisie-
rung zu rechtfertigenden staatlichen Maßnah-
men fanden ihren Höhepunkt in der Russifi-
zierung der 1802 neugegründeten deutschen
Universität Dorpat, die in den 1860er-Jahren
als das „nordische Heidelberg“ (J. Eckardt) ihre
Blütezeit erlebt hatte; weit ins Russische Reich
hinein waren fruchtbare Wirkungen ausgegan-
gen von diesem „Standort an der Grenze der
Völker und Kulturen“ (R. Wittram). Die Universi-
tät Dorpat bildete geradezu einen Kristalli-
sationspunkt innerhalb der deutsch-baltischen
Kulturbeziehungen. Die Voraussetzungen für
derart vielfältige und fruchtbare kulturelle Be-
gegnungen im akademischen Bereich sind in
folgenden Faktoren zu sehen: 
■ der Gründung der Universität Dorpat als 

einer „deutschen“ Hochschule mit der von
Anfang an beabsichtigten Rolle der Ver-
mittlung;

■ der Autonomie der Hochschule in eigen-
verantwortlicher Leitung;

■ der Beibehaltung einer liberalen staatlichen
Aufsicht entgegen der in der ersten Grün-
dungsphase vorhandenen Absicht, sie von den
baltischen Ritterschaften führen zu lassen.

Dieser Umstand barg im übrigen positive wie
negative Möglichkeiten: positiv war die libe-
rale Handhabung in den 1860er-Jahren, die
zum Höhepunkt der Wirksamkeit dieser Uni-
versität führte – negativ der massive staatli-
che Eingriff in den 1890ern, als sie vollends
russifiziert wurde. In ihrer Blütezeit waren in
den Naturwissenschaften, in der Medizin so-
wie in Theologie und Rechtsgeschichte Leis-
tungen erbracht worden, die weit nach Russ-

land ausstrahlten. Zu den bedeutendsten For-
scherpersönlichkieten gehörten der spätere
Admiral Ferdinand von Wrangell, der Astro-
nom Wilhelm Struve sowie insbesondere der
Biologe Karl Ernst von Baer, dessen Denkmal
auf dem Dorpater Domberg selbst die Sowjet-
zeit überstanden hat.
Die Universität Dorpat wurde ebenso wie das
1862 auf Initiative Rigaer Kaufleute gegrün-
dete Polytechnikum – mit dem Begründer der
sowjetischen Raumfahrt Friedrich Zander und
dem Chemiker und späteren Nobelpreisträger
Wilhelm Ostwald – durch engen Berufungs-
austausch mit deutschen Universitäten zu be-
deutenden Brücken des Wissenstransfers zwi-
schen Ost und West.

DEUTSCHE IN LITAUEN

Trotz des fast 250-jährigen Kampfes Litauens
mit dem Deutschen Orden hatte dieses durchaus
auch zuwandernde deutsche Kaufleute, Missio-
nare, Handwerker und Gewerbetreibende ins
Land gelassen und mit ihnen Städte mit deut-
schem Recht gegründet. Wenn zuletzt auch
deutsche Bauern ansässig wurden, so war das
aber doch keine zusammenhängende Bewe-
gung. Die Deutschen Litauens unterschieden
sich in ihrer Sozialstruktur erheblich von den
Deutschbalten – bei überwiegendem bäuer-
lichen Anteil fehlte ihnen eine breitere Füh-
rungsschicht –, und ihre Geschichte ist als eine
weniger „glanzvolle“ bezeichnet worden, stets
etwas im Schatten stehend, „während 700 Jahre
deutscher Arbeit (...) im Gebiet der alten Kolonie
Livland Landschaft und Städtewesen durchstal-
teten und überformten“ (M. Hellmann).

DEUTSCHBALTEN UND RUSSEN

Zur Brückenfunktion des Baltikums gehören
nicht zuletzt die über diese Region wahrge-
nommenen Vermittlungsfunktionen zu Russ-
land, insbesondere jene heute mit dem Begriff
„Kulturtransfer“ bezeichneten Aktivitäten.
Denn in ihrer vielfältigen Tätigkeit verkörper-
ten Deutschbalten sowohl im diplomatischen
und militärischen Bereich als auch in den Wis-
senschaften bis 1917 das kulturelle Erbe bei-
der Nationen als „Mittler zwischen den Staa-
ten, Völkern und Kulturen.“ 
In zahlreichen Äußerungen von deutsch-
baltischen Persönlichkeiten oder gesellschaft-
lichen Einrichtungen wird durchgehend der
kulturelle Austausch zwischen deutscher und
russsischer Kultur angesprochen, der über die
Brücke der baltischen Region erfolgte. Grund-
lage dafür bildete ein Geflecht wechselseitiger
Vorstellungen und Bilder vom jeweils anderen, 
Erwartungen, Befürchtungen und Einstel-
lungen, die sich zusammenfassen lassen unter
dem Begriffspaar „Russenliebe und Russen-
hass der Deutschbalten“ oder „Balten zwi-
schen Russophobie und Russophilie“.
Diese beiden Begriffe sind nach Georg von
Rauch zu verstehen als „Chiffren für ein Ge-
flecht von Verhaltensformen“ – abhängig von
den jeweiligen politischen Gegebenheiten und
vom ideologischen Selbstverständnis in der
entsprechenden historischen Epoche“. Das Ver-
halten der Deutschbalten pendelte dabei zwi-
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schen zwei Polen: negativ in der Polen- und
Schwedenzeit des Baltikums – positiv zwischen
1700 und 1850 – anschließend in Mischformen,
die erst ab 1917 wieder eindeutig negativen
Mustern wichen. Hinzu traten Unterschiede re-
gionaler und sozialer Art: So ist zwischen den
Deutschbalten in den jeweiligen Provinzen
ebenso zu differenzieren wie zwischen Adel, Li-
teraten- und Bürgertum. Hinzu kommt noch
eine weitere Bewusstseinsebene: eine positive
Einstellung gegenüber den Menschen oder ih-
rer Sprache und Kultur – eine negative aber
gegenüber den Herrschaftsmethoden des Staa-
tes und seiner Bürokratie. So sollte man in der
Tat „weniger von Russophobie auf der einen
und Russophilie auf der anderen Seite spre-
chen, sondern von der Ambivalenz des balti-
schen Verhaltens gegenüber den Russen und
ihrem Lande“ (G. v. Rauch).
Seit Peter dem Großen wurden die baltischen
Provinzen zum Rekrutierungsfeld für Offiziere
und Beamte, aber auch zur kulturellen Brücke
zum Westen. Vor allem Erik Amburgers For-
schungen verdanken wir vertiefte Kenntnisse
über die Leistungen von Deutschbalten in den 
unterschiedlichen gesellschaftlichen und poli-
tischen Bereichen von den bedeutenden Di-
plomaten und Beratern der Zarinnen und Za-
ren über deren Heerführer bis zu Naturfor-
schern und Entdeckungsreisenden: So habe es
beispielsweise vom 19. Jahrhundert bis zum
Ende des Kaiserreiches „an der Spitze jedes
russischen Ministeriums mindestens einmal
einen Deutsch-Balten“ gegeben, und die kul-
turelle Mittlerrolle zwischen Ost und West sei
bereits seit 1802 sowohl durch Übersetzung
russischer Dichtungen als auch durch das Ver-
fassen eigenständiger Werke in russischer
Sprache wahrgenommen worden.
Die russische Reichsidee hat deutschbalti-
scherseits eine ganz bestimmte Ausprägung er-
fahren – sie „basierte auf einer übernationalen
Auffassung des russischen Reiches, dessen
Herrscher als Völkerkaiser eines multinatio-
nalen Imperiums begriffen wurde“. So hat 
Alexander Graf Keyserling einen „Reichspatrio-
tismus“ bejaht, einen russischen „National-
patriotismus“ dagegen abgelehnt. Einen
Staats- und Reichspatriotismus haben die
Deutschbalten für Russland oft bewiesen. Erst
die Aggressivität des modernen Nationalismus
der russischen Bildungsschicht hat in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts nationalisti-
sche Reaktionen bei den Deutschbalten her-
vorgerufen. Und auch hier war es wieder
Keyserling, der vor einem „Nationalfanatismus“
warnte, „der nichts duldet, was einer fremdem
Nation eigenthümlich“ sei.

DEUTSCHBALTEN ALS KULTURELLE
MULTIPLIKATOREN

Es war charakteristisch für die Deutschbalten,
dass sie neben der Entwicklung ausgeprägt
eigener Wesensmerkmale immer auch ihr Kul-
turgut, das vorwiegend ein deutsches war, an
andere vermittelten – in besseren Zeiten in
Form des wechselseitigen Austausches. Als „ei-
genständige Gemeinschaft“ (A. v. Taube/E.
Thomson) pflegten sie auf der einen Seite ihr
kulturelles Erbe gelegentlich bis in die Sack-
gasse einer Selbstisolierung des „Livländischen

Stilllebens“ hinein, das schon in der Mitte des
19. Jahrhunderts von Julius Eckardt als unhalt-
barer Zustand eines „zweifelhaften Glücks“ ver-
urteilt worden war. Auf der anderen Seite wurde
dieses Kulturerbe von ihnen nicht nur selbstge-
nügsam gepflegt, sondern auch in vielfältiger
Form und in unterschiedliche Richtungen
weitergegeben: Man muss keineswegs Anhän-
ger einer überholten „Kulturträger-Theorie“
sein, wenn man darauf verweist, dass eine sol-
che Weitergabe zu sehen ist in der Übermitt-
lung fortgeschrittener westeuropäischer Kul-
turtechniken, in Einflüssen auf die Entwicklung
der einheimischen Schriftsprachen oder im
gesamten religiös-kulturellen Bereich.
Da wäre zum einen ein „streng gehütetes Be-
wusstsein davon, dass man in einer perma-
nenten Ausnahmesituation lebte und in vielen
Beziehungen eine Ausnahmeerscheinung dar-
stellte“ – ein „Bewusstsein, eine Kategorie für
sich zu sein“ (R. Wittram). Eng damit verbun-
den war das verbreitete Bewusstsein, als „Ein-
gangstor europäischer Gesinnung“ eine „Kul-
turbrücke“ zu bilden. Diese von Hans Rothfels
auch als eine „Form des baltischen Missions-
gefühls“ bezeichnete Haltung schloss das er-
wähnte „Problem der Doppelseitigkeit“ mit
ein: Sowohl Sperrblock als auch Verbindungs-
stück, also Bollwerk und Brücke zugleich zu
sein. Diese „Doppelheit der baltischen ge-
schichtlichen Lebensform, das Nebeneinander
kultureller Besonderheit und staatlicher Loya-
lität“ enthält in der Tat ein „Programm von
stärkstem allgemeingeschichtlichen Interesse“. 

DAS 20. JAHRHUNDERT

Die Geschichte der Deutschbalten wird im 20.
Jahrhundert von drei historische Zäsuren be-
stimmt, mit denen ihre traditionellen Daseins-
formen zunehmend verändert und schließlich
völlig beseitigt wurden. Es handelt sich dabei 
■ um die Revolution von 1905/06 mit ihren

besonders gegen deutsche Gutsherren und
Pastoren gerichteten Gewaltakten;

■ um die nach dem Zusammenbruch sowohl
des Zarenreiches als auch des Deutschen
Reiches am Ende des Ersten Weltkrieges er-
folgte Begründung der selbstständigen bal-
tischen Republiken Estland und Lettland;

■ um die später so treffend als „diktierte Op-
tion“ (D.-A. Loeber) bezeichnete Umsied-
lung nahezu aller Deutschbalten in den
Jahren 1939 und 1941.

Die in den letzten beiden Jahrzehnten des 19.
Jahrhunderts zwischen zwei Fronten stehen-
den Deutschbalten empfanden die Entwicklung
als schwere Gefährdung ihrer Existenz. In der
Revolution von 1905/06 entlud sich dann die
vor allem gegen sie gerichtete geballte Explo-
sivkraft der sozialrevolutionären und natio-
nalen Spannungen in zahlreichen Akten von
Gewalt und Gegengewalt. Hier offenbarte sich
das ganze Missverhältnis zwischen der deut-
schen Oberschicht, der russischen Staatsmacht
und den verschiedenen ethnischen Mehrheits-
gruppen der Esten und Letten; die Gräben zu ih-
nen vertieften sich. Auch mit Reformversuchen
wie jenem des Estländischen Ritterschafts-
hauptmanns Eduard Baron Dellingshausen
konnte eine politische Verständigung zwischen
den nationalen Gruppen nicht mehr gelingen;

die überfällige Reform der Landesverfassung
unterblieb. Als nationale Selbsthilfe wurden
vielmehr zur kulturellen und wirtschaftlichen
Stärkung des Deutschtums „Deutsche Vereine“
gegründet, was den interethnischen Beziehun-
gen nicht gerade förderlich war.

DER ERSTE WELTKRIEG

Mit dem 1. August 1914 endete eine Ära, die dem
Lande selbst seit dem Nordischen Kriege für
mehrere Generationen Frieden gebracht hatte.
Der Schock des Kriegsausbruchs war umso hefti-
ger, als er die Zeitgenossen weitgehend unvorbe-
reitet traf. Mit den Einberufungen ins russische
Heer zerriss für viele Deutschbalten ein als Idyll
empfundener Zustand, von manchen wurden sie
schon als Signal für die Auflösung bestehender
Ordnungen und Gewohnheiten gedeutet.
Dieser Schock des Kriegsbeginns wirkte auf
Deutschbalten nicht zuletzt deshalb so gravie-
rend, weil ihr nationales Bewusstsein in den
letzten Jahrzehnten gewachsen war und weil es
sich bei dem Krieg um einen Krieg ausgerech-
net gegen Deutschland handelte. Die Atem-
pause liberaler Zugeständnisse durch die russi-
sche Regierung in den Jahren nach der
Revolution von 1905 war von den baltischen
Deutschen genutzt worden, um eine Sammlung
ihrer nationalen Kräfte zu beginnen. Damit rea-
gierte man auf die besondere Situation jener
beiden Vorkriegsjahrzehnte, die nach Reinhard
Wittram gekennzeichnet waren durch die „Ver-
knüpfung der nationalen Frage mit scharfen
sozialen Spannungen“. Die erwachende neue
volkstumspolitische Aktivität fand ihren Aus-
druck in erster Linie in der Gründung der „Deut-
schen Vereine“ sowie in der Ansiedlung
russlanddeutscher Kolonisten auf Gütern in
Kurland und Livland. Mit der Kriegserklärung
des Deutschen Reiches an Russland wurde
diese Arbeit unterbrochen, und der folgende
vierjährige Weltkrieg stellte auch die Homoge-
nität dieser Zielvorstellungen in Frage, ja er lei-
tete das Ende „der in der monarchischen Ord-
nung verankerten historischen Stellung des
baltischen Deutschtums“ ein (A. v. Taube).
Im Ersten Weltkrieg besetzten deutsche Trup-
pen bereits 1915 Kurland und bis 1918 schließ-
lich alle drei Provinzen. Die Okkupationspolitik
war bestimmt von einem nur schwer zu entwir-
renden Motivationsgeflecht aus strategischen
„Sicherheitserfordernissen“ und imperialisti-
schen Herrschaftsansprüchen, aus völkisch-
rassenbiologischen Schlagworten und wirt-
schaftspolitischen Forderungen.
Die Politik der im Lande verbliebenen deutsch-
baltischen Führungsschicht hängt aufs engste
zusammen mit dieser Okkupationspolitik der
deutschen Besatzungsmacht, häufig ist sie mit
dieser geradezu identisch. Die konservativen
Deutschbalten haben durch die geschickten Be-
mühungen ihrer Repräsentanten bei einfluss-
reichen Kreisen des kaiserlichen Deutschland
zur militärischen Besetzung und damit zur Los-
lösung Livlands und Estlands von Russland bei-
getragen. Ob das noch als „Dienst am Lande“ an-
gesehen werden kann, muss bezweifelt werden,
da sich der damit verbundene Kampf eben die-
ser Kreise nicht nur gegen den Bolschewismus
richtete, sondern auch gegen die Errichtung
selbstständiger demokratischer Staaten der bal-
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tischen Mehrheitsvölker. So beschloss der Ver-
einigte Landesrat in Riga am 12. April 1918, beim
deutschen Kaiser zu bewirken, dass die balti-
schen Provinzen als monarchischer Staat unter
den Schutz Preußen-Deutschlands gestellt wür-
den. Vorangegangen waren Pläne eines unmit-
telbaren Anschlusses an Preußen in Form einer
Personalunion beziehungsweise nach litaui-
schem Vorbild die Krone eines vereinigten bal-
tischen Herzogtums dem Herzog Adolf Friedrich
von Mecklenburg anzubieten. Dieser „im Grunde
groteske Wettbewerb der deutschen Dynastien“
(H. Herzfeld) zeigt den illusionären Charakter
gleichermaßen der damaligen deutschen Ost-
politik wie der politischen Hoffnungen der
deutschbaltischen Führungskräfte.
Wie stark man auch immer eine Kontinuität
zwischen älteren siedlungspolitischen Vorstel-
lungen und späterer Befreiungsideologie zu er-
kennen glaubt – eines bleibt festzustellen:
Nachdem sich das Zarenreich als „Völkerge-
fängnis“ erwiesen hatte und zusammengebro-
chen war, fehlte es auch auf deutscher Seite an
einer mitreißenden übernationalen Idee und ei-
ner in die Zukunft weisenden gesellschaft-
lichen Konzeption, mit der die baltischen Völker
jeweils enger an das Reich hätten gebunden
werden können. In keiner Phase der deutschen
Okkupationspolitik wurden von den maßgeb-
lichen Stellen die annexionistischen Ziele im
Baltikum aufgegeben. Als Form eines Anschlus-
ses zeichnete sich ab, dass Landadel und Besitz-
bürgertum die Stützen einer monarchisch-
konservativen Staatsordnung bilden würden.
Diese „preußisch-baltische Verfassungs- und
Gesellschaftsstruktur“ musste im allgemeinen
Umformungsprozess in der Tat als „provozie-
render Anachronismus“ wirken (K.-H. Janßen).

AUSWIRKUNGEN DER OKKUPATION

Aus der wechselnden Kriegslage ergaben sich
drei zeitlich bedingte Abschnitte mit qualitati-
ven Veränderungen. Denn während die deut-
sche militärische Herrschaft über Kurland
dreieinviertel Jahre dauerte, bestand sie für
Riga nur eineinviertel Jahre, in Liv- und Est-
land sogar nur neun Monate. Dementspre-
chend unterschiedlich waren auch die Aus-
wirkungen der Okkupation in diesen drei bal-
tischen Regionen, was sich in besonderem
Maße im Bereich der Schulpolitik auswirkte –
die Schulfrage erwies sich, wie es in einem
zeitgenössischen Bericht hieß, wieder einmal
als „Angelpunkt baltischer Politik“. Das Land
„dem Deutschtum zu gewinnen“ war das vor-
rangige Ziel der deutschen Militärverwaltung.
Erreicht werden sollte es durch eine geplante
Massenansiedlung deutscher Bauern sowie
durch eine zielbewusste Schulpolitik, wodurch
das lettische Volkstum allmählich aufgesaugt
und die Grundlagen für ein künftiges deut-
sches Staatswesen gelegt werden sollte.
In Riga bewirkte dagegen der Widerstand der
lettischen städtischen Bildungsschicht sowie
deutschbaltischer Pädagogen, dass der Anteil
der lettischen Sprache an Schulen aller Typen
erheblich größer blieb. Stärker noch konnten
sich deutschbaltische und estnische Pädago-
gen Anfang 1918 in Estland durchsetzen und
sogar die generelle Anerkennung estnischer
und lettischer Parallelklassen erreichen. Man

lehnte es explizit ab, nun „denselben Zwang
gegen die estnischen Heimatgenossen durch
eine deutsche Schulverwaltung durchzufüh-
ren“, den man bei der Zwangsrussifizierung vor
wenigen Jahren noch bekämpft hatte. Denn die
Ablösung jener überalterten Herrschafts- und
Gesellschaftsformen traf im besetzten Balti-
kum auf den Höhepunkt der Emanzipations-
bewegung der Esten und Letten. Und diese
nutzten ebenso geschickt wie konsequent das
durch die Revolutionen in Russland und
Deutschland entstandene Machtvakuum zu ih-
ren Gunsten.
Der Übergang der staatlichen Macht auf die Es-
ten und Letten bedeutete das Ende der traditio-
nellen Stellung der baltischen Deutschen. Denn
die Parlamente der neuen Staaten beschlossen
die Enteignung des Großgrundbesitzes und die
Aufhebung der ständischen Körperschaften.
Den verbleibenden Status einer nationalen
Minderheit nun nahm aber die Mehrheit der
trotz dieser enormen Verschlechterung ihrer
Existenzgrundlage in Estland und Lettland ver-
bleibenden Deutschen an. Dabei waren zwei
grundsätzliche Haltungen zu beobachten: Be-
sonders Angehörige der alten ritterschaftlichen
Führungsschichten hielten ihre und damit die
deutsche Aufgabe im Baltikum für beendet –
die große Mehrheit der baltischen Deutschen
aber legte in einer „fast aussichtslos erschei-
nenden Lage noch einmal ein eindrucksvolles
Bekenntnis zur Heimat“ ab (A. v. Taube), indem
es sich zusammen mit Esten und Letten in den
Freiwilligenformationen des Baltenregiments
in Estland und der Baltischen Landeswehr in
Lettland erfolgreich der bolschewistischen In-
vasion entgegenstellte.

IM KRÄFTESPIEL DER JAHRE

Auffällig bleibt die unterschiedliche Haltung
und Aktivität der Deutschbalten in Estland und
Lettland im Kräftespiel dieser Jahre. Bei beiden
Gruppen stellten sich elementare Fragen ihrer
weiteren Existenz im Lande. In Lettland stand
lange eine erhebliche und zu Anfang auch nicht
unbegründete Skepsis im Vordergrund hinsicht-
lich der lettischen Bereitschaft und Fähigkeit,
eine effektive militärische Gegenwehr zu
mobilisieren. Hinzu kam hier ferner der größere
deutschbaltische Bevölkerungsanteil sowie der
Anspruch, früher als lettische Politiker mit der
Organisation der militärischen Verteidigung
begonnen zu haben. Den Hintergrund bildete die
zwar schwächer werdende, aber durchgehend
wirksam bleibende deutsche militärische Prä-
senz. Die meisten auf eine deutschbaltische
Selbstbehauptung zielenden Pläne rechneten
auf den Beistand Deutschlands, dessen Interesse
an einer Sicherung seiner Ostgrenze gegenüber
dem Bolschewismus am wirksamsten im balti-
schen Bereich realisiert werden sollte. Die unter-
schiedlichen Etappen während der Besetzung
der baltischen Länder im Kriege trugen ebenso
wie die folgenden Aktionen während der Entste-
hungsphase der neuen Staaten zu einer jeweils
anderen Ausprägung des politischen Klimas bei.
Die frühen Zwanzigerjahre waren für die balti-
schen Deutschen eine Zeit der Umstellung auf
grundlegend veränderte politische und gesell-
schaftliche Verhältnisse, eine Phase »des Neu-
beginns in einer anderen Funktion, der Anpas-

sung an die Rolle einer Volksgruppe“ (G. v.
Rauch). Diese Umformung der Existenzgrund-
lagen erstreckte sich auf viele Bereiche und
wirkte bis in die Terminologie hinein: So wurde
beispielsweise die sich allgemein einbürgernde,
vom Begriff „Minorität“ abgeleitete Bezeich-
nung „Minderheit“ von führenden Deutschbal-
ten energisch abgelehnt, weil man befürchtete,
dass damit etwas Minderwertiges assoziiert
werde. Außerdem verband man mit dem Begriff
„Volksgruppe“ neben der größeren Geschlos-
senheit auch den Anspruch, im Unterschied zu
anderen nationalen Gruppen eine durch län-
gere Anwesenheit im Lande und durch histori-
sche Leistung hervorgehobene Stellung einzu-
nehmen. In welchem Maße dieser Anspruch
auch gegenüber den Mehrheitsvölkern geltend
gemacht wurde, zeigte Reinhard Wittram, als er
diese Haltung im Jahre 1941 mit den Worten
kennzeichnete: „Wir waren älter als die Staaten,
deren Pässe uns eines Tages zuteil wurden“. Da-
durch sei der Begriff Obrigkeit „in gewisser
Weise relativiert“ worden.

VON DER FÜHRENDEN SCHICHT ZUR
NATIONALEN MINDERHEIT

In den Jahren 1917-20 nahmen im selben
Maße, wie die Existenzbedingungen für
Deutschbalten im Lande erschwert wurden,
deren Emigrationswellen zu – die im 19. Jahr-
hundert mit einzelnen Prominenten (wie Carl
Schirren oder Julius Eckardt) eingesetzt hatte,
erste Höhepunkte erreichte in den Jahren
1905/06 und 1918/19, und die schließlich im
großen Exodus aller 1939/41 endete. Der Blick
auf diese Gesamtentwicklung mit ihren 
demographischen, soziologischen, politischen
oder kulturellen Faktoren hat dazu geführt, dass
die gesamte Entwicklung der Deutschbalten im
20. Jahrhundert als eine absteigende, zwangs-
läufig ihrem Ende zustrebende Linie angesehen
wurde – gemessen an der früheren Rolle und Be-
deutung der Deutschbalten konnte ihre Ge-
schichte demnach nur im Ende von 1939/41
münden. Dem ist entgegenzuhalten, dass die
Veränderungen, so einschneidend sie auch im-
mer waren, ebenso Chancen zu einem Neuan-
fang boten, die von vielen auch wahrgenommen
wurden. Die These des absteigenden, ja abge-
storbenen Astes negiert die wichtigen und in
vielem auch zukunftsträchtigen Ansätze dieser
Jahre, sie lässt der letzten Epoche deutschbalti-
schen Lebens und Wirkens in der Heimat nicht
das Eigengewicht und damit jene Achtung zu-
kommen, die ihr durchaus gebühren. Der Titel
des Sammelwerkes „Von der führenden Schicht
zur nationalen Minderheit“ umreißt treffend
den wesentlichsten Umstellungsprozess, dem
sich die Deutschbalten in dieser historischen
Phase ausgesetzt sahen und den sie vollziehen
mussten, sollte denn eine Zukunft im Baltikum
überhaupt noch möglich sein.
Die Situation der ersten Jahre der Selbststän-
digkeit lässt sich bei den Deutschbalten als
Spannung zwischen den Polen „Anpassung und
Verweigerung“ beschreiben. Die anfangs über-
wiegende Verweigerungshaltung erstreckte
sich von einer als Exilierung begriffenen, aktiv
vollzogenen Auswanderung bis zur passiven,
die neuen Verhältnisse ablehnenden Einstel-
lung. Sie wich allmählich einer Anpassung an
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die veränderte Lage, was wiederum nicht nur im
negativen Sinne verstanden werden darf, son-
dern im Sinne einer durchaus loyalen Haltung
gegenüber dem neuen Staatswesen – ver-
gleichbar im Grunde mit der traditionellen Hal-
tung dem Russischen Reich gegenüber bzw. mit
der Loyalität zum Herrscherhaus. 
Die Mehrheitsvölker der Esten und Letten stell-
ten durch ihre Regierungen den in den neuen
Staaten lebenden nationalen Minderheiten für
die Respektierung ihrer kulturellen Eigenstän-
digkeit mehrere Bedingungen: In erster Linie 
die vorbehaltlose Anerkennung der Eigenstaat-
lichkeit einschließlich ihrer demokratisch-par-
lamentarischen Grundlagen. Hinzu kam aber
noch die volle Loyalität dem Staatsvolk und dem
Staatsganzen gegenüber sowie schöpferische
Mitarbeit am politischen und wirtschaftlichen
Aufbau des jungen Staatswesens. Dabei legten
sie durchaus Wert auf jenen Unterschied zwi-
schen „äußerer, formeller Loyalität - der stum-
men Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten“ –
und einer erwarteten inneren Loyalität als einer
weitgehenden Identifizierung mit den poli-
tischen Aufgaben und Zielen des Staates. Zeit-
genössische deutschbaltische Pressestimmen
machten die Problematik deutlich, indem sie zur
erforderlichen Neuorientierung feststellten:
„Wir müssen uns einordnen und mitarbeiten,
nicht unterordnen oder gar abseits stehen“, oder
wenn sie auf die „psychologische Unmöglich-
keit“ hinwiesen, unmittelbar den weitergehen-
den Schritt zur inneren Loyalität zu vollziehen.
„Aber mitarbeiten, nicht nur mitmachen, das
halten wir für unsere Pflicht der neuen Form und
der alten Heimat gegenüber.“
Beide deutschbaltischen Volksgruppen erleb-
ten in dieser Phase ihrer Geschichte einen tief-
greifenden Umbruch in ihrer Struktur und in ih-
rem politischen Selbstverständnis. Politische
Organisation und parlamentarische Arbeit
wurden von Persönlichkeiten wahrgenommen,
die zum Teil durch ihr frühes Bekenntnis zur
Selbstständigkeit der neuen Staaten in Konflikt
mit ritterschaftlichen Kreisen geraten waren.
Ihr Verhältnis zu den amtlichen Stellen des
Deutschen Reiches wiederum war davon be-
stimmt, dass sie einerseits von Anfang an auf
erhebliche finanzielle Unterstützung zur Er-
haltung ihrer wirtschaftlichen und vor allem
der kulturellen Einrichtungen angewiesen wa-
ren, andererseits aber auch als Störfaktor in den
bilateralen Beziehungen betrachtet wurden.
Auf dem Wege zur Anerkennung als staatser-
haltende politische Kraft hatten die deutsch-
baltischen politischen Vertretungen sich
durchzusetzen gegen Widerstände sowohl in
den eigenen Volksgruppen als auch im politi-
schen Kräftespiel des jeweiligen Heimatstaates
sowie auch im außenpolitischen Beziehungs-
geflecht zwischen den baltischen Staaten ein-
erseits und Deutschland andererseits.

AUSHARREN OHNE PATHOS

Die Deutschbalten waren nach Georg von
Rauch „in ein neues gesellschaftliches Sein
eingetreten, dem ein gewandeltes Bewusst-
sein entsprechen musste. Die baltische Exis-
tenz war noch einmal prolongiert worden.“ In
dem folgenden zwanzigjährigen zähen Ringen
habe die alte Schirrensche Formel einen Be-

deutungswandel erfahren: ein „Ausharren und 
Feststehen“ nicht mehr als Träger der Macht, als
Herrenschicht, sondern nunmehr ohne Pathos
und ohne politischen Anspruch. Was blieb, war
der Gedanke des Landesdienstes in ganz neuen
Formen. Der berechtigte Rest dieses politischen
Anspruchs, so wäre zu ergänzen, bewegte sich
nun in den Bahnen, die durch Demokratie und
Parlamentarismus vorgegeben waren.
Der Eingliederungsprozess der Deutschbalten als
nationale Minderheit in die neuen Staaten Est-
land und Lettland erfolgte aufgrund einer immer
klarere Formen annehmenden politischen Kon-
zeption, die über den engeren Heimatraum hin-
aus insofern europäische Dimensionen annahm,
als sie ganz allgemein das Verhältnis von Nation
und Staat und darin die Volksgrupppenrechte
neu definierte. Man hat in den nationalpoli-
tischen Bemühungen deutschbaltischer Politiker
den Versuch gesehen, „dem durch die politische
und wirtschaftliche Entmachtung funktionslos
gewordenen deutschen Baltentum als Vor-
kämpfer nationaler Toleranz und als Anwalt des
Grundrechts national-kultureller Selbstbestim-
mung wieder zu einer Funktion im überstaat-
lichen, europäischen Rahmen zu verhelfen“ (A. v.
Taube). Es war in erster Linie Paul Schiemann als
der wohl bedeutendste deutschbaltische Poli-
tiker dieser Zeit, von dem die Integration der
Deutschbalten in den lettländischen Staat voran-
getrieben wurde und der darüber hinaus der 
europäischen Minderheitenbewegung entschei-
dende Impulse gab. Diese Bemühungen gaben
der deutschbaltischen Minderheitenpolitik ein
weiterreichendes Ziel als die Bewahrung jener in
der alten ständischen Ordnung wurzelnden Pri-
vilegien einer Oberschicht. Das Recht auf Kul-
turautonomie wurde von Schiemann vielmehr
gerade als ein Bindeglied zum Staat aufgefasst,
das der nationalen Minderheit erst die Mög-
lichkeit gebe, bewusste Staatsbürger zu erziehen. 

BETEILIGUNG AN DER
PARLAMENTARISCHEN ARBEIT

Die Beteiligung an der parlamentarischen Arbeit
eröffnete eine neue Phase im Zusammenleben
von Letten und Deutschbalten; in dieser Tätig-
keit zeigten sich sogleich auch Möglichkeiten
und Grenzen ihrer Minderheitenpolitik. Zu den
frühen Erfolgen gehört die unter geschickter
Ausnutzung der anfangs instabilen Lage im De-
zember 1919 durchgesetzte Schulautonomie
der Minderheiten – zu dieser Zeit waren zwei
Deutschbalten und ein Jude Mitglieder der Re-
gierung. Grenzen dagegen erfuhr die deutsche
Saeimafraktion bei ihrem ohnmächtigen Kampf
gegen die Verabschiedung des Agrargesetzes.
Obwohl die lettische Verfassung von 1922 im Ge-
gensatz zur estnischen keine allgemeinen Vor-
schriften über Minderheitenrechte enthielt, bot
sie den immerhin über ein Viertel der Gesamtbe-
völkerung stellenden nationalen Minderheiten
doch beträchtliche Einflussmöglichkeiten im
parlamentarischen Raum. So stellten allein die
Deutschbalten in den 18 Kabinetten der einein-
halb Jahrzehnte dauernden parlamentarischen
Periode Lettlands immerhin vier Minister und
zwei Ministergehilfen; 1927 erhielt Schiemann
den Auftrag zur Regierungsbildung, und zwei
Jahre später war er stellvertretender Delegierter
Lettlands beim Völkerbund. 

Die fast entschädigungslosen Güterenteignun-
gen, starke Abwanderung und ungünstige So-
zialstruktur erschwerten es den im Lande Blei-
benden, ein positives Verhältnis zu den jungen
baltischen Staaten zu finden. Es gehört zu den
historischen Leistungen, dass die Deutschbalten
auch in dieser Phase im parlamentarisch-demo-
kratischen System der Heimatstaaten mitarbei-
teten. Die Gewährung kultureller Autonomie-
rechte (1919 weitgehende Schulautonomie in
Lettland, 1925 umfassende Kulturautonomie in
Estland) erleichterte die Zusammenarbeit; re-
pressive Maßnahmen wie Kirchenenteignun-
gen erschwerten sie aber auch.

TRÜGERISCHE HOFFNUNGEN

Die vor allem von Teilen der deutschbaltischen
jungen Generation auf das erstarkende natio-
nalsozialistische Deutschland gesetzten Hoff-
nungen erwiesen sich als trügerisch, zumal als
dieses mit dem Hitler-Stalin-Pakt 1939 die
baltischen Staaten an die Sowjetunion auslie-
ferte. Die nur zwei Jahrzehnte zurückliegenden
Erfahrungen ließen den Deutschbalten aller-
dings keine Alternative: Vor der drohenden De-
portation verließen sie aufgrund der zwischen
dem Deutschen Reich und den baltischen Re-
publiken abgeschlossenen Umsiedlungsver-
träge 1939/41 ihre Heimat. Denn unmittelbar
nach dem Hitler-Stalin-Pakt hatte die UdSSR in
einem weiteren „Vertraulichen Protokoll“ im
„Grenz- und Freundschaftsvertrag“ den in 
ihren Interessengebieten „ansässigen Reichs-
angehörigen und anderen Persönlichkeiten
deutscher Abstammung“ die Möglichkeit zuge-
standen, nach Deutschland überzusiedeln. 
Nachdem der Abschluss der Beistandspakte
mit der Sowjetunion in der baltischen Öffent-
lichkeit Ende September 1939 als vorteilhaft
und friedenssichernd dargestellt worden war,
traf die Rede Hitlers vom 6. Oktober mit dem
Aufruf an die Deutschbalten zur „Rückkehr ins
Reich“ alle völlig unvorbereitet. Das Einlaufen
deutscher Handelsschiffe zur Durchführung
der Transporte auf der Reede von Tallinn noch
am Tage der offiziellen Erklärung wirkte gera-
dezu schockierend. Ironisch zitierte die estni-
sche Presse einen Beitrag der deutschen „Re-
valer Zeitung“ vom 9. Oktober, in dem es hieß,
man folge „einem Ruf, der Veränderung von
gewaltigem Ausmaß im Leben der Völker und
Länder Osteuropas mit sich bringen wird.“ 
Das Verhalten vor allem nationaler estnischer
Kreise war wenig freundlich, zum Teil aus-
gesprochen deutschfeindlich, was mit einer
komplexen Identitätskrise der estnischen Ge-
sellschaft am Vorabend des Zweiten Weltkrie-
ges zusammenhängt. Auch von vielen Letten
wurde die Umsiedlung der Deutschbalten als
Gewinn für eine nationale Konzentration be-
trachtet. Dabei unterschätzte man offenkun-
dig die Gefahr aus dem Osten. Als nämlich am
18. Oktober der erste deutsche Dampfer mit
Umsiedlern den Tallinner Hafen verließ, waren
wenige Stunden zuvor sowjetische Truppen
über die estnische Grenze einmarschiert – so
sah die Realität des Hitler-Stalin-Paktes aus.
Der weitaus größte Teil der Deutschbalten in
Estland und Lettland schloss sich der Umsied-
lung als einer „diktierten Option“ an. Denn bei
einem Verbleiben hätte den Deutschbalten das-
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selbe Schicksal gedroht, wie es zahlreiche Esten
und Letten in den bald einsetzenden Deporta-
tionen erleiden mussten. Nach dem Abschluss
von Umsiedlungsverträgen mit beiden bal-
tischen Regierungen erfasste die zum Jahres-
wechsel beendete Hauptumsiedlung rund
14.000 Personen aus Estland und rund 51.000
aus Lettland. Ein Teil der Zurückbleibenden
beteiligte sich an den Nachumsiedlungen vom
Frühjahr 1940 und vor allem nach der sowjeti-
schen Besetzung 1941. Unter den 7.000 Nach-
umsiedlern aus Estland und 10.000 aus Lettland
vom Jahr 1941 befanden sich auch bis zu 3.500
Esten und Letten, die damit den drohenden
Massenverhaftungen durch die Okkupations-
macht entgehen konnten. Aus Litauen wurden
die Deutschen, die sich soziologisch wesentlich
von den Deutschbalten unterschieden, erst auf-
grund einer deutsch-sowjetischen Umsied-
lungsvereinbarung vom 10. Januar 1941 so-
gleich umgesiedelt. Doch nach der deutschen
Besetzung Litauens bereits im Sommer kam es
1942 – anders als bei den Deutschbalten – zu ei-
ner einzigartigen Rücksiedlungsaktion, mit wel-
cher der größte Teil der Litauendeutschen bei
gleichzeitiger Verdrängung der polnischen, rus-
sischen und litauischen Bevölkerung in ihre al-
ten Wohngebiete zurück kehrte. Darin wird von
der Forschung der „Beginn einer umfassenden
deutschen Kolonisation in den baltischen Staa-
ten und in der Sowjetunion“ gesehen (H. Stos-
sun). Von dort begann für die Betroffenen im
Sommer 1944 ein erneuter Aufbruch: diesmal
aus Furcht vor der heranrückenden Front. – In
den Zusammenhang der Umsiedlung als ge-
meinsame deutsch-sowjetische Aktion gehört
ferner die Aussiedlung der Litauer aus dem Me-
mel- und dem Suwalkigebiet. 

VERLUST DER BALTISCHEN HEIMAT

Der Verlust der baltischen Heimat konnte auch
nicht durch die vom Dritten Reich definierten
„neuen Aufgaben“ in Danzig-Westpreußen
oder im Warthegau ersetzt werden. Von hier
aus teilten die Deutschbalten bei Kriegsende in
der Flucht das Schicksal anderer ostdeutscher 
Bevölkerungsgruppen wie auch die Deutschen
aus Litauen. Während des Zweiten Weltkrieges

hatten nur wenige Deutschbalten kurzfristig in
ihre Heimat zurückkehren können – damit war
eine 750-jährige Geschichte der Deutschen im
Baltikum zu Ende gegangen. Ihr Wirken in Leis-
tung und Versäumnis hat in der Entwicklung
dieser Region unübersehbare Spuren hinterlas-
sen und deren Menschen entscheidend mitge-
prägt. Der so genannte „deutsche Faktor“ ge-
hört zum gesamtbaltischen Erbe und stellt
einen spezifischen Beitrag dar zur Gesamtge-
schichte der Deutschen im östlichen Europa.
Deutschbalten wirkten in der Vergangenheit in
erheblichem Maße als kulturelle Multiplikatoren
– selbst in einer Zeit, als die sowjetische Herr-
schaft über die baltischen Länder Kontakte fast
einfrieren ließ oder jedenfalls nur in äußerst be-
grenztem Maße ermöglichte. Viele haben in der
einen oder anderen Form ihren Teil dazu beige-
tragen, dass die baltischen Länder und ihre
Bewohner auch in der „Zeit der Stagnation“ im
Westen nicht vergessen wurden – dabei war es
oft recht mühsam, Menschen in der Bundes-
republik davon zu überzeugen, dass es sich hier
um Länder handelte, denen die Deutschen aus
ihrer gemeinsamen Geschichte in einer beson-
deren Weise verpflichtet waren und auch
weiterhin sind: die Deutschbalten durch ihre
Herkunft, andere durch den Anteil deutscher
Politik am baltischen Schicksal vor allem im kri-
senhaften 20. Jahrhundert. 
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ERRATUM
In dem Heft „Die Osterweiterung der EU“ (Heft 1/2004) hat sich in dem Beitrag über die Arbeitsmarktperspektiven in der erweiterten Europäischen
Union (von Elmar Hönekopp) auf Seite 37 in Tabelle 4 der Fehlerteufel eingeschlichen. Die nachfolgende Tabelle gibt die richtigen Werte in den
Spalten D = 100 fett gesetzt wieder.

BIP/Kopf (KKP) BIP/Kopf (Euro)

1993 2002 (1) 1993 2002 (1)

Euro/KKP D=100 Euro/KKP D=100 Euro D=100 Euro D=100
Polen 3.790 21,5 9.500 39,6 1.900 9,2 5.200 20,7
Tschech. Rep. 9.830 55,9 14.400 60,0 2.900 14,1 7.200 28,6
Slowakei 7.030 39,9 11.400 47,5 2.000 9,7 4.700 18,7
Ungarn 7.400 42,0 13.600 56,7 3.300 16,0 6.900 27,4
Slowenien 9.740 55,3 17.700 73,8 5.400 26,2 11.700 46,5
Deutschland 17.600 100 24.000 100 20.600 100 25.150 100
EU-15 16.379 24.000 16.379 24.000
z. Vgl.: Griechenland 10.440 59,3 15.020 62,6 7.700 37,4 11.970 47,6

TABELLE 4: AUSGEWÄHLTE BEITRITTSLÄNDER – BIP PRO KOPF 1993 UND 2002

KKP: Kaufkraftparitäten; BIP zu laufenden Preisen und Wechselkursen © IAB-Hö 0311
1) Deutschland und Griechenland: 2001 Quelle: Eurostat, NewCronos (BIP pro Kopf); eigene Auswertung und Berechnung
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Er ging, in einen schwarzen Umhang gekleidet,
mit einer Pistole in der Hand in der Stadt he-
rum. Von den Einwohnern wurde er der
‚schwarze Kommandeur‘ genannt. Der Friseur
der Stadt, Petras Bitelis, wurde ebenfalls für
seine mörderischen und gewalttätigen Aktio-
nen bekannt. Von Juni bis August 1941 wur-
den 286 Familien und sechs Individuen mas-
sakriert.“1 Vor dem Einmarsch der Wehrmacht
und in den ersten Tagen der Besatzung Litau-
ens im Juni 1941 kam es an mindestens 40 Or-
ten zu Pogromen von Litauern an Juden, in 25
verschiedenen Orten kam es zu Raubüberfäl-
len und in mindestens 36 Fällen sind Angriffe
auf Rabbiner belegt.2

Ein Oberst der Wehrmacht, Adjutant beim Stab
der Heeresgruppe Nord, erinnerte sich an fol-
gende Szene, die er am 27. Juni 1941 in Kau-
nas miterlebte: „Auf der Fahrt durch die Stadt
kam ich an einer Tankstelle vorüber, die von ei-
ner dichten Menschenmenge umlagert war. In
dieser befanden sich auch viele Frauen, die
ihre Kinder hochhoben, oder, um besser sehen
zu können, auf Stühlen und auf Kisten stan-
den. Der immer wieder aufbrausende Beifall –
Bravo-Rufe, Händeklatschen und Lachen –
ließ mich zunächst eine Siegesfeier oder eine
Art sportliche Veranstaltung vermuten. (…)
Nähertretend aber wurde ich Augenzeuge
wohl des furchtbarsten Geschehens, das ich
im Verlauf von zwei Weltkriegen gesehen
habe. Auf dem betonierten Vorplatz dieser
Tankstelle stand ein mittelgroßer, blonder und
etwa 25-jähriger Mann, der sich gerade ausru-
hend auf einen armdicken Holzprügel stützte,
der ihm bis zur Brust reichte. Zu seinen Füßen
lagen etwa 15 bis 20 Tote oder Sterbende. Aus
einem Wasserschlauch floß ständig Wasser
und spülte das vergossene Blut in einen Ab-
flußgully. Nur wenige Schritte hinter diesem

Manne standen etwa 20 Männer, die – von ei-
nigen bewaffneten Zivilisten bewacht – in
stummer Ergebenheit auf ihre Hinrichtung
warteten. Auf einen kurzen Wink trat dann der
Nächste vor und wurde auf die bestialischste
Weise mit dem Holzknüppel zu Tode geprügelt,
wobei jeder Schlag von begeisterten Zurufen
seitens der Zuschauer begleitet wurde.“3

PLANVOLLE VERNICHTUNG DURCH
EINSATZGRUPPEN

Diese Judenmorde der örtlichen litauischen
Bevölkerung – hier aus zwei verschiedenen
Perspektiven, zunächst aus Reihen der Opfer
und dann der Täter, anschaulich geschildert –,
von Reinhard Heydrich, dem Chef der Si-
cherheitspolizei (Sipo) und des Sicherheits-
dienstes (SD) und Leiter des Reichssicherheits-
hauptamtes (RSHA) in Berlin, der zentrals-
ten Planungsbehörde der Judenvernichtung, 
als „Selbstreinigungsbestrebungen“ tituliert,
stellten die deutschen Besatzer allerdings
nicht vollauf zufrieden, und so entschieden sie
sehr rasch, dass diesen Pogromen die planvolle
Vernichtung durch die Einsatzgruppen unter
Einbeziehung der als Hilfspolizei eingesetzten
lokalen Milizen zu präferieren sei.
Diese Einsatzgruppen wurden speziell für
diese Mordaktionen im Verlauf der geheimen
Vorbereitungen des Überfalls auf die Sowjet-
union zusammengestellt und ausgebildet. Zu
diesen gehörten auch „ganz normale Männer“4

der deutschen Polizei. Erstmalig hatte es diese
Einsatzgruppen als mobile polizeiliche Einhei-
ten anlässlich des deutschen Einmarsches in
Österreich 1938 gegeben. Der rassenideolo-
gisch begründete Vernichtungskrieg gegen
den „jüdischen Bolschewismus“ der Sowjet-

ERSTE POGROME – TÄTER UND OPFER

Skuodas, ein kleines Städtchen im Nordwesten
Litauens, wurde gleich am ersten Tag des Krie-
ges des Deutschen Reiches gegen die Sowjet-
union, am 22. Juni 1941, von Wehrmachts-
truppen besetzt. Alex Faitelson, Überlebender
des Holocaust, beschreibt diesen Tag folgen-
dermaßen: „Die ‚Aktivisten‘ und besonders die
Studenten des Gymnasiums begannen die Ju-
den zu misshandeln, stahlen ihren Besitz, ver-
hafteten und ermordeten sie. All das wurde
vom Priester Lionginas Jankauskas organisiert.

„ÜBUNGSPLATZ“ FÜR DEN MILLIONENFACHEN MASSENMORD

Der Holocaust in Litauen 1941 bis 1944
FLORIAN C. KNAB

Vor dem Zweiten Weltkrieg lebten in
den baltischen Staaten etwa 350.000 
Juden, davon über 240.000 in Litauen.
Wilna und Riga waren bedeutende
Zentren jüdischen Lebens und jüdischer
Kultur. Wilna hieß nicht ohne Grund „Je-
rusalem des Nordens“. Rund hundert Sy-
nagogen und eine berühmte hebräische
Bibliothek zeugten von einer lebendi-
gen jüdischen Kultur. Litauen war zwi-
schen 1941 und 1944 der Schauplatz bei-
spielloser Judenmorde. Florian C. Knab
erörtert in seinem Beitrag die Vorausset-
zungen und die Durchführung des Ho-
locaust in Litauen. Die aktive Teilnah-
me von Litauern am Massenmord an
den Juden und die jahrelange Tabuisie-
rung dieser Ereignisse verdeutlichen,
dass die Aufgabe der Geschichtsfor-
schung in Litauen mehr als nur eine aka-
demische Auseinandersetzung mit die-
sem Thema ist. Red.
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union war allerdings kein Krieg mehr im tradi-
tionellen Sinne. Vielmehr handelte es sich da-
bei um den „ungeheuerlichsten Eroberungs-,
Versklavungs- und Vernichtungskrieg, den die
moderne Geschichte kennt“, wie der Historiker
Ernst Nolte sehr treffend formuliert hat.5

DIE IDEOLOGIE DES
VERNICHTUNGSKRIEGES

Gab es in den Reihen der deutschen Genera-
lität angesichts der Massenliquidierungen ab
September 1939 im besetzten Polen noch (ver-
haltene) Proteste, so verstummten diese im
Jahr 1941 vollkommen. Nur teilweise kann
dies aber darauf zurückgeführt werden, dass
Hitlers Ansehen in den Reihen der Wehrmacht
aufgrund des raschen militärischen Erfolges
im Westfeldzug gegen Frankreich gefestigter
war. Vielmehr ist davon auszugehen, dass 
sich das Russland-Bild führender deutscher
Generäle in vielen Punkten mit Hitlers radika-
lem Antibolschewismus und Antisemitismus
deckte. Die Hitlers Überlegungen bestim-
menden ideologischen Momente traten am 
30. März 1941 deutlich hervor, als er vor etwa
250 höheren Offizieren der Wehrmacht im
Rahmen seiner Ausführungen über den bevor-
stehenden „Kampf zweier Weltanschauungen“
zur „Ausrottung des Kommunismus für alle
Zeiten“ und zur „Vernichtung der bolschewis-
tischen Kommissare und kommunistischen In-
telligenz“ aufrief. Selbst bei der Aufforderun-
gen, dass „vom Standpunkt des soldatischen
Kameradentums“ abzurücken sei, erfuhr Hitler
weder direkten noch indirekten Widerspruch
der Generäle.6

Bis zum Angriff auf die Sowjetunion hatte das
Dritte Reich den im September 1939 begonne-
nen Krieg überwiegend im Stile konventionel-
ler militärischer Auseinandersetzungen ge-
führt. Allerdings schon mit Ausnahme Polens,
wo bereits ansatzweise nationalsozialistische
Vorstellungen einer radikalen „völkischen Flur-
bereinigung“ in die Tat umgesetzt worden wa-
ren. Mit den Vorbereitungen zum deutschen
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Überfall auf die Sowjetunion wurde nun end-
gültig der Übergang zu einem Weltanschau-
ungskrieg, zu einem rassistischen Vernich-
tungs- und Lebensraumkrieg vollzogen. Lang-
fristig bedeutete die Eroberung sowjetischer
Gebiete die Umsetzung des von Hitler bereits
in seinem 1924 erschienenen Buch „Mein
Kampf“ entwickelten Lebensraumprogram-
mes, die Verwirklichung einer groß angelegten
„Ostsiedlung“ (Germanisierung Osteuropas)
und einer damit zusammenhängenden totalen
Vernichtung des nur in den Köpfen der Natio-
nalsozialisten existierenden Konglomerats ei-
nes „jüdischen Bolschewismus“.7

DIE ROLLE DER WEHRMACHT

Diesem Radikalisierungsprozess stand auch
die Wehrmacht nicht entgegen, die in der Vor-
bereitungsphase zum Feldzug gegen die So-
wjetunion, die Mitte 1940, nach dem gewon-
nenen Feldzug gegen Frankreich, einsetzte,
ideologisches Gedankengut der NS-Führung
übernahm und in grundsätzliche Befehle um-
setzte. Dadurch wurde eine Armee aus mehre-
ren Millionen Männern dazu verpflichtet, radi-
kale weltanschauliche Ziele durchzusetzen.
Erst durch diese Radikalisierung eröffneten
sich weitere Möglichkeiten zur Durchsetzung
und Durchführung der „Endlösung der Juden-
frage“ im gesamteuropäischen Rahmen. Die
allgemeinen Vorstellungen über die Besat-
zungspolitik im Osten schlossen von vornhe-
rein den Tod einer ungeheuer großen Zahl von
Menschen ein. Neben der vorgesehen Liqui-
dierung der kommunistischen Führungs-
schicht, von Juden, Zigeunern und anderen
„rassisch Minderwertigen“ war insbesondere
eine allgemeine Dezimierung der Bevölkerung
in den zu besetzenden Gebieten vorgesehen.8

In den „Richtlinien auf Sondergebieten zur
Weisung Nr. 21 (Fall Barbarossa)“ vom 13.
März 1941, die als „Geheime Kommandosa-
che“ deklariert waren und die die Grundzüge
der Besatzungsverwaltung in den zu erobern-
den Gebieten festlegte, heißt es: „Im Opera-

tionsgebiet des Heeres erhält der Reichsführer
SS zur Vorbereitung der politischen Verwal-
tung Sonderaufgaben im Auftrage des Füh-
rers, die sich aus dem endgültig auszutragen-
den Kampf zweier entgegengesetzter politi-
scher Systeme ergeben. Im Rahmen dieser
Aufgaben handelt der Reichsführer SS selb-
ständig und in eigener Verantwortung.“9 Zeit-
lich parallel zu den „Richtlinien“ wurde der
„Erlaß über die Ausübung der Kriegsgerichts-
barkeit im Gebiet Barbarossa“ herausgegeben,
dem mit der Übereinkunft zwischen Wehr-
macht und SS über den „Einsatz der Einsatz-
gruppen im Verband des Heeres“ (28. April
1941), den „Richtlinien über das Verhalten der
Truppe in 
Rußland“ (19. Mai 1941) und den „Richtlinien
für die Behandlung politischer Kommissare“
(6. Juni 1941) weitere, sowohl für die bevor-
stehende Kriegsführung als auch für die Be-
handlung der Zivilbevölkerung, vor allem der
Juden, essentielle und zugleich mörderische
Ausführungsbestimmungen folgten.10

EIN BESONDERER TYPUS VON TÄTERN

Am 21. Juni 1941, dem Vorabend zum Kriegs-
beginn der „Operation Barbarossa“, waren ins-
gesamt 3.000 Personen, auf vier Einsatzgrup-
pen verteilt, zum Einsatz bereit. Zuständig für
das Baltikum im Gebiet der Heeresgruppe
Nord war die Einsatzgruppe A (EG A) unter der
Leitung von Dr. Walter Stahlecker mit den
Sonderkommandos (SK) 1a und 1b und den
Einsatzkommandos (EK) 2 und 3. Verantwort-
lich für Litauen zeichnete sich letztendlich das
EK 3, das von dem aus Waldkirch im Schwarz-
wald stammenden Karl Jäger als Kommandeur
der Sicherheitspolizei (KdS) mit Sitz in Kaunas
geleitet wurde.
Die EG A war mit 990 Mann die zahlenmäßig
umfangreichste Einheit. Davon gehörten 89
(9%) der Geheimen Staatspolizei (Gestapo)
und 41 (4,1%) der Kriminalpolizei (Kripo) an,
welche in der Organisationsstruktur der Deut-
schen Polizei als Sicherheitspolizei zusam-
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mengefasst waren. Dazu kamen noch 35 An-
gehörige (3,5%) des SD, 133 Ordnungspolizis-
ten (13,4%) und 340 Waffen-SS-Männer
(34,4%), so dass fast alle dem Reichsführer SS
(RFSS) und Reichskommissar zur Festigung
des deutschen Volkstums (RKF) Heinrich
Himmler unterstehenden Kräfte in der Ein-
satzgruppe vertreten waren.11 Beinahe alle
Kommandoführer der EG A waren Juristen,
acht von zwölf waren promoviert. Peter Lon-
gerich folgerte daraus einen spezifischen Tä-
ter-Typus heraus: „der theoretisch vorgebil-
dete wie praktisch innerhalb des Polizeiappa-
rates geschulte ‚Fachmann‘, der gleichzeitig
ein der NS-Ideologie verhafteter, radikaler
Überzeugungstäter war; bei diesem Typus er-
gänzten sich juristische Fachausbildung und
bürokratische Effizienz einerseits sowie Eigen-
initiative, Improvisationsgabe und Skrupello-
sigkeit andererseits zu einer fürchterlichen
Mischung.“12 Dr. Walter Stahlecker, der erste
Führer der EG A, war bis zu seinem Einsatz im
Baltikum im Auswärtigen Amt tätig, hatte aber
bereits in Wien, Prag und Oslo als Leiter der lo-
kalen Gestapo erste Erfahrungen in der „Ju-
denpolitik“ gesammelt. Zusammen mit Adolf
Eichmann, dem Leiter des Referats IV D 4 (spä-
ter IV B 4), dem Referat für „Judenangele-
genheiten und Räumungsangelegenheiten“
im RSHA – der zentralen Stelle zur Organisa-
tion der Deportationen jüdischer Menschen –
war Stahlecker an dem gescheiterten „Nisko-
Projekt“ 1939, dem ersten von drei Deporta-
tionsprojekten, beteiligt.13

Das regelrechte Abschlachten der sowjetischen
Juden, natürlich auch der in diesem Fall rele-
vanten litauischen Juden, blieb von Beginn der
„Operation Barbarossa“ an nicht unbekannt.
Aus den täglichen „Erfolgsmeldungen“ der re-
gional operierenden Mordkommandos erstellte
das RSHA zusammenfassende „Tätigkeits- und
Lageberichte des Chefs der Sicherheitspolizei
und des SD in der UdSSR“. Diese wurden regel-
mäßig und in größerer Anzahl an deutsche Mi-
nisterien, Partei- und Wehrmachtsdienststel-
len weitergeleitet. Im RSHA wurden bis April
1942 elf „Tätigkeits- und Lageberichte des
Chefs der Sicherheitspolizei und des SD in der
UdSSR“ angefertigt und als „Geheime Reichs-
sache“ deklariert. Alle Berichte mit Ausnahme
des neunten Berichts wurden nach dem Krieg
in den Aktenbeständen des Auswärtigen Amtes
gefunden. Der historischen Forschung dienen
sie heute als Schlüsseldokumente.

LITAUEN ALS OBJEKT MILITÄRISCH-
POLITISCHER KONFLIKTE

Am 23. März 1939 hatte das Deutsche Reich
die polnisch-litauische Grenzstadt Memel an-
nektiert. Durch das zunächst geheime Zusatz-
abkommen im deutsch-sowjetischen Nichtan-
griffspakt, nach den Unterhändlern Molotow-
Ribbentrop-Abkommen genannt, vom 23.
August 1939 fiel Litauen unter sowjetische
Einflusssphäre, so dass das Land am 10. Okto-
ber 1939 der Errichtung sowjetischer Stütz-
punkte zustimmen musste. Am 30. Oktober
1939 wurde die ehemalige Hauptstadt Litau-
ens Wilna von Polen an Litauen zurückgege-
ben. Dadurch nahm die jüdische Bevölkerung
Litauens um etwa 100.000 Menschen zu, da-

runter ungefähr 15.000 Flüchtlinge aus dem
besetzten Polen. Auf das Zusatzabkommen,
das Litauen seine Eigenstaatlichkeit nahm,
reagierten breite Teile der litauischen Öffent-
lichkeit enttäuscht und ließen ihrer Wut in
vermehrten Anschlägen auf Juden und jüdi-
sches Eigentum freien Lauf. Als die litauische
Armee in Wilna einmarschierte, wurden bei-
nahe 200 Juden bei Pogromen verletzt.
Vom geopolitischen Standpunkt aus wurde
das kleine baltische Land zum Objekt der mili-
tärisch-politischen Konflikte zwischen dem
Deutschen Reich und der Sowjetunion. Allge-
mein anerkannt wurde dabei vor allem die Tat-
sache, dass Litauen als neutraler Staat nicht
mehr weiter existieren konnte. Für Litauer be-
deutete die Besetzung ihres Landes das defini-
tive Ende ihrer Unabhängigkeit. Viele Litauer
sahen in den Juden Unterstützer des sowjeti-
schen Systems, obwohl auch diese unter der
sowjetischen Besatzung zu leiden hatten. Be-
reits vor der Invasion der Wehrmacht im Juni
1941 verbreiteten litauische Untergrundorga-
nisationen, wie zum Beispiel die am 17. No-
vember 1940 in Berlin gegründete und vom
deutschen militärischen Nachrichtendienst
protegierte Lietuviu Aktyvistu Frontas (LAF, Li-
tauische Aktivisten Front), Flugblätter mit
Drohungen gegen Juden, und es kam, wie
schon erwähnt, sogar schon vereinzelt zu Po-
gromen. Vom 15. Juni 1940 ab kontrollierte die
sowjetische Armee ganz Litauen, und etwa
sieben Wochen später wurde das Land als Li-
tauische Sowjetrepublik komplett von der Sow-
jetunion annektiert. Als Reaktion auf diese,
von vielen Litauern unerwünschte Annexion,
bildeten sich verschiedene Untergrundorgani-
sationen, u. a. die auch schon in den Erinne-
rungen von Alex Faitelson genannte LAF.

MASSENVERHAFTUNGEN UND
VERBANNUNGEN

In der Folgezeit erlitten Juden wie Litauer ei-
nen schweren Schlag durch Massenverhaf-
tungen und Verbannungen, die von sowjeti-
schen Organen durchgeführt wurden. Bereits
1940 wurden verschiedene Persönlichkeiten
der jüdischen Gemeinde verhaftet und inhaf-
tiert.14 Höhepunkt der Verhaftungswelle so ge-
nannter „antisowjetischer Elemente“ war das
Frühjahr 1941, der vom 14. bis zum 17. Juni
1941, also nur wenige Tage vor dem deutschen
Überfall, die größte Deportation der russi-
schen Besatzungszeit folgte. Die Enzyklopädie
des Holocaust nennt eine Zahl von 7.000 Ju-
den, die in diesem Zeitrahmen aus Litauen
nach Sibirien und in andere asiatische Gebiete
der Sowjetunion verschleppt wurden.15 Daraus
resultiert auch die „Theorie des doppelten Ge-
nozids“, von der noch zu sprechen sein wird.
Sie besagt, ganz kurz gefasst, dass Juden sich
während der sowjetischen Besatzungszeit
1940/41 am Genozid an Litauern beteiligt hät-
ten, weshalb sich dann Litauer ab Juni 1941
am Genozid an den Juden beteiligten.

DIE „OPERATION BARBAROSSA“

Der deutsche Angriff auf die Sowjetunion be-
gann am 22. Juni 1941 um 3.15 Uhr ohne vor-

herige Kriegserklärung. Im Nordabschnitt der
Front eröffnete die Wehrmacht die Kampf-
handlungen mit Luftangriffen auf militärische
Ziele. Unter anderem wurde dabei der Flug-
platz in Kaunas völlig zerstört. Die Heeres-
gruppe Nord stieß auf breiter Front relativ
rasch ins Baltikum vor, den Kern der Operation
bildete der schnelle Vorstoß der Panzergruppe
4, der von der 16. und der 18. Armee flankiert
wurde. Wichtigstes Ziel des deutschen Angrif-
fes auf Litauen war die Eroberung von Kaunas,
das durch das II. Armeekorps am 24. Juni 1941
um 17.15 Uhr beinahe kampf- und wider-
standslos eingenommen wurde. Am gleichen
Morgen war auch Wilna von deutschen Trup-
pen besetzt worden, so dass keine drei Tage
nach dem Beginn der „Operation Barbarossa“
die beiden wichtigsten Städte Litauens unter
deutscher Herrschaft standen. Für Litauen, das
nach nur fünf Kampftagen völlig unter deut-
scher Besatzung war, bedeutete dies vor allem
einen sehr frühen Beginn der Errichtung einer
deutschen (militärischen) Besatzungsherr-
schaft.

KOLLABORATION MIT DEN BESATZERN

Einen Tag nach dem deutschen Überfall auf
die Sowjetunion skandierten viele Litauer den
Slogan „Nieder mit der Regierung von Bettlern
und Juden“ und errichteten eine provisorische
Regierung, die allerdings nur drei Tage am-
tierte. Daraufhin traten schon viele Juden die
Flucht nach Osten an. Jedoch erreichten nur
knapp 15.000 Menschen die Sowjetunion, von
denen mehr als ein Drittel aktive Gegner des
Nationalsozialismus gewesen waren. Ein
Großteil der litauischen Bevölkerung hieß die
Deutschen willkommen, viele kollaborierten
mit ihnen. Die deutschen Besatzungsbehör-
den, die oftmals als Befreier vom stalinisti-
schen Joch angesehen und empfangen wur-
den, vermochten den Hass gegen den zuvor
herrschenden Machtapparat Stalins rasch auf
die „Juden-Kommunisten“ umzulenken. „Die
baltische Bevölkerung begrüßte – bis auf ganz
geringe Ausnahmen – die einrückenden deut-
schen Truppen. Die einheimischen Behörden
waren sofort zur Zusammenarbeit bereit“, wie
sich Werner Haupt erinnerte.16 Selbst die ka-
tholische Kirche Litauens hatte in erheblichem
Umfang für die deutschen Besatzer agitiert. So
hatte der Primas von Litauen, Juozapas Skvi-
reckas, in einer landesweit ausgestrahlten Ra-
dioansprache zur Kollaboration mit dem Deut-
schen Reich aufgerufen. Die geistlichen Führer
Litauens taten von Anfang an nichts, um der
Ermordung der jüdischen Bevölkerung Einhalt
zu gebieten. Im Gegenteil: Sie gehörten, wie
Priester Lionginas Jankauskas in der von Alex
Faitelson berichteten Episode, sogar den Exe-
kutionskommandos an.
Zwischen 1919 und 1940 hatte sich im Leben der
litauischen Juden eine historisch seltene Meta-
morphose vollzogen: Zu Beginn wurden sie in
zwei Teile gespalten, die in zwei Staaten gelang-
ten, Litauen und Polen; am Ende vereinigten sie
sich wieder in einem Staat – Litauen. In dieser
Phase gelang es, ein völlig neues und in diesen
geographischen Regionen bedeutendes und
ehrenvolles Zentrum des gesellschaftlich-poli-
tischen und kulturell-geistigen jüdischen Le-
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bens zu schaffen. In den Jahren 1940 und 1941
begann die Vernichtung dieses Lebens.

POGROME UND MASSAKER 

„Aufgabe der Sicherheitspolizei mußte es
sein,“ wie es im Bericht der Einsatzgruppe A
von Mitte Oktober, dem so genannten ersten
Stahlecker-Bericht, hieß, „die Selbstreini-
gungsbestrebungen in Gang zu setzen und in
die richtigen Bahnen zu lenken, um das ge-
steckte Säuberungsziel so schnell wie möglich
zu erreichen. Nicht minder wesentlich war es,
für die spätere Zeit die feststehende und be-
weisbare Tatsache zu schaffen, dass die be-
freite Bevölkerung aus sich selbst heraus zu
den härtesten Maßnahmen gegen den bol-
schewistischen und jüdischen Gegner gegrif-
fen hat, ohne dass eine Anweisung deutscher
Stellen erkennbar ist.“ Von vornherein sei es
dabei „selbstverständlich gewesen, dass nur
die ersten Tage nach der Besetzung die Mög-
lichkeit zur Durchführung von Pogromen bo-
ten.“17 So begannen, wie auch in den eingangs
zitierten Erlebnissen berichtet, bereits in den
ersten Tagen nach dem Einmarsch deutscher
Truppen in Litauen, und noch ohne direkte Be-
teiligung der EG A, aber von den Besatzern ins-
piriert, in der Nähe der deutsch-litauischen
Grenze und im ganzen Land Judenpogrome
und Judenmassaker.
Diese waren in der Regel spontan, und waren
dabei häufig von persönlicher Rache und Hab-
gier geprägt. Der Pole Kazimierz Sakowicz no-
tierte, nachdem er litauische Mordkommandos
in dem acht Kilometer südlich von Wilna ge-
legenen Dorf Paneriai beobachtet hatte, in 
sein Tagebuch: „Für die Deutschen bedeuteten
dreihundert Juden dreihundert Feinde der
Menschheit. Für die Litauer bedeuteten sie
dreihundert Hosen, dreihundert Paar Schu-
he.“18 Bronius Eliosaitis, der den Holocaust in
Litauen überlebte, erinnert sich an die ersten
Tage der deutschen Besatzung in Kaunas: „Wer
in den ersten Kriegstagen auf der Straße war,
ging das Risiko ein, auf der Stelle erschossen zu
werden.“19 Diese von Stahlecker initiierten Po-
grome dauerten in Kaunas vom 25. bis zum 29.
Juni 1941 und forderten 3.800 Todesopfer.20 Zu
dieser Zahl müssen allerdings noch die Toten
aus den umliegenden Dörfern hinzugerechnet
werden, die jedoch nicht exakt zu beziffern
sind. Jedoch war es nicht einfach, das Pogrom
in Kaunas in Gang zu setzen, wie Stahlecker
schrieb. Erst dem Führer einer Partisanen-
gruppe, dem Journalisten Klimatis, „gelang es,
auf Grund der ihm von dem in Kauen (dt. für
Kaunas, d. Verf.) eingesetzten kleinen Vorkom-
mando gegebenen Hinweise ein Pogrom einzu-
leiten, ohne dass nach außen irgendein deut-
scher Auftrag oder eine deutsche Anregung
erkennbar wurde.“21 Eines der prominentesten
Opfer war der Rabbiner von Kaunas, dem am
26. Juni 1941 auf einem öffentlichen Platz der
Kopf abgesägt und der dann anschließend in
einem Schaufenster ausgestellt wurde. „Be-
fehlsgemäß war die Sicherheitspolizei ent-
schlossen, die Judenfrage mit allen Mitteln und
aller Entschiedenheit zu lösen“, fuhr Stahlecker
in seinem Bericht fort.22

In der Tat mit allen Mitteln und aller Entschie-
denheit. Bereits am 24. Juni 1941, also nur
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zwei Tage nach Beginn der „Operation Barba-
rossa“, wurden wenige Kilometer hinter der
Grenze in dem kleinen litauischen Dorf
Gargādai, (dt. Garsden) die ersten Morde an
Juden durch Mordkommandos begangen. Ein
Kommando der deutschen Sipo und des SD
aus Tilsit und eine Abteilung der Schutzpolizei
aus Memel erschossen an jenem Nachmittag
201 Menschen.23 Es handelte sich offensicht-
lich um alle männlichen jüdischen Einwohner
dieses Ortes im wehrfähigen Alter. Dieser „Ak-
tion“ folgte eine ganze Reihe weiterer „Aktio-
nen“ im litauischen Grenzgebiet; bis zum 18.
Juli 1941 wurden dabei mehr als 3.300 Men-
schen ermordet.24

DIE ROLLE DER SONDEREINHEITEN

Im Sommer 1941 hatte sich innerhalb des EK 3
unter Karl Jägers Adjutanten, Joachim Ha-
mann, eine Sondereinheit formiert, die für die
Durchführung von Exekutionen an der jüdi-
schen Landbevölkerung zuständig war. Um in
ganz Litauen eingesetzt werden zu können,
war die Einheit motorisiert; daher auch die Be-
zeichnung „Rollkommando Hamann“. Vom 7.
Juli bis zum 2. Oktober 1941 führte dieses
Kommando insgesamt 62 Exekutionen durch,
bei denen mindestens 60.000 Menschen auf
dem flachen Land durch Massenerschießun-
gen ermordet wurden. Das Kommando be-
stand aus 40 Personen, von denen lediglich bei
fünf davon ausgegangen werden kann, dass
sie alle den Rang eines SS-Hauptscharführers
hatten und regelmäßig an „Aktionen“ teilnah-
men. Zusätzlich gehörten 57 litauische Hilfs-
kräfte, ehemalige Unteroffiziere und Schützen
der litauischen Armee, zum „Rollkommando“,
deren militärische Schulung Hamann persön-
lich übernahm. Zweite wichtige Figur des
Kommandos war Bronius Norkus, ein ehema-
liger Berufssoldat der litauischen Luftwaffe.
In der Regel arbeiteten Jäger und Hamann
per Landkarte und durch Meldung der ent-
sprechenden Gebietskommissare nach und
nach die jüdischen Siedlungszentren auf dem
flachen Land ab. Kleine Provinzstädte dienten
als Sammelpunkte. War die Entscheidung für
einen Exekutionsort gefallen, kontaktierte
Hamanns oder Jägers Dienststelle die lokale
Polizei. Die litauische Ortspolizei, in einigen
Fällen auch die örtliche deutsche Polizei,
übernahm dann die Vorbereitung der „Aktio-
nen“. Die Vorbereitung bestand im wesent-
lichen aus drei Teilen: Konzentration der vor-
gesehenen Opfer, Auswahl und Vorbereitung
des Erschießungsplatzes und Zusammenzie-
hen der benötigten Hilfskräfte auf leicht 
zu bewachenden Plätzen (wie Marktplätze,
Friedhöfe, usw.). Die Bewachung der Juden
übernahm in der Regel der litauische Selbst-
schutz, sowohl auf dem Marsch zur Erschie-
ßungsstätte wie an der Sammelstelle. Als
Exekutionsorte wurden in der Regel abgele-
gene Waldstücke ausgewählt, zu denen es
passierbare Zuwege für die Fahrzeuge des
„Rollkommandos“ gab. Diese waren ungefähr
vier bis fünf Kilometer von den Sammelpunk-
ten entfernt. Hamann war bei allen Erschie-
ßungen persönlich anwesend, auch litauische
Schaulustige befanden sich häufig in relati-
ver Nähe zu den Exekutionsorten.25

Die Orte der Erschießungen mit den zugehöri-
gen Zahlen der Opfer gab Hamann an Jäger
weiter, der sie dann in seine Tabellen eintrug,
die später Eingang in den „Jäger-Bericht“, ei-
nem weiteren Schlüsseldokument zur Erfor-
schung der Geschichte des Holocaust, fanden.
Das Rollkommando, so lässt sich rekonstruie-
ren, führte bis zu fünf Exekutionen pro Woche
durch, wodurch „keine Stockung im Dienstbe-
trieb“ (Jäger-Bericht) aufkam.26 In Zagara, ei-
ner Kleinstadt in der Nähe von Schaulen, wur-
den am 2. Oktober 1941 633 Juden, 1.107 Jü-
dinnen und 496 jüdische Kinder erschossen –
dies war die letzte Aktion des Rollkommandos
Hamann, das danach aufgelöst wurde.

DAS KONZEPT DES TERRORS

Das systematische Vorgehen des EK der
Staatspolizeistelle Tilsit in den litauischen
Grenzorten und des Rollkommandos Hamann
auf dem flachen Land, die gezielte Festnahme
und Ermordung bestimmter Gruppen von
Kommunisten und jüdischen Männern, die
Isolierung der jüdischen Bevölkerung in einem
Teil des jeweiligen Ortes – zumeist am Orts-
rand –, ist charakteristisch für das Vorgehen
der deutschen und litauischen Polizei gegen
die Juden bis Mitte August im gesamten Li-
tauen. Auch das EK 3 in Kaunas und der Teil
des EK 2, der bis Anfang Oktober im Norden Li-
tauens tätig war, handelten so. Die litauische
Polizei war von der deutschen Besatzungsver-
waltung in den ersten Tagen des Krieges ein-
gesetzt worden und stand unter deutscher
Kontrolle. Christoph Dieckmann spricht im Zu-
sammenhang mit den Aktivitäten der deut-
schen und litauischen Mordkommandos in
den ersten Monaten von „einem spezifischen
sicherheitspolizeilichen Konzept des Terrors
und des Mordens als einem systematisch an-
zuwendenden Mittel der Kriegsführung.“27 Das
Modell für die Aktionen sowohl des EK der
Staatspolizeistelle Tilsit als auch des Rollkom-
mandos Hamann stellte das Vorgehen in Polen
seit September 1939 dar.
Das SK 1b war am 28. Juni 1941 in Kaunas ein-
gerückt, und blieb dort bis zum 3. Juli, spätes-
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tens am 8. Juli war sein Standort nach Düna-
burg verlegt worden. Das EK 2 hatte seinen
Standort vom 27. Juni bis zum 3. Juli in Schau-
len; ein Teil des Kommandos ging dann weiter
nach Libau, während das Gros in Riga ein-
rückte. Auch das EK 3 rückte zunächst nach
Kaunas ein, wo es am 2. Juli die Durchführung
der „sicherheitspolizeilichen Aufgaben für Li-
tauen“ übernahm. Ab 9. August war das EK 3
auch für das Gebiet um Wilna, ab 2. Oktober
für das Gebiet Schaulen zuständig, während
das Wilna-Gebiet bis dahin vom EK 9 der EG B
und das Gebiet Schaulen von dem bereits ge-
nannten EK 2 „bearbeitet“ worden war.28

Die erste Phase des Massenmords in Litauen
war also zunächst gekennzeichnet durch Po-
grome und die Tötung von jüdischen Män-
nern. Walter Stahlecker nennt in seinem Be-
richt vom 15. Oktober 1941 eine Zahl von
81.171 ermordeten Juden. Ohne tatkräftige
Mithilfe der litauischen Bevölkerung hätten
die operativen Einheiten der EG innerhalb von
vier Monaten keine derartige Bilanz ziehen
können. Litauen befand sich zu diesem Zeit-
punkt noch im rückwärtigen Heeresgebiet der
Heeresgruppe „Nord“, war also militärverwal-
tetes Gebiet und unterstand damit, wie alle im
Zuge der „Operation Barbarossa“ eroberten
Gebiete, dem Generalquartiermeister im Ober-
kommando des Heeres (OKH), General Edmund
Wagner. Am 21. Juli 1941 wurde die Militär-
verwaltung durch eine Zivilverwaltung abge-
löst. Litauen bildete fortan den 3. Generalbe-
zirk des Reichskommissariats Ostland unter
der Leitung von Reichskommissar Heinrich
Lohse, und unterstand damit dem Reichsmi-
nisterium für die besetzten Ostgebiete unter
Alfred Rosenberg. Erster Generalkommissar in
Litauen war Theodor Adrian von Renteln.

GEZIELTE ERMORDUNG DER JÜDISCHEN
BEVÖLKERUNG

Ab August 1941 begann in der „Judenpolitik“
in Litauen eine neue Phase. Die Ende Juli 1941
eingesetzte deutsche Zivilverwaltung ging
beinahe nahtlos zu einer Politik der Ermor-
dung nahezu der gesamten jüdischen Bevöl-
kerung – Männer, Frauen, Kinder – über. In
Wilna, Kaunas und Schaulen, den größeren
Städten Litauens, fanden riesige Selektionen
der jüdischen Bevölkerung statt, denen Zehn-
tausende zum Opfer fielen. Innerhalb weniger
Monate erschossen deutsche und litauische
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Polizisten in Massakern, deren Brutalität nor-
male Vorstellungen weit übersteigt, mindes-
tens 120.000 Juden.
Das „gesteckte Säuberungsziel“ wurde somit
in keinem anderen Land so schnell und so um-
fassend erreicht wie in Litauen. Bereits am 1.
Dezember 1941 konnte Karl Jäger, der Chef der
Sipo in Kaunas, in seiner „Gesamtaufstellung
der im Bereich des Einsatzkommandos 3 bis
zum 1. Dezember 1941 durchgeführten Exeku-
tionen“ ein erstes Resümee ziehen: „Ich kann
heute feststellen, daß das Ziel, das Juden-
problem für Litauen zu lösen, vom EK. 3 er-
reicht worden ist. In Litauen gibt es keine Ju-
den mehr, außer den Arbeitsjuden incl. ihrer
Familien. Das sind in Schaulen ca. 4.500, in
Kauen ca. 15.000, in Wilna ca. 15.000.“29 Zu
diesem Zeitpunkt gab es auf dem flachen Land
faktisch keine Juden mehr. Etwa 40.000 Juden
überlebten also diese Selektionen. Sie wurden
in Ghettos in Wilna, Kaunas und Schaulen ein-
gesperrt, um noch für gewisse Zeit als Arbeits-
kräfte für die deutsche Kriegswirtschaft zur
Verfügung zu stehen.
„Diese Arbeitsjuden wollte ich ebenfalls umle-
gen“, schrieb Jäger in seinem Bericht, „was mir
jedoch scharfe Kampfansage der Zivilverwal-
tung (dem Reichskommissar) und der Wehr-
macht eintrug und das Verbot auslöste: Diese
Juden und ihre Familien dürfen nicht erschos-
sen werden!“ Jedoch nur vorerst. Zwar kam es
auch in den Jahren 1942 bis 1944 zu weiteren
Mordaktionen gegen Juden. Allerdings ver-
suchten die deutschen Besatzer nun in erster
Linie, die jüdische Arbeitskraft auszubeuten.
Nur vorläufig rückte also der sofortige Tod in
den Hintergrund. Militär- und teilweise auch
die Zivilbehörden hatten interveniert. Juden
sollten so lange am Leben gelassen werden,
wie sie von arbeitstechnischem Nutzen waren.
In den Aufzeichnungen von Grigorij Schur
heißt es dazu: „In den zwei Jahren nach der Er-
oberung der Stadt durch die Deutschen wur-
den die zur Arbeit bei der Gestapo bestimmten
Juden – in der Regel Fachleute – mit den ver-
schiedensten Tätigkeiten bedacht, ob als
Schuster, als Schneider, als Techniker oder Me-
chaniker usw. Doch wenn es nötig war, sich
von einer bestimmten Anzahl von Juden ‚zu
befreien‘, um den Wünschen der vorgesetzten
Behörden zu entsprechen, dann schossen die
Gestapomänner ihre Facharbeiter ohne viel
Aufhebens einfach tot.“30

DIE SCHRECKLICHE BILANZ

Vor dem Krieg und dem Beginn der deutschen
Besatzung lebten in Litauen ungefähr 240.000
Juden. Jüdisches Leben begann in Litauen in
der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts und
wurde nach einer zwar nicht immer harmoni-
schen, aber alles in allem unvergleichlich kre-
ativen Zeit von beinahe 600 Jahren in drei Jah-
ren von Deutschen fast restlos vernichtet. In
den Osten zu fliehen gelang nur den wenigs-
ten; man schätzt ca. 8.500 bis 10.000 Juden.
Auf litauischem Staatsgebiet waren im Som-
mer 1941 also annähernd 225.000 Juden 
verblieben; in Litauen selbst überlebten ledig-
lich etwa 1.800. Einige wenige kehrten aus
Konzentrationslagern zurück, andere blieben
fort.31

In mehr als 200 Orten wurden während der
deutschen Okkupation von 1941-1944 in Li-
tauen Juden ermordet. Eine kleine Auswahl: im
Wald Paneriai bei Vilnius ca. 70.000, im 9. Fort
in Kaunas mehr als 30.000, im 4. Fort bei Kau-
nas mehr als 4.000, im 7. Fort bei Kaunas mehr
als 3.000, im Marijampole etwa 10.000, im
Wald Vidsgiris bei Alytus etwa 60.000, usw.
Summa Summarum bedeutet dies, dass bei-
nahe 94 Prozent der litauischen Juden ermor-
det wurden. Prozentual gab es in keinem an-
deren Land mehr getötete Juden – ein trauri-
ger Rekord. Inwieweit es Möglichkeiten zum
Entkommen für die jüdische Bevölkerung gab,
hing jeweils sehr stark vom Tempo des deut-
schen Vormarsches ab. In Litauen, dass inner-
halb weniger Tage besetzt werden konnte,
schafften es nur wenige, dem Vernichtungs-
prozess zu entfliehen. 
Als Deutschland im Mai 1945 kapitulierte, wa-
ren nur noch wenige litauische Juden in den
Konzentrationslagern am Leben. Insgesamt
überlebten schätzungsweise lediglich 8.000 li-
tauische Juden die nationalsozialistische Herr-
schaft in Europa. Die dreijährige deutsche Ok-
kupation Litauens und das Fehlen realer Hilfs-
möglichkeiten von außen führten zur totalen
Vernichtung des litauischen Judentums. Erst
mit Beginn des Feldzuges gegen die Sowjetu-
nion und auf deren ehemaligen Gebieten war
die „Politik der Vernichtung“ in vollen Zügen
möglich.

„ÜBUNGSPLATZ“ FÜR DIE ENDLÖSUNG

Keine sechs Monate also nach Beginn der
„Operation Barbarossa“, wie der Angriff auf die
Sowjetunion in internen Vermerken genannt
wurde, war der Massenmord an der jüdischen
Bevölkerung Litauens bereits beinahe vollen-
det und abgeschlossen. Als am 20. Januar
1942 Reinhard Heydrich Staatssekretäre sowie
hohe Partei- und SS-Funktionären in Berlin
am Wannsee empfing, um nähere Einzelheiten
der vorgesehenen „Endlösung der Judenfrage
in Europa“ zu erläutern, war der Massenmord
bereits in vollem Gange. Unter anderem in Li-
tauen. Der Überfall auf die Sowjetunion hatte
den Planungsbehörden der „Endlösung“ völlig
neue Möglichkeiten eröffnet. Die aktive Teil-
nahme von Litauern, aber auch von Letten, Es-
ten und Ukrainern am Massenmord an den Ju-
den in der zweiten Hälfte des Jahres 1941, die
Passivität und Gleichgültigkeit der örtlichen
Bevölkerung, alles zusammen schuf die Op-
tion, den Massenmord auf dem hermetisch
von der Welt abgeriegelten Territorium der be-
setzen Länder Sowjetunion und Polen in die
Tat umzusetzen. Auch deshalb wurde auf der
Wannsee-Konferenz beschlossen, ebenfalls
die Juden aus West- und Zentraleuropa in den
Osten zu transportieren, um sie dort in Ver-
nichtungslagern zu ermorden. Somit wurde
Litauen wie auch Lettland und Estland zum er-
sten experimentellen „Übungsplatz“, wo die
totale Judenvernichtung erfolgreich und billig
verwirklicht werden konnte.
Der Januar 1942 war der Scheidepunkt, am
dem zwar von der ursprünglich und bereits
durch konkrete Schritte eingeleiteten Absicht
einer Totaldeportation und Vernichtung in La-
gern in den besetzten sowjetischen Gebieten
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noch festgehalten, gleichzeitig aber dennoch
deutlich wurde, dass die Voraussetzung dafür,
ein baldiger militärischer Sieg, zumindest kurz-
fristig nicht mehr erwartet werden konnte.
„Der wesentliche historische Zusammenhang“,
so Dieckmann, „in dem die rassistisch und
wirtschaftlich motivierten Raub- und Vertrei-
bungspläne in die sofortige Ermordung des
größten Teils der jüdischen Bevölkerung um-
schlugen, ist aber erst durch den wider Erwar-
ten schlechten Kriegsverlauf konstituiert.“32

Als Ergebnis stand ein deutlicher Perspektiv-
wechsel, der vollzogen wurde, fort von der
Vorstellung einer „Endlösung“ nach Kriegs-
ende hin zu der neuen Absicht, nun immer
größere Abschnitte einer „Endlösung“ bereits
während des Krieges durchzuführen. „Eine
Führung, die die Vernichtung in Betracht zog,
ohne die Vernichtung befohlen zu haben“, fol-
gerte Ludolf Herbst, „konnte zur Vernichtung
fortschreiten, weil sie auf keine relevante
Gegenwehr mehr stieß.“33

Allerdings lag Litauen weder damals noch
heute im Brennpunkt des deutschen Interes-
ses. So war auch, innerhalb der historischen
Forschung, lange Zeit nur relativ wenig über
die Geschehnisse im Baltikum bekannt wie
auch die Tatsache, dass die Ermordung der Ju-
den in Litauen rascher und gründlicher betrie-
ben wurde als an anderen Orten. Dabei, so
kann rückblickend formuliert werden, diente
Litauen als eine Art Testgelände, auf dem Ein-
satzkommandos, Polizeiverbände und Zivilver-
waltung erproben konnten, wie weit sie im
Rahmen der „Endlösung“ gehen konnten, ohne
auf Widerstand in den eigenen Reihen und in
der Gesellschaft des besetzten Landes zu sto-
ßen, und vor allem wie weit bzw. umfangreich
sie vorgehen konnten.

TÄTER UND HELFERSHELFER

Geplant, organisiert und teilweise durchge-
führt wurde der Massenmord an der jüdischen
Bevölkerung Litauens von staatlichen, militäri-
schen und zivilen Behörden des Deutschen Rei-
ches. Beim Bewachen, Verhaften und Morden
der Juden waren die Besatzer allerdings auf die
Beteiligung der lokalen litauischen Helfershel-
fer angewiesen, sowohl Zivilisten als auch aus
den Reihen des Militärs. Nach den Recherchen
des litauischen Historikers Dr. Arunys Bubnys
kann davon ausgegangen werden, dass min-
destens 12.000 bis 13.000 Litauer in Polizeiba-
taillonen organisiert waren. Diese wurden
nicht nur in Litauen, sondern entlang der gan-
zen Frontlinie eingesetzt. Allein 26.000 Opfer
gingen im Juni und Juli 1941 auf das Konto der
3. Kompanie des 12. Polizeibataillons. Auf dem
flachen Land operierten diese Truppen unab-
hängig von der deutschen Besatzungsmacht,
die die Aktionen lediglich billigen musste.34

Diese „Zuarbeit“ ermöglichte den Besatzern,
den Massenmord in Litauen mit verhältnismä-
ßig geringen Kapazitäten durchzuführen. 

HOLOCAUST- UND
GESCHICHTSFORSCHUNG

Der Holocaust-Forschung ist es in den letzten
Jahren durchaus gelungen, die Kenntnisse um
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die Verfolgung und Ermordung der europäi-
schen Juden durch das NS-Regime erheblich
zu erweitern. Diese Arbeiten machten teil-
weise bereits erheblichen Gebrauch von den
neuen Optionen, die sich durch die Öffnung
der Archive in den ehemaligen Staaten des
Warschauer Paktes, so auch Litauen, ergaben.
Als Ergebnis liegen unter anderem umfangrei-
che Regionalstudien vor, die den Entschei-
dungsprozess, der zur beinahe vollständigen
Vernichtung der europäischen Juden führte, in
einem neuen Lichte erscheinen lassen. Peter
Longerich, einer der angesehensten Holo-
caust-Forscher, zieht daraus den folgenden
Schluss: „Auf diese Weise entsteht nach und
nach ein sehr viel dichteres Bild der Verfol-
gung und Ermordung der europäischen Juden.
(…) Je mehr sich die Forschung zur Vernich-
tung der europäischen Juden verbreitert, des-
to deutlicher wird, dass dieser Vorgang nicht
angemessen als Schreibtischmord behandelt
werden kann, sondern dass es sich um ein über
mehrere Jahre andauerndes Massaker unvor-
stellbaren Ausmaßes handelte, in dem in gro-
ßen Teilen Europas Hunderttausende von Tä-
tern und Helfern Millionen von Opfern quälten
und umbrachten.“35

MEHR ALS NUR EINE AKADEMISCHE
AUSEINANDERSETZUNG

Vor einer ähnlichen Aufgabe steht nun auch
die Geschichtsforschung in Litauen, wo die
zeitlich länger anhaltende sowjetische Besat-
zungszeit, die erst mit der neuerlichen Unab-
hängigkeit am 11. März 1990 endgültig been-
det wurde, wesentlich präsenter im öffent-
lichen Bewusstsein ist als die der deutschen
Okkupation von 1941 bis 1944. Der Schrift-
steller Markas Zingeris, der die vor vier Jahren
ins Leben gerufene „Internationale Kommis-
sion zur Erforschung der Verbrechen der na-
tionalsozialistischen und der sowjetrussischen
Besatzung in Litauen“ leitet, weiß, dass vor al-
lem die weit verbreiteten Ressentiments der li-
tauischen Bevölkerung an ihren Wurzeln be-
kämpft werden müssen. Diese rühren haupt-
sächlich noch immer aus der Zeit vor der
deutschen Okkupation, als die Sowjetunion in
Litauen das Sagen hatte. Auch im Baltikum
verbreitete sich die Einstellung, den Judaismus
gleichzusetzen mit dem Kommunismus. Deut-
lich hervor tritt dies bei der schon erwähnten
„Theorie des zweifachen Genozids“, die bis
heute die Geschichtsauffassung breiter Teile
der litauischen Gesellschaft prägt. Juden, so die
Theorie, hätten sich mitschuldig an den mas-
senhaften Deportationen litauischer Staats-
bürger nach Sibirien in den letzten Tagen der
russischen Herrschaft gemacht, wofür der Ho-
locaust so etwas wie die gerechte Strafe dar-
stellte. Darin liegt wohl auch der Schlüssel zur
Frage, warum es bereits vor dem Eintreffen 
der Wehrmacht zu zahlreichen öffentlichen
Pogromen der Einheimischen gegenüber den
jüdischen Mitbürgern kam. „Unsere Arbeit
muss aber über die akademische Auseinander-
setzung hinaus gehen“, formuliert Zingeris 
die Hauptaufgabe der Kommission, der mit 
Joachim Tauber vom Institut Nordostdeut-
sches Kulturwerk Lüneburg auch ein deut-
scher Wissenschaftler angehört.36

Obwohl beinahe alle jüdischen Gebäude und
Synagogen in Litauen zwischen 1941 und
1944 zerstört oder geschändet wurden, ob-
wohl zahlreiche Kunstgegenstände für immer
verloren gingen, blieben doch nach 1944 in ei-
nigen litauischen Städten und Gemeinden ge-
ringe Zeichen jüdischen Lebens sichtbar. Je-
doch keine Menschen mehr – ein Judentum
ohne Juden. Von der vor dem Krieg mit rund
240.000 Mitgliedern großen jüdischen Ge-
meinde in Litauen sind heute nur noch rund
5.000 in ihrer Heimat geblieben. Von den
knapp 8.000 litauischen Juden, die den Holo-
caust überlebten, siedelten viele nach Amerika
und nach Israel über; nur die wenigsten sind
geblieben. Die alte, eingesessene jüdische Ge-
meinde Litauens mit ihrer über 600-jährigen
Geschichte ist für immer vernichtet und un-
wiederbringbar. Bis heute hat sich daran nur
sehr wenig geändert. 
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LAND DER STIFTER

Baden-Württemberg ist nicht nur ein Land der
Dichter und Denker. Baden-Württemberg ist
auch ein Land der Stifter und des bürgerschaft-
lichen Engagements. Über 40 Prozent der Bürger
engagieren sich laut einer Studie des Zentrums
für Zivilgesellschaftliche Entwicklung an der
Evangelischen Fachhochschule Freiburg ehren-
amtlich. Damit nimmt Baden-Württemberg den
ersten Platz unter den Bundesländern ein. Auch
bei der Zahl der Stiftungen liegt das Land vorne.
Über 1.700 Stiftungen bürgerlichen Rechts wa-
ren dem Bundesverband Deutscher Stiftungen,
der Dachorganisation und Interessenvertretung
der deutschen Stiftungen, 2003 hier bekannt.
Damit ist Baden-Württemberg eines der Länder
mit den meisten Stiftungen in Deutschland.
Um die wichtigen Leistungen der Stiftungen ei-
ner breiten Öffentlichkeit bekannt zu machen,
veranstaltet der Bundesverband Deutscher
Stiftungen die Ausstellungsreihe „Stifterland
Baden-Württemberg“. Die unter der Schirm-
herrschaft von Ministerpräsident Erwin Teufel
stehende Ausstellung wandert von Oktober
2004 bis Mai 2005 durch alle Regierungsbezirke
des Landes. Zur Ausstellung erscheint ein Kata-
log in Zusammenarbeit mit der Landeszentrale
für politische Bildung Baden-Württemberg, der
erstmals einen Überblick über die Stiftungen im
gesamten Land bieten soll.

BEDEUTUNG VON STIFTUNGEN

Stiftungen sind ein unverzichtbares Element
der freiheitlich-demokratischen Gesellschaft
und gewinnen nicht nur angesichts leerer öf-
fentlicher Kassen zunehmend an Bedeutung.
Seit einigen Jahren erleben Stiftungen einen
deutlichen Aufwärtstrend. In den letzten zehn

Jahren hat sich die Anzahl der Stiftungen in
Baden-Württemberg mehr als verdoppelt. 110
neue Stiftungen wurden allein im Jahr 2003
hier ins Leben gerufen. Gründe für diese Ent-
wicklung sind einerseits die verbesserten
rechtlichen Rahmenbedingungen für Stiftun-
gen, die der Bundesverband Deutscher Stiftun-
gen entscheidend mitgestaltet hat, anderer-
seits das wachsende Bewusstsein um die ge-
sellschaftliche Verantwortung des Einzelnen.
Der überwiegende Großteil aller Stiftungen
widmet sich gemeinnützigen Zwecken. Ihr bür-
gerschaftliches Engagement finanzieren Stif-
tungen in der Regel aus den Erträgen des an-
gelegten Geldes. Viele Stiftungen sind aber auch
auf Zustiftungen und Spenden angewiesen. 

STIFTUNGEN PRÄSENTIEREN SICH IN
EINER AUSSTELLUNG

Die Ausstellungsreihe „Stifterland Baden-Würt-
temberg“ bietet erstmals die Möglichkeit, sich
umfassend über die wichtige Arbeit der Stif-
tungen im Land zu informieren. Am 15. Oktober
2004 wird die Ausstellung im Stuttgarter Haus
der Geschichte Baden-Württemberg eröffnet
und ist dort bis 21. November 2004 zu sehen. An-
schließend wandert sie weiter nach Karlsruhe in
die Industrie- und Handelskammer, nach Tü-
bingen ins Stadtmuseum und nach Freiburg ins
SWR Studio. An den einzelnen Ausstellungsor-
ten präsentieren sich neben einem festen Stab
von Stiftungen, die an allen Stationen teilneh-
men, auch wechselnde Stiftungen mit Bildern,
Texten und dreidimensionalen Zeugnissen ihrer
Arbeit. Hierbei sind große und bekannte Stif-
tungen wie die Robert Bosch Stiftung und die
Landesstiftung Baden-Württemberg ebenso
vertreten wie kleinere Stiftungen, die wichtige
Beiträge im gemeinnützigen Bereich leisten. Da

Baden-Württemberg – Land der Stifter und Denker
ALEXANDRA MERISKA

Württemberg“, die einen Überblick vermitteln,
für den Stiftungsgedanken werben und zum
Stiften, Zustiften, Spenden und zur ehrenamt-
lichen Mitarbeit anregen soll. Sie wird gefördert
von: Landesstiftung Baden-Württemberg, Robert
Bosch Stiftung, Energie Baden-Württemberg
AG, Wüstenrot Stiftung, Stifterverband für die
Deutsche Wissenschaft, Sparkassen-Finanz-
gruppe Baden-Württemberg, Stiftung Würth.

Der Katalog zur Ausstellung erscheint in Zu-
sammenarbeit mit der Landeszentrale für poli-
tische Bildung Baden-Württemberg. Er stellt auf
320 Seiten erstmalig rund 140 baden-württem-
bergische Stiftungen vor, bietet hilfreiche Infor-
mationen zur Stiftungserrichtung (inkl. Service-
adressen) und widmet sich der Stiftungskultur.

Orte und Termine der Ausstellung:
Stuttgart, Haus der Geschichte Baden-
Württemberg, 16. Okt. bis 21. Nov. 2004;
Karlsruhe, Industrie- und Handelskammer,
8. Dez. 2004 bis 28. Jan. 2005; Tübingen,
Stadtmuseum, 5. Feb. bis 10. April 2005;
Freiburg, SWR-Studio, 15. April bis
28. Mai 2005. www.stifterland-bw.de

Der Katalog zur Ausstellung „Stifterland

Baden-Württemberg“ ist zum Preis von
14.90 EUR zzgl. Versandkosten erhältlich
bei: Landeszentrale für politische Bildung,
Marketing, Stafflenbergstr. 38,
70184 Stuttgart, Fax: 0711 164099-77
e -Mail: marketing@lpb.bwl.de
Web-Shop: www.lpb.bwue.de

Baden-Württemberg gehört mit über 1700

Stiftungen zu den stiftungsreichsten Ländern
in Deutschland. Um die Leistungen der Stif-
tungen bekannter zu machen, veranstaltet
der Bundesverband Deutscher Stiftungen die
Ausstellungsreihe „Stifterland Baden-

Stifterland Baden-WürttembergStifterland Baden-Württemberg

viele Stiftungen bisher im Verborgenen wirkten,
werden die Ausstellungsbesucher oftmals ver-
wundert sein, in wie vielen Bereichen sie in ih-
rem Alltag bereits mit Stiftungen konfrontiert
sind. So stehen beispielsweise hinter vielen be-
kannten Einrichtungen und innovativen Projek-
ten – sichtbar oder unsichtbar – Stiftungen.
In der Ausstellung präsentieren sich die Stif-
tungen gegliedert nach Bereichen, in denen sie
schwerpunktmäßig tätig sind. Während sehr
viele Stiftungen traditionell im sozialen Umfeld
wirken, widmen sich andere Stiftungen solchen
Disziplinen wie Wissenschaft und Forschung,
Bildung und Erziehung, Kunst und Kultur, Um-
welt oder Völkerverständigung. Jede Stiftung
hat ihren Auftritt in der Ausstellung selbst en-
gagiert mitgestaltet und repräsentative Aus-
stellungsobjekte aus der täglichen Arbeit, dem
geförderten Umfeld oder der Entstehungsge-
schichte zur Verfügung gestellt. 
In dem Katalog, der flankierend zur Ausstel-
lung erscheint, finden sich neben allen Aus-
stellungsteilnehmern auch Porträts von wei-
teren baden-württembergischen Stiftungen
und allgemeine Informationen zum Stiftungs-
wesen. Rund 140 Stiftungen beteiligen sich
insgesamt an der Ausstellung und dem hierzu
erscheinenden Katalog. 

STÄRKUNG DES BÜRGERSCHAFTLICHEN
ENGAGEMENTS

Die Ausstellung wird maßgeblich gefördert
von der Landesstiftung Baden-Württemberg.
Weitere Unterstützung kommt von der Robert
Bosch Stiftung, der Energie Baden-Württem-
berg AG, der Wüstenrot Stiftung, dem Stifter-
verband für die Deutsche Wissenschaft, der
Sparkassen-Finanzgruppe Baden-Württem-
berg und der Stiftung Würth.
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Öffentlicher Mut und Zivilcourage

GERD MEYER:

Lebendige Demokratie: 
Zivilcourage und Mut im Alltag

Nomos Verlagsgruppe
Baden-Baden 2004
304 Seiten, 34 Euro

Fremdenfeindlich motivierte Übergriffe, Ge-
walt auf der Straße, in Schulen und öffent-
lichen Verkehrsmitteln lassen den Ruf nach
mutigem oder zivilcouragiertem Handeln laut
werden. Jedoch ist im Einzelnen nicht geklärt,
was eigentlich unter öffentlichem Mut und Zi-
vilcourage zu verstehen ist und weshalb es
hieran nur allzu oft mangelt. Politiker, Eltern
und Erzieher fragen nach zu ergreifenden
Maßnahmen.
Gerd Meyer, Politikwissenschaftler an der Uni-
versität Tübingen, bietet in seinem Buch erst-
mals einen systematischen Überblick über die
vorliegende Forschung zum Thema Zivilcou-
rage. Diese erstreckt sich über mehrere Wissen-
schaftsdisziplinen (Psychologie, Pädagogik,
Sozialpädagogik, Friedenspädagogik, Politolo-
gie und Soziologie, Philosophie und Theologie,
Geschichtswissenschaft, Rechtswissenschaft
und Wirtschaftethik, Gender Studies sowie
Friedens- und Konfliktforschung). Meyer zieht
eine Zwischenbilanz des zumeist auf heteroge-
nen Untersuchungsansätzen und -ergebnissen
beruhenden Forschungsstandes und führt die-
sen fort. Das Erkenntnisinteresse des Autors ist
analytisch, philosophisch-reflexiv und zugleich
politisch-praktisch ausgerichtet. Das Buch ist
eine wissenschaftliche Abhandlung, von einem
Experten in erster Linie für Experten verfasst.
Doch obwohl breit wissenschaftlich angelegt,
kann es wegen seiner verständlichen Sprache
auch von gesellschaftlich und politisch interes-
sierten „Normalbürgern“ mit Gewinn gelesen
werden.
Der Autor geht in der Studie der zentralen
Frage nach, welche Faktoren zivilcouragiertes
Handeln fördern oder hindern. Er untersucht,
ob Zivilcourage durch gesellschaftliche, politi-
sche und pädagogische Praxis gefördert wer-
den kann oder ob es sich hierbei um eine
schwer beeinflussbare Größe handelt, die auf
Charakter und Persönlichkeit beruht. An die
Wissenschaft richtet sich die Frage, welchen
Beitrag sie zu einer Verbesserung von Ver-
ständnis und Chancen dieser demokratischen
Tugend zu leisten vermag.
Meyer bietet eine Darstellung der vorläufigen
Antworten auf diese Fragen, die auf For-
schungserkenntnissen, reflektierter Lebenser-
fahrung und politischer Bildung beruhen. Mit
seiner Analyse strebt er ein besseres Verständ-
nis für die innere Dynamik und die Handlungs-
abläufe sozial mutigen Verhaltens in unserer
Gesellschaft an. Darüber hinaus skizziert er
Perspektiven für eine mutige demokratische
Alltagspraxis. Nach dem Verständnis des Au-
tors ist Zivilcourage ein wertgebundener Be-
griff. Dieser beschreibt einen Typus demokra-
tischen Handelns im Alltag, das durch soziales
Lernen und politische Bildung, durch verant-
wortliches Handeln und praktische Erfahrung
gefördert werden kann. An den genannten
Leitfragen und Zielsetzungen orientieren sich

Struktur und Anlage des Buches, das durch
eine umfangreiche Bibliografie zum Thema er-
gänzt wird.
Den Einstieg bildet eine systematische Klärung
des Begriffs „Zivilcourage“. Hierunter versteht
Meyer soziales Handeln, das sich in spezifi-
schen Situationen und unterschiedlichen sozi-
alen Kontexten vollzieht, in dem eine Person
(seltener eine Gruppe) freiwillig für die legiti-
men, primär nicht-materiellen Interessen an-
derer Personen, aber auch des Handelnden
selbst eintritt. Dabei orientiert sich das Han-
deln an humanen und demokratischen Prinzi-
pien. Situationen, in denen sich zivilcouragier-
tes Handeln vollzieht, sind gekennzeichnet
durch ein Geschehen, das zentrale Wertüber-
zeugungen oder die Integrität einer Person
verletzt und dadurch zu einem Konflikt führt.
Hierdurch wird ein Handlungsdruck erzeugt,
wobei sich gleichzeitig Handlungsalternativen
eröffnen. Durch Zwang oder Fremdbestim-
mung veranlasstes Verhalten fällt hingegen
nicht unter die Begriffsbestimmung. Zivilcou-
ragiertes Handeln findet öffentlich statt und
ist geprägt von einem realen oder subjektiv
empfundenen Machtungleichgewicht desjeni-
gen, der mutig handeln möchte. Zivilcoura-
giertes Handeln ist mit Risiken verbunden, da
der Erfolg unsicher ist. Daher fordert Zivilcou-
rage dem Handelnden die Bereitschaft ab,
Nachteile in Kauf zu nehmen. Zivilcourage ist
nicht auf den politischen Bereich im engeren
Sinne beschränkt, weist jedoch regelmäßig
politische Relevanz auf und findet sowohl in
Demokratien wie auch in autoritären Syste-
men statt. 
Meyer sieht Zivilcourage nicht als Eigenschaft
einer Person, so dass bestimmte Persönlich-
keitsmerkmale weder eine notwendige noch
hinreichende Voraussetzung für Zivilcourage
darstellen. Situationen, die einen Handlungs-
druck auslösen, können einen akuten und ein-
maligen Charakter aufweisen, aber auch auf
latenten Strukturen und Handlungsmustern
sowie unbefriedigender Problembearbeitung
und schwelenden Konflikten beruhen. Beson-
dere Beachtung schenkt die Untersuchung der
durch den jeweiligen sozialen Ort vorgege-
benen Strukturierung. Diese erläutert Meyer
exemplarisch anhand des öffentlichen Rau-
mes, der Schule und des Arbeitsplatzes. Hier-
bei misst er der formellen, aber auch der infor-
mellen Position der Betroffenen erhebliche
Bedeutung für die Wahrscheinlichkeit zivil-
couragierten Handelns bei. Meyer beleuchtet
die sozialen Orte, an denen zivilcouragiertes
Handeln erforderlich werden kann sowie die
Akteure und Handlungsebenen und die Be-
deutung einer größeren oder kleineren Öffent-
lichkeit. Nach Meyers Verständnis bedeutet 
Zivilcourage auch Alltagshandeln in einem
breiten Spektrum sozialer Kontexte, letztlich
überall dort, wo Menschen sich engagieren.
Dem so genannten „Whistleblowing“ als Form
der Zivilcourage am Arbeitsplatz wird ein eige-
ner Unterabschnitt gewidmet.
Zivilcourage ist geprägt durch einen äußeren
und einen doppelten inneren Konflikt: Beim
äußeren Konflikt müssen eigene Werthaltun-
gen gegenüber Personen vertreten werden, die
andere Verhaltensweisen und Überzeugungen
vertreten. Beim inneren Konflikt muss einer-
seits eine Abwägung zwischen den Vorteilen

der Intervention mit den möglichen Nachtei-
len und Risiken angestellt werden. Anderer-
seits stellt sich die Frage nach den Folgen des
Nichthandelns, wie z.B. Schuld- und Schamge-
fühle. Zivilcourage erfordert eine vorrangige
(nicht jedoch ausschließliche) Orientierung an
humanen, demokratischen Werten und legiti-
men Interessen. Ferner postuliert Meyer
grundsätzlich gewaltfreies Handeln, jedoch
kann gewaltsames Handeln in Einzelfällen,
z. B. Notwehrsituationen, gerechtfertigt sein.
Meyer grenzt Zivilcourage gegen benachbarte
Konzepte (Mut und Tapferkeit, prosoziales
Handeln, Altruismus, Solidarität, Nonkonfor-
mität und Ungehorsam, gewaltfreie politische
Aktion und zivilen Ungehorsam sowie Wider-
stand) ab und arbeitet Gemeinsamkeiten, flie-
ßende Grenzen und Unterschiede heraus. Be-
sonderes Augenmerk richtet der Autor auf die
Förderung von Zivilcourage im politischen
Raum der Bundesrepublik Deutschland. Er
kommt zu dem ernüchternden Befund, dass es
im gesellschaftlichen Raum immer noch an
der Förderung von Zivilcourage mangele, an
der Toleranz gerade für unbequeme Kritiker,
sozial engagierte und solidarisch Handelnde,
für „radikale Reformer“ und Querdenker. 
Einen Kernbereich der Studie bildet die Aus-
einandersetzung mit Faktoren, die Zivilcou-
rage fördern bzw. hindern. Hier beschreibt
Meyer zunächst die theoretischen und empiri-
schen Grundlagen, die situativen und perso-
nalen Faktoren. Er beschreibt Gründe des
Nichthelfens wie pluralistische Ignoranz, Dif-
fusion von Verantwortung und Bewertungs-
angst. Der Autor macht deutlich, dass nach
dem einhelligen Forschungsstand weder so-
ziodemographische noch Schichtmerkmale,
Konfessionszugehörigkeit oder parteipoliti-
sche Orientierung Aufschluss über ein erwart-
bares zivilcouragiertes Verhalten zu geben
vermögen. Jedoch tragen nach seiner Erkennt-
nis Sozialisationsprozesse sowie biografische
Erfahrungen und deren Verarbeitung wesent-
lich dazu bei, ob jemand die Fähigkeit und Be-
reitschaft zu sozial mutigem Verhalten entwi-
ckelt. Der Autor warnt jedoch vor einfachen
und monokausalen Schlussfolgerungen aus
der Art der familiären Sozialisation auf aktuel-
les Verhalten.
Ein weiteres Untersuchungsfeld bilden ge-
schlechtsspezifische Unterschiede und gen-
dertypische Moralorientierungen. Hier stellt
der Meyer heraus, dass zwischen zwei gender-
typischen Grundorientierungen unterschie-
den werde: einer „männlichen Gerechtig-
keitsmoral“ und einer „weiblichen Fürsorge-
moral“. Allerdings könnten beide Geschlechter
beide Moralorientierungen ausbilden und je
nach Problemkontext einsetzen: im privaten
Bereich eher die „weibliche Fürsorgemoral“
und im öffentlichen Bereich eher die „männli-
che Gerechtigkeitsmoral“. Dies geschehe je-
doch nicht gleichmäßig bei Männern und
Frauen. Nach wie vor sei eine Beeinflussung
zugunsten des einen oder anderen Moral-
typus durch geschlechtertypische, vor allem
sozialisationsbedingte Voreinstellungen fest-
stellbar.
Aus einer Untersuchung der Merkmale und
Quellen persönlichen Mutes als Grundlage zi-
vilcouragierten Verhaltens leitet der Verfasser
Konzepte zur Förderung von Zivilcourage ab:

Buchbesprechungen 
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demokratische Alltagspraxis, pädagogisches
Handeln auch, aber nicht nur im Bereich der
politischen Bildung, Strukturveränderungen
durch eine zu schaffende „Kultur der Anerken-
nung“, Stärkung von Eigenverantwortlichkeit
und Selbstorganisation der Bürger sowie eine
Intensivierung der interdisziplinären For-
schung über Zivilcourage.
Eindringlich stellt der Autor klar, dass diese
Konzepte nur unter der Voraussetzung erfolg-
reich sein könnten, dass die Förderung der
„unbequemen Tugend Zivilcourage“ auch
dann von den Regierenden und Mächtigen
unterstützt werde, wenn diese die damit für
sie verbundenen Unbequemlichkeiten akzep-
tierten.
Als Ergänzung der vorgestellten wissenschaft-
lichen Abhandlung wird auf eine Arbeitshilfe
für die praktische Erziehungsarbeit hinge-
wiesen: Das Handbuch „Zivilcourage lernen –
Analysen, Modelle, Arbeitshilfen“ von Gerd
Meyer, Ulrich Dovermann, Siegfried Frech und
Günther Gugel (Hrsg.) umfasst 448 Seiten und
wendet sich an Lehrer/Innen, Dozent/Innen
der Erwachsenenbildung, private Träger und
öffentliche Einrichtungen der politischen Bil-
dung. Ergänzt wird das Handbuch durch die
CD-ROM „Konflikte XXL“ des Instituts für Frie-
denspädagogik in Tübingen; diese enthält 38
multimedial aufbereitete „Lernräume“ zu den
Bereichen Konflikt, Kommunikation, Gewalt
und Gewaltprävention, Mediation und Kon-
flikte in Medien.
Der erste Teil dieses Bandes enthält wissen-
schaftliche Analysen zum Verständnis von Zi-
vilcourage in der modernen Gesellschaft. Der
zweite Teil vermittelt Erkenntnisse und Erfah-
rungen aus Wissenschaft und Praxis, welche
Bedingungen und Chancen der Förderung von
Zivilcourage es in den verschiedenen gesell-
schaftlichen Handlungsfeldern – am Arbeits-
platz, in der Gemeinde und an allen Schular-
ten – gibt. Der dritte Teil stellt bewährte Mo-
delle der politischen Bildungsarbeit vor,
reflektiert Fragen der Evaluation und bietet
vor allem konkrete Arbeitshilfen an, wie man
Zivilcourage und friedliche Konfliktaustra-
gung in Seminaren und Trainings einüben und
weit über die Schule hinaus fördern kann. 
Ein Serviceteil enthält eine Bibliografie sowie
Hinweise auf Trainingshandbücher und Ange-
bote von Trägern politischer Bildung in diesem
Feld (Bezug: Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg, Stafflenberg-
straße 38, 70184 Stuttgart; oder per E-Mail:
www.lpb.bwue.de)

Dorothee Kallenberg-Laade

Einwanderungsland Deutschland

KARL-HEINZ MEIER-BRAUN:

Deutschland, Einwanderungsland

Edition Suhrkamp, Frankfurt, 
2. Aufl. 2003
200 Seiten, 10 Euro

Polemische Streitschriften, die Vorurteile und
Halbwahrheiten über Ausländerpolitik und In-
tegration in Deutschland verbreiten, finden
immer wieder Befürworter und Gesinnungs-
genossen. Ein Paradebeispiel dafür ist die Re-

zension des Buches von Stefan Luft zur Aus-
länderpolitik in dieser Zeitschrift (Heft 2/3
2003). Luft liefert nicht den – wie er selbst for-
dert – „Blick auf die Realität“, sondern eine An-
sammlung von Negativbeispielen, die in sein
„Ausländerbild“ passen, ohne die gelungenen
Beispiele von Integration auch nur ansatz-
weise zur Kenntnis zu nehmen. Ganz anders
das Buch von Karl-Heinz Meier-Braun, das
jetzt in der 2. Auflage erschienen ist. Die erste
Auflage wurde in der Zeitschrift „Der Bürger
im Staat“ (Heft 3/2002) bereits besprochen,
worauf im Wesentlichen hier Bezug genom-
men werden kann. Was der Autor in seinem Ti-
tel schon kurz und knapp feststellte –
„Deutschland, Einwanderungsland“ – ist in-
zwischen durch die Verabschiedung des Zu-
wanderungsgesetzes endlich von allen Par-
teien im Bundestag und im Bundesrat bestä-
tigt worden. Deutschland ist nun eben auch
nach offizieller Lesart der Politik ein Einwan-
derungsland, auch wenn immer noch einige
Autoren wie Luft diese Realität nicht wahrha-
ben wollen. Sie passt nicht in ihr im National-
staat des 19. Jahrhunderts beheimatetes Den-
ken. Meier-Braun belegt, dass Deutschland
schon lange ein Einwanderungsland ist und er
zeigt den teilweise schmerzlich langen Weg
auf, bis dies jetzt akzeptiert wurde.
Die weitere Entwicklung der Zuwanderungs-
politik wird ganz wesentlich von der Überwin-
dung der desolaten Lage auf dem Arbeitsmarkt
abhängen – einem Ergebnis jahrzehntelang
versäumter Reformen. Hinzu kommt die im-
mer noch anhaltende Prägung des kollektiven
Bewusstseins Deutschlands durch das Ideal ei-
ner kulturell angeblich homogenen Gemein-
schaft. Die mit ihm verbundenen und mobili-
sierten Ängste vor Überfremdung und Ge-
fährdung „nationaler Identität“ bilden die
ideologische Grundlage der nicht nur von Ste-
fan Luft, sondern auch von den Demographen
Herwig Birg und Charlotte Höhn verbreiteten
Polemik gegen Zuwanderung. 
Die notwendige wissenschaftliche Versachli-
chung der Debatte und die wissenschaftliche
Aufarbeitung der mit Einwanderung verbun-
denen wirtschaftlichen, sozialen, politischen
und ideologischen Herausforderungen er-
folgte bisher primär in der Gestalt wissen-
schaftlicher Aufsätze zu Detailaspekten. Zu
nennen ist hier vor allem der in zweijähriger
Folge erscheinende „Migrationsreport“ des
Rats für Migration. Was jedoch bislang fehlte.
ist ein auch für den Nichtfachmann lesba-
rer, wissenschaftlich sorgfältig fundierter und
spannend geschriebener Überblick über die
verschiedenen Phasen der Zuwanderung nach
Deutschland samt einer kritischen Analyse der
sie begleitenden politischen Auseinanderset-
zungen. Diese Lücke wird damit geschlossen.
Dabei ist zu unterstreichen, dass Meier-Brauns
Stärke gerade in der abwägenden Sorgfalt 
seiner kritischen Röntgenbilder der aktuellen
politischen  Kontroversen über Zuwanderung
liegt.
Es ist zu wünschen, dass das Buch Meier-
Brauns bald in einer aktualisierten dritten Auf-
lage erscheint und dabei das Zuwanderungs-
gesetz und sein Zustandekommen wieder in
der gewohnten Form kritisch und sachlich un-
ter die Lupe genommen werden.

Dieter Oberndörfer

Russland unter Putin

ROLAND HAUG:

Putins Welt. Russland auf dem Weg 
nach Westen
SWR Schriftenreihe. Grundlagen 5

Nomos Verlagsgesellschaft, 
Baden-Baden 2003
300 Seiten, 29 Euro

Es ist ein Buch, das man gerne in die Hand
nimmt – und so schnell nicht wieder weglegt.
Auf Anhieb mag man fasziniert sein durch die
Fülle eindrücklicher ganzseitiger, vielfach so-
gar doppelseitiger Fotos des russischen Foto-
grafen Walerij Schtschekoldin, den der Autor
Roland Haug gewonnen hat, sein Buch zu be-
bildern: in Schwarz-Weiß den russischen All-
tag dokumentierend, schonungslos, mit knap-
pen, informativen Bildlegenden des Autors, zu
dessen Analysen die Fotos wie angegossen
passen. Manche Bilder gehen einem nicht
mehr aus dem Kopf, wie das des alten, kranken
Kriegsinvaliden, allein mit seiner Katze auf
dem Bett sitzend, einen Blechnapf mit spärli-
chem Essen vor sich (Seite 108/9); oder das der
jungen Frau, nackt auf dem Schoß eines Man-
nes, im „erotischen Theater“, den Blick teil-
nahmslos und traurig ins Nichts gerichtet,
eine ehemalige Ökonomie-Studentin, erfahren
wir, arbeitslos (Seite 124/5).
Dann aber liest man sich fest in den 22 Kapi-
teln, in denen der Autor das Leben im Russland
Wladimir Putins schildert. Man merkt den er-
fahrenen Journalisten, der den Blick für das
Wesentliche hat, der sich ausdrücken kann,
dessen Bilder der russischen Realität sprach-
lich so eindrücklich sind wie die des Fotogra-
fen. Das Themenspektrum reicht weit: vom
Russland-Klischee, dem Verhältnis von Kirche
und Staat, über Mafia, Korruption und Klepto-
kratie bis hin zu dem eher bedrückenden Kapi-
tel über Frauen in Russland und den Ge-
schlechterverhältnissen. Ausgesprochen poli-
tische Kapitel schließen sich an, wie die über
Gorbatschow, Jelzin, über Anatolij Sobtschak,
den politischen Ziehvater Putins, und dann vor
allem Putin selbst; des Weiteren über den
Tschetschenien-Konflikt, die russische Außen-
politik und den eingeschlagenen Weg nach
Westen. Auch zwei Städteporträts, aus Reise-
berichten des Autors entstanden, enthält das
Buch: über Lemberg einschließlich Brody (der
Heimatstadt des Dichters Joseph Roth) – wie-
wohl zur Ukraine und nicht zu Russland gehö-
rend – und Kaliningrad (Königsberg). Über-
sichten und eine Karte über die Nachfolge-
staaten ergänzen das Buch.
Roland Haug, in Stuttgart geboren und aufge-
wachsen, mit Studium von Slawistik, Ge-
schichte und Soziologie in Tübingen, Berlin und
Leningrad, war mehrfach als Hörfunkkorres-
pondent der ARD in Moskau, viele haben noch
seine sonore Stimme im Ohr, wenn er in be-
sonders aufregender Zeit aus Moskau berich-
tete: vom Putsch gegen Michael Gorbatschow
und dem rettenden Eingreifen von Boris Jelzin
zwischen dem 19. und 21. August 1991. Den
Bericht über diese Ereignisse, als die Welt den
Atem anhielt, hätte man sich jedoch ausführ-
licher gewünscht, wiewohl die Ereignisse durch
Bilder hervorragend dokumentiert sind.

BUCHBESPRECHUNGEN
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Das Thema des Buches ist Russland heute. Es
hilft uns weiter in unserer Einschätzung der
gegebenen Verhältnisse – politisch, wirt-
schaftlich, sozial, am Alltag orientiert. Das
Buch vermag uns auch zu helfen im Umgang
mit Menschen, die als Aussiedler zu uns ge-
kommen sind, mit ihrer spezifischen Sozialisa-
tion, mit ihren Alltagserfahrungen, die uns oft
hilflos werden lassen. So etwa, wenn wir lesen:
„Viele Männer in Russland trinken, sind ag-
gressiv und herrisch, andere wiederum sind
freundlich, aber weinerlich und sentimental.
Nur wenige sind in der Lage, eigenverantwort-
lich zu handeln. Was steckt dahinter? Sicher
ein Männerbild, das den Aggressor zum Idol
stilisiert. Eine ganze Generation junger Män-
ner in Russland leidet an einer fatalen Störung
des Selbstwertgefühls und der männlichen
Identität“ (Seite 120). 
Roland Haug hat keine wissenschaftliche Ana-
lyse geschrieben. Er versucht vielmehr, auf
Fragen einer interessierten Öffentlichkeit Ant-
worten zu geben: kompetent, knapp, gut und
verständlich, mit dem Blick und Wissen des
studierten Slawisten, mit der Erfahrung des
weit gereisten Journalisten.

Hans-Georg Wehling

Globale Vorherrschaft der USA

DETLEF JUNKER:

Power and Mission: Was Amerika antreibt

Herder Verlag, Freiburg 2003
191 Seiten, 19,90 EUR

Die Kritiker der Politik der jetzigen amerikani-
schen Regierung versuchen selten, diese von
ihren amerikanischen Traditionen her zu be-
greifen. Genau dies tut der Heidelberger His-
toriker Detlef Junker, einer der besten Kenner
der Geschichte Amerikas.
Schon immer war die Außenpolitik der Verein-
igten Staaten ideologisch geprägt. In schlüssi-
ger Weise schlägt Junker den Bogen von dem
Sendungsbewusstsein der Gründerväter bis
hin zum religiösen Eifer eines George W. Bush,
der nach eigener Aussage der Welt die Freiheit
als „Geschenk Gottes“ bringen will und sich
selbst, Anhänger einer Erweckungsbewegung,
als „Wiedergeborenen“ versteht.
Die Bilanz Junkers ist lehrreich, ernüchternd,
lässt aber auch hoffen. Die Herleitung der jetzi-
gen globalen US-Außenpolitik aus der Jahrhun-
derte alten Geschichte des amerikanischen Sen-
dungsbewusstseins relativiert manches. Die
derzeitige, auch von Junker deutlich kritisierte
Politik des Präsidenten Bush und seiner Crew ist
nichts wesentlich Neues, vielmehr ein beson-
ders heftiger Ausschlag des „patriotischen Fie-
bers“, das schon früher bisweilen die US-ameri-
kanische Gesellschaft befiel. Die monströsen
Terrorangriffe des 11. September und die beson-
ders ideologisch-unilateralistisch ausgerichte-
te Konzeption des Präsidenten treffen aufein-
ander und ergeben eine gefährliche Mischung.
Ein „manichäisches“ Weltbild mit einer klaren
Scheidung von Freund und Feind, Gut und Böse
lässt sich stärker oder schwächer in fast allen
Präsidentschaften ausmachen. So gerieten u.a.
die Deutschen im Ersten Weltkrieg in die „Ma-
nichäische Falle“, während des Kalten Krieges

waren es die Sowjets, heute sind es die islamis-
tischen Terroristen (sicher nicht unberechtigt),
aber auch alle, die der Unterstützung des Ter-
rors verdächtigt werden. Das Vorgehen der USA
gegen die letzteren geht, wie wir mittlerweile
wissen, einher mit höchst problematischen Ver-
letzungen rechtsstaatlicher Prinzipien im Irak,
in Afghanistan und auf Guantanamo. 
Eine bemerkenswerte Ausnahme unter den ide-
ologisch geprägten außenpolitischen Konzep-
tionen der US-Regierungen war die pragmati-
sche Außenpolitik Nixons und Kissingers, die
eine multipolare Weltpolitik mit mehreren zu-
einander im Gleichgewicht stehenden Macht-
zentren vorsah. Heute ist daraus wieder eine
unipolare globale Politik der USA geworden.
Sonst war während des Kalten Krieges die Welt
in den Augen der USA bipolar, und die Außen-
politik der Vereinigten Staaten strebte danach,
die zwei Pole „Freie Welt – Kommunismus“
durch die Herrschaft der eigenen Seite zu erset-
zen, die das Gute verkörperte – eine Hoffnung,
die sich nach dem Zerfall der Sowjetunion er-
füllt zu haben scheint. Selten wird der heute so
wichtige Begriff Globalisierung auf die weltpo-
litische Rolle der USA bezogen. Doch eben diese
„Globalisierung des außenpolitischen Aktions-
radius der USA“ ist das Leitmotiv des Buches.
Zur globalen Vorherrschaft (so der Terminus des
Autors) sind die Vereinigten Staaten nach dem
Ende des sowjetisch dominierten Ostblocks
endgültig aufgestiegen. Angesichts der über-
ragenden Stellung der „einzig verbliebenen
Supermacht“ hält Junker die UNO und sogar die
NATO für bedeutungslos. Die Ernüchterung der
US-Führungselite nach den Rückschlägen im
Irak, der Ruf Washingtons nach Unterstützung
durch UNO und NATO wurde offensichtlich in
Junkers Analyse nicht mehr berücksichtigt.
Trotz dieses Mankos: Das Buch bietet nicht nur
eine faszinierende Gesamtdeutung der ameri-
kanischen Machtpolitik, ein Kompendium der
Geschichte der USA, das sehr fasslich, klar und
pointiert geschrieben ist (Beispiele: „Diese Na-
tion hat keine Ideologie, sie ist eine“ oder – nach
dem Ende des Kalten Krieges – „Die manichäi-
sche Falle ist leer“), es vereint auch die Tugend
des Historikers, konkrete, besonders aussage-
kräftige Ereignisse herauszustellen, mit dem
Scharfblick des Systemanalytikers. Junker
spickt seine Analyse mit verblüffenden, ein-
prägsamen Einzelheiten, wie z. B.: Die pat-
riotische Hysterie, die sich 2003 gegen Frank-
reich entlud und aus „French fries“ „liberty fries“
machte, hatte ihren Vorläufer im Kulturkampf
gegen die Deutsch-Amerikaner im Ersten Welt-
krieg, als Sauerkraut in „liberty-cabbage“ und
„Frankfurter“ in „Hot Dogs“ umbenannt wur-
den. Ein umfangreiches Sachregister und ein
Personenregister sowie eine Tafel der Präsi-
dentschaften erleichtern zusätzlich die Orien-
tierung in diesem historischen Längsschnitt,
der bei allem interpretatorischen Reichtum er-
freulich knapp gehalten ist.
Junker folgt einer Hauptströmung unter den
Amerika-Experten, die in den USA die „einzig
verbliebene Supermacht“ sehen. Ob diese Ein-
schätzung nach den Erfahrungen des fortdau-
ernden Irak-Krieges haltbar ist, ist zwar sehr
fraglich – anregende Argumente für diese
Sicht der Dinge liefert Junker gewiss. Dieses
Buch sollte in keiner Bibliothek fehlen.

Ernst Lüdemann

Wird die USA als Hegemonialmacht
scheitern?

EMMANUEL TODD:

Weltmacht USA. Ein Nachruf.
(Original: Après l’empire. 
Essai sur la décomposition du système
américain. Paris 2002)

Piper Verlag, München 2003
264 Seiten, 7,90 Euro

Einen diametral anderen Ansatz als Junker
verfolgt Todd, französischer Historiker und
Demograph. Bei ihm bestimmen nicht so sehr
Ideologien und machtpolitische Zielsetzungen
die Geschichte unserer Zeit, als vielmehr län-
gerfristig wirkende Tendenzen, die sich im 20.
Jahrhundert beschleunigt haben und Gesetz-
mäßigkeiten darstellen. Er greift besonders
Fukuyamas These vom „Ende der Geschichte“
auf. Auch für ihn ist die von den USA geprägte
Weltpolitik unter dem Begriff der Globalisie-
rung zu betrachten. Ähnlich wie Fukuyama,
doch weniger ökonomistisch als vielmehr be-
völkerungs- und kulturpolitisch argumentie-
rend, sieht er einen unaufhaltsamen globalen
Fortschritt der Demokratisierung, gestützt
durch die demographische Entwicklung und
die Alphabetisierung. Demokratien führen
keine Kriege gegeneinander. So winkt in histo-
risch naher Zukunft die Vision einer Welt ohne
repressive politische Systeme, auf einem sta-
bilen, erträglichen demographischen Niveau,
mit Staaten und Weltregionen, die ihre Prob-
leme friedlich lösen.
Freilich verläuft diese Entwicklung nicht ge-
radlinig. Gewaltausbrüche, Terroranschläge,
Revolutionen, Kriege haben die gesamte Neu-
zeit geprägt und sind zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts hervorstechende und bedrückende
Ereignisse. Todd erklärt sie nun gerade nicht
als grundsätzlich gegenläufige Entwicklungen
zu den aufgezeigten positiven Erwartungen,
wenngleich er nicht bestreitet, dass etwa die
islamistischen Terrorgruppen oder Bereiche
der islamischen Welt, in denen die Frauen 
diskriminiert oder unterdrückt werden, dem
Trend der Demokratisierung zunächst zu wi-
dersprechen scheinen. Seine Erklärung postu-
liert Übergänge, die gewaltsam-chaotisch ver-
laufen, von Krisen und größeren Erschütte-
rungen begleitet sind. Der Islamismus ist also
gerade nicht im Kommen, sondern das letzte
Aufbäumen einer rückwärts gewandten Grup-
pe in großen Bevölkerungen der Erde, die be-
reits den Weg zur Demokratie und Aufklärung
beschritten haben. Der Titel seines Buches
könnte also, hätte er nicht die USA im Fokus,
auch lauten: „Islamismus – ein Abgesang“.
Der Übergang zu einem stabilen Frieden voll-
zieht sich nun nach Meinung Todds auch zwi-
schen den großen Staaten und Weltteilen 
ähnlich krisenhaft wie die Entwicklung inner-
halb der Staaten und Kulturen, und hier be-
reiten ihm vor allem die USA Sorge. In einer 
entarteten Demokratie, die in Wirklichkeit im
Innern sowohl ökonomisch als auch ethnisch-
rassisch immer mehr Ungleichheiten produ-
ziert und nach außen hin immer weniger ihre
ursprünglichen universalen Ziele von Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit verfolgt, wird
das Mittel des Krieges wieder zu einer realen
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Option, im Extremfall auch gegen Demokratien.
Die USA haben die imperiale Politik nach dem
Ende des Kalten Krieges deshalb gewählt – so
Todd – weil sie kurze Zeit tatsächlich die einzig
verbliebene Supermacht waren und aus wirt-
schaftlicher Schwäche. Diese auf den ersten
Blick paradoxe Analyse stützt der Autor mit dem
enorm angewachsenen Handelsdefizit der USA
und der gesunkenen Produktivität, die durch
Kapitalströme ausgeglichen wird. Um ihre wirt-
schaftliche Position zu halten, Öleinfuhren und
Kapitalströme zu sichern, müssen die USA eine
strategisch-weltbeherrschende Macht entfal-
ten, auch mit militärischen Mitteln, und sie tun
es. Vorwand gibt ihnen „der Mythos des welt-
weiten Terrorismus“. Ihrer – in Todds Augen –
wirtschaftlichen Schwäche entspricht jedoch
auch militärisches Unvermögen. Die USA als
Welthegemon werden scheitern. Schließlich
wird besonders das demokratische Russland im
Bunde mit Europa eine wichtige Rolle bei der
Eindämmung des schwach gewordenen Über-
see-Giganten spielen, der außer Kontrolle zu
geraten droht.
Todds Essay fasziniert aufgrund seines umfas-
senden geschichtsphilosophischen Ansatzes
und seiner überraschenden Schlussfolgerun-
gen. Seine Gesamtdeutung des Verlaufs der
jüngeren Menschheitsgeschichte ist durchaus
nicht platt anti-amerikanisch eingefärbt. Die
USA als ursprünglicher Wohltäter der Mensch-
heit, Motor der Demokratisierung, werden in
dieser historischen Rolle ausdrücklich aner-
kannt. Seine Analyse der gegenwärtigen hege-
monialen Bestrebungen der amerikanischen
Politik – einmal abgesehen von den längerfris-
tigen Entwicklungen, in die er sie einbettet –
enthält viel Bedenkenswertes, und sie stützt
sich u.a. ja auch auf die offene Befürwortung
einer solchen hegemonialen amerikanischen
Weltpolitik durch Zbigniew Brzezinski. Todds
Ablehnung der These von der „einzig verbliebe-
nen Supermacht“ wird abgesichert durch Fak-
ten, die die militärischen Potenziale der Verein-
igten Staaten und Russlands wesentlich näher
beieinander sehen, als es gemeinhin dargestellt
wird. So wird etwa seine skeptische Bewertung
der amerikanischen Aussichten im Nahen Os-
ten, im Kaukasus und in Zentralasien – im Vor-
feld des Irak-Krieges geschrieben – durch des-
sen Verlauf gewiss nicht widerlegt. Todd
begründet geschickt und pointiert und baut ein
in sich geschlossenes System auf. Aber gerade
darin liegt andererseits eine fundamentale
Schwäche seiner Sichtweise. Was nicht in das
System passt, wird dialektisch erklärt oder
gerne auch glattgebügelt, umgekehrt werden
ephemere Erscheinungen, die zu seinen Thesen
passen, zu gewichtigen historischen Faktoren
aufgebauscht. So ist z.B. die Herleitung der (fak-
tischen) Entdemokratisierung der USA aus der
kuriosen Wahl von George W. Bush und einigen
gesellschaftlichen Ungleichheiten mehr als
dürftig angesichts der immer noch gut funktio-
nierenden demokratischen Kontrollmechanis-
men der USA und des sich dort letztlich heute
bewährenden Pluralismus der Meinungsbil-
dung, auch zum Irak-Krieg. Mit seiner Be-
hauptung, der Islamismus habe bereits abge-
wirtschaftet, wird Todd der Breite und Gefähr-
lichkeit dieser Bewegung, die seit den 20er-Jah-
ren bis heute im Ansteigen begriffen ist, kaum
gerecht. Der weltweit agierende Terrorismus –

das lehren die Anschläge von Madrid – ist kein
Mythos. Allen Ernstes will Todd uns ausgerech-
net Russland mit seiner „gelenkten Demokra-
tie“, der im Vergleich zu den USA horrenden Ver-
teilungsungleichheit der Lebensbedingungen
zwischen Arm und Reich und seinem Kolonial-
krieg in Tschetschenien als Beispiel für die neue,
erfolgreiche Demokratisierung und sogar als
kommende Schutzmacht für die Europäer ge-
gen die „gefährlichen“ USA verkaufen. In seiner
Sympathie für Russland geht Todd so weit zu
behaupten, dieses habe als einzige große Macht
keine nennenswerte koloniale Vergangenheit.
Schlichte Unkenntnis liegt dem zugrunde, und
ebenso seiner knappen, hochmütigen Ableh-
nung der gut begründeten These Brzezinskis,
wonach die Ukraine ein Land mit entscheiden-
der geostrategischer Bedeutung ist. So erinnert
manches an Hegels berühmte Replik, als er auf
Unvereinbarkeiten seiner Theorie mit realen Er-
scheinungen hingewiesen wurde: „Umso
schlimmer für die Wirklichkeit!“. Das Buch ist
dennoch lesenswert, enthält manche wichtige
Fakten und Entwicklungen und ist insgesamt
sehr anregend.

Ernst Lüdemann

Statisten in Uniform

JOACHIM LILLA (Bearbeiter, unter Mitarbeit
von MARTIN DÖRING und ANDREAS SCHULZ)

Statisten in Uniform. Die Mitglieder des
Reichstags 1933–1945. 
Ein biographisches Handbuch. 
Unter Einbeziehung der völkischen und
nationalsozialistischen Reichstags-
abgeordneten ab Mai 1924, hrsg. von der
Kommission für Geschichte des Parlamen-
tarismus und der politischen Parteien.

Droste Verlag, Düsseldorf 2004
48* u. 996 Seiten, 120,00 Euro

Wer die Reihe der biographischen Handbücher
der Kommission für Geschichte des Parlamen-
tarismus und der politischen Parteien in Bonn
kennt, weiß, dass hier der Öffentlichkeit pro-
funde Ergebnisse und unerlässliche Nachschla-
gewerke zur biografischen und kollektivbiogra-
fischen Forschung zu Parlamentariern und
Parlamentarierinnen aller Epochen der jünge-
ren deutschen Geschichte bereitgestellt wer-
den. Und wer den neuesten Band in die Hand
nimmt, wird erleichtert sein, dass es trotz der
unseligen Diskussion um die Streichung der fi-
nanziellen Mittel und damit um die Schließung
der Bonner Kommission im Jahr 2003 der Kom-
mission und ihrem Generalsekretär Dr. Martin
Schumacher gelungen ist, die fruchtbare Arbeit
fortzusetzen. Denn seit mehr als vierzig Jahren
wird hier Grundlagenforschung zu Parlamen-
tarismus und Demokratie betrieben. Ohne die
reichen Erträge wäre unser kollektives Ge-
dächtnis deutlich ärmer.
Tagtäglich zieht das für den Deutschen Bun-
destag erneuerte Reichstagsgebäude zahlrei-
che Besucher in seinen Bann. Im Kaiserreich
und in der Weimarer Republik war der Wallott-
Bau der Ort der parlamentarischen Debatte
und Entscheidung in Deutschland. Als Staats-
organ hatte der Reichstag das Ende der Par-
teien und den Reichstagsbrand von 1933

überdauert. Nach der Zustimmung zum „Er-
mächtigungsgesetz“ im Februar 1933 trat er
noch zu 19 Sitzungen zusammen, die letzte
davon fand am 26. April 1942 statt. Am Ende
des Dritten Reiches umfasste der Reichstag
mehr als 800 Abgeordnete, ausschließlich Mit-
glieder und Hospitanten der NSDAP-Fraktion
– ein bloßes Akklamationsorgan des natio-
nalsozialistischen Regimes, politisch einfluss-
los und immer seltener einberufen. Dieser
„höchstbezahlte Männergesangverein der
Welt“ blieb als parlamentarische Staffage bis
zum 8. Mai 1945 bestehen.
Zwischen Mai 1924 und Mai 1945 gehörten
dem Reichstag – seit März 1938 Großdeutscher
Reichstag genannt – 1295 Völkische und Na-
tionalsozialisten an – allesamt Männer. Dieses
„Kollektiv“ war intern recht unterschiedlich.
Neben den zahllosen großen Parteigenossen –
darunter fast die gesamte Funktionselite von
Partei und Staat – waren die „kleinen“ Parteige-
nossen und zahlreiche Personen, die bereits vor
1918 eine öffentliche Rolle gespielt hatten, wie
beispielsweise Ludendorff und Martin Spahn.
Nur ganz wenigen von ihnen gelang nach 1945
ein politisches Comeback.
Nachdem es bislang nur eine kaum über-
schaubare Vielzahl von Einzelbiografien und
qualitativ fragwürdige biografische Handbü-
cher gab, vereinigt das vorliegende Handbuch
erstmals geschlossen die Viten der nationalen
und regionalen Funktionselite des Dritten
Reichs. Die 1295 Biografien spiegeln auch den
verbrecherischen Charakter des NS-Regimes,
denn die Mitglieder der parlamentarischen
„Kompanie der Braunhemden“ waren als
kleine oder große Machthaber Exponenten ei-
nes verbrecherischen Systems im Herrschafts-
bereich der von Deutschen besetzten Länder
Europas. Die Einzelbiografien zeichnen hier
auch detailliert „Täterkarrieren“ nach.
Umfangreiche Anhänge dokumentieren z.B.
die Entwicklung des Reichstagswahlrechts
und der Reichstagswahlkreise ab 1924, ver-
zeichnen aber auch die nicht „gewählten“
Reichstagskandidaten der NSDAP. Mehrdi-
mensionale Indizes erschließen den detaillier-
ten und zuverlässigen Band, der eine unerläss-
liche Basis für weitere biografische Forschun-
gen auf regionaler oder nationaler Ebene
bildet. Und er ist ein weiterer Stein in dem gro-
ßen Mosaik der Bonner Erträge – in diesem Fall
zur Geschichte einer Pseudo-Volksvertretung
und zum nationalsozialistischen Antiparla-
mentarismus von den 1920er-Jahren bis 1945.

Reinhold Weber

Wege zum Electronic Government

EUGEN BAACKE/WELF SCHRÖTER (HRSG.):

Lernwege zum Electronic Government.
Online Arbeiten - Online Lernen 

Talheimer Verlag, Mössingen-Talheim 2003 
255 Seiten, 20,- Euro 

Der Band ist angesiedelt im Kontext der Dis-
kussion um das so genannte „virtuelle Rat-
haus“. Es geht um die Zukunft des öffentlichen
Dienstes angesichts des Wandels zu einer In-
formationsgesellschaft, in der die neuen In-
formations- und Kommunikationstechnolo-
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gien einen immer größeren Stellenwert für die
Bewältigung des Alltags erhalten, d.h. es geht
um Veränderungen in der Verwaltungspraxis
in Richtung elektronische Dienstleistungen.
Im Mittelpunkt steht jedoch nicht die Begrün-
dung von E-Government und deren zukünf-
tige Bedeutung – diese Diskussion ist bereits
weitgehend abgeschlossen –, sondern um de-
ren Einführung und Umsetzung. Grundthese
des Bandes ist, dass eine technologische Er-
neuerung der öffentlichen Verwaltungspraxis
von einem mentalen Veränderungsprozess be-
gleitet werden muss. In diesem Sinne steht die
Frage nach „weichen Faktoren“ von E-Govern-
ment, d.h. nach Qualifikationen und Kompe-
tenzen der daran beteiligten Menschen, im
Vordergrund. Interessant dabei ist, dass die
Autoren nicht aus dem Bildungsbereich kom-
men. Sie sind beruflich vorwiegend in der Ver-
waltung, den Verwaltungswissenschaften und
den neuen Technologien verortet. Ausnahmen
sind der Mitherausgeber, Eugen Baacke von
der Landeszentrale für politische Bildung Ba-
den-Württemberg und die Politologin Gisela
Ruprecht. Neben einer Bestandsaufnahme
zum Stand und Bedarf der Einführung von E-
Government ist dieser Band vor allem als eine
Anfrage an die Weiterbildung zu verstehen.
Und in der Tat: Ein entsprechender Fachdis-
kurs findet in der Weiterbildung derzeit (noch)
nicht statt. Weder in der beruflichen noch in
der allgemeinen und politischen Erwachse-
nenbildung hat man sich diesem Thema bis-
lang gewidmet.
Der Band ist aus einer Netzwerkdiskussion
hervorgegangen, die seit einigen Jahren von
unterschiedlichen Trägern und Initiativen ge-
tragen wird und zu einer Reihe von gemeinsa-
men Stellungnahmen führte. Beteiligt sind u.a.
Hochschulen, Gewerkschaften, die Landes-
zentrale für politische Bildung Baden-Würt-
temberg, die Alcatel SEL Stiftung für Kom-
munikationsforschung, das Hochschulkolleg 
E-Government und das Forum Soziale Tech-
nikgestaltung beim DGB Baden-Württemberg.
Die tiefgreifenden Veränderungen, die mit der
Einführung von E-Government verbunden
sind, müssen von einer „Qualifizierungsoffen-
sive“ begleitet werden, wenn ihre Vorteile zur
Geltung kommen sollen. Folgendes wird von
einer zukünftigen Einführung erwartet: Bes-
sere Dienstleistungen für die Öffentlichkeit,
rationellere und kostengünstigere Verwal-
tungsabläufe, Förderung von Netzwerken und
von Kommunikation zwischen Verwaltungen
und öffentlichen Institutionen. In diesem Zu-
sammenhang wird von den insgesamt 21
Autorinnen und Autoren des Bandes eine
neue, d.h. vor allem IT-gestützte, Lernkultur
gefordert, die von einem erweiterten Bil-
dungsbegriff ausgeht. Weiterbildung und Per-
sonalentwicklung werden zu einer entschei-
denden Grundfrage bei der Implementierung
von E-Government und sind Garanten für den
Erfolg.
Immer wieder wird in den Beiträgen auf ein
Lerndefizit bei den Kommunen hingewiesen
und auf einen damit zusammenhängenden
Bedarf an pädagogischen Konzepten und
Strategien.
Die aufgeführten Lernprojektbeispiele im zwei-
ten Teil des Bandes unter der Überschrift „Er-
fahrungen der Verwaltung für die Verwaltung“

(S. 104-172), die nach einem eher theoretisch
orientierten ersten Teil („Erkenntnisse der Wis-
senschaft für die Verwaltung“, S. 14-101) zur
Begründung des Zusammenhangs von Lern-
kultur und E-Government folgen, befinden sich
in den meisten Fällen in einem frühen Stadium
und können noch keine abschließenden Ergeb-
nisse und Empfehlungen bieten. Im dritten und
letzten großen Kapitel des Sammelbandes geht
es um „Erfahrungen aus der Wirtschaft für die
Verwaltung“ (S. 174-241).
Der Band ist keine wissenschaftliche Publika-
tion im Sinne einer analytischen Reflexion. Er
bietet erste Erfahrungen sowie ein kompeten-
tes und aus dem Blickwinkel der Praxis kom-
mendes Plädoyer für eine Lernoffensive und
eine neue Lernkultur in der öffentlichen Ver-
waltung angesichts technologischer Verände-
rungen. Der Band diskutiert dabei allerdings
nur selten bzw. explizit überhaupt nicht kriti-
sche Impulse oder Risiken, die sich aus der 
Einführung von E-Government und deren pä-
dagogische Begleitung ergeben könnten. So
setzen die Autorinnen und Autoren beispiels-
weise sehr stark auf E-Learning-Konzepte, de-
ren Nachhaltigkeit und Wirkung zwischenzeit-
lich in der Pädagogik umstritten sind. Zwei-
tens: Obgleich der Partizipationsansatz, vor
allem bei Autorinnen und Autoren aus dem
Umfeld der Gewerkschaften, immer wieder
betont wird, rücken Beiträge den Aspekt der
Effizienz und Effektivität immer wieder in den
Vordergrund. Hier ist vor allem in der Praxis
eine deutliche Risikozone zu sehen, die poli-
tisch und pädagogisch im Spannungsfeld von
Beteiligungskultur und Steigerung der Effekti-
vität liegt. Drittens: Die raumzeitliche Ver-
schränkung von Lernen und Arbeiten bzw. 
das „bedarfsorientierte ‚Just-in-Time’-Lernen“
(Schröter, S. 188) verändert sowohl das Ver-
ständnis von Lernen wie auch das von Bil-
dung: Lernen wird zum Erlösungskonzept. Der
Erziehungswissenschaftler Karlheinz Geißler
nannte diese Entwicklung einmal „Vom Beten
zum Lernen“. Die lernpsychologische These,
dass man nicht nicht lernen kann, kann zum
Albtraum werden und seine Instrumentalisie-
rung im Sinne einer zielgerichteten Bedarfs-
orientierung erhält unter Umständen einen
totalitären Charakter. Hier ist Diskussionsbe-
darf.
Der Band ist insgesamt geprägt durch einen
optimistischen Glauben an die neuen Techno-
logien und ihre segensreiche gesellschaftliche
Wirkung. Das wichtigste Instrument bei der
Umsetzung ist jedoch nicht die Technologie,
sondern der Mensch – so eine zentrale Bot-
schaft des Bandes. Die Potenziale von E-Go-
vernment können nur dann genutzt werden,
wenn die Menschen vor und hinter der
Elektronik über entsprechende technische und
soziale Kompetenzen verfügen. Es geht um
eine neue Lernkultur. Eine weitere Botschaft
wendet sich an die Weiterbildung. Die Auto-
rinnen und Autoren verdeutlichen den großen
Bedarf an andragogischem Know-how bei der
Implementierung von E-Government. Die Ver-
waltungspraxis und -wissenschaft ist hier al-
leine überfordert. Angesprochen sind sowohl
die berufliche wie auch die allgemeine und po-
litische Weiterbildung. Besonders hervorgeho-
ben wird der politische Aspekt bei Qualifizie-
rungs- und Weiterbildungsmaßnahmen. Be-

rufliche Weiterbildung in Richtung E-Govern-
ment-Kompetenz ist aus dem Blick der Auto-
rinnen und Autoren zu einem wesentlichen
Teil politische Bildung. Es geht bei den „Lern-
wegen zum Electronic Government“ um mehr
als „nur“ Schulung. Hier setzt der Band an, ver-
deutlicht dieses Erkenntnisinteresse immer
wieder aus unterschiedlichen Blickwinkeln
und animiert in diesem Sinne aktiv zu werden.
Er steht erst am Anfang einer Lernkultur, die
noch konkreter definiert und operationalisiert
werden muss. Dazu kann und muss die Er-
wachsenenbildung entscheidend beitragen. 

Ulrich Klemm

Religion und Politik in den USA

RAINER PRÄTORIUS:

In God we Trust. 
Religion und Politik in den USA 

Verlag C.H. Beck, München 2003 
203 Seiten, 12,90 Euro

Der religiöse Anteil am Alltagsleben der Ame-
rikaner ist auffallend größer als in den Gesell-
schaften Westeuropas: der deutsche Tourist,
der unvermutet auf Schwierigkeiten beim 
Einkauf von Flaschenbier stößt, die skandina-
vische Austauschschülerin, die ihrer Gastge-
berfamilie widerstrebend zum Sonntagsgot-
tesdienst folgen muss, der britische TV-Konsu-
ment, den die religiösen Bekenntnisse und
Gefühlsentblößungen amerikanischer „Pro-
mis“ peinlich berühren – sie alle erleben punk-
tuelle Ausdrucksformen dieses Unterschiedes.
„In God we Trust. Religion und Politik in den
USA“ befasst sich mit dieser besonderen Rolle
der Religion im öffentlichen Leben der USA.
Denn gerade jetzt, in den ersten Jahren des 21.
Jahrhunderts, wachsen diesseits des Atlantiks
die Irritationen über den Stil der amerikani-
schen Politik, über das Ausmaß des nationalen
Machtanspruchs und über die Eigenheiten der
Kultur und Gesellschaft. Häufig wird in diesem
Kontext die Meinung vertreten, dass dies et-
was mit der besonderen Rolle der Religion im
öffentlichen Leben und mit ihrem Einfluss auf
die Politik zu tun hat. 
Rainer Prätorius, Professor für Verwaltungs-
wissenschaften an der Universität der Bundes-
wehr in Hamburg, will „die Ursachen des Be-
fremdens“ im europäischen Kulturkreis nicht
schön reden, sondern zum Verstehen beitra-
gen: Warum der Einfluss der Religion in der Po-
litik in den USA so anders ist als im europäi-
schen Kulturkreis. 
Beginnend mit Thomas Jefferson, der in die Ge-
schichtsbücher als Autor der amerikanischen
Unabhängigkeitserklärung von 1776 einging,
wird der Zusammenhang von Verfassung und
Religion dargestellt. Jefferson schrieb: „Einen
Menschen wegen seiner religiösen Überzeu-
gungen von Staats wegen zu benachteiligen,
ist nichts anderes, als ihn ob seiner Meinung
über Physik und Geometrie abzustrafen (…)
Religionsfreiheit ist damit das Fundament der
Meinungsfreiheit und diese der Schlüssel zu
allen Bürgerrechten. Und schließlich – so Jef-
ferson – nehme auch der Glauben Schaden,
wenn er der Staatsgewalt als Stütze seiner
Autorität bedürfe.“ (S. 10) Diesen Kerngedan-
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ken Jeffersons nahmen die Verfassungsväter
auf, und bis heute besteht eine scharfe Tren-
nung zwischen Religion und Verfassung auf
der einen Seite und der religiösen Kultur auf
der anderen Seite. Die Kontroversen zwischen
Religion und Politik werden seitdem vor dem
Obersten Gerichtshof – dem Supreme Court –
ausgetragen.
Um die Fülle der möglichen Kontroversen vor
Gericht zu skizzieren, stellt Prätorius zwei Ur-
teile dar. Er wählt das Urteil des Bundesappel-
lationsgerichts für den 9. Bezirk in San Fran-
cisco aus, dass sich mit der Frage befasst, ob
die Zeile des Treuebekenntnisses „one nation
under god“ verfassungswidrig sei, wenn die
Gelöbnisformel an staatlichen Schulen von
Kindern kollektiv und pflichtgemäß zu leisten
ist. Geklagte hatte ein Atheist, dessen Tochter
die allmorgendliche Zeremonie nicht mitspre-
chen, aber ihr zuhören musste. Der vorsit-
zende Richter pflichtete der Besorgnis des Va-
ters bei: Allein schon dies genüge, um die
staatlichen Institutionen zu missbrauchen,
eine Glaubensaussage aufzuzwingen. Die all-
gemeine Aufregung über das Gerichtsurteil
belegt, dass die Bezugnahme auf Gott bei öf-
fentlichen Anlässen von vielen Amerikanern
als selbstverständliches Kulturgut und als
„american way of life“ angesehen wird.
Ein Grund für die scharfen Reaktionen auf das
Urteil könnte auch darin liegen, dass es einen
wunden Punkt im gelebten Selbstverständnis
der Nation berührt hat. Hintergrund ist nach
Prätorius ein zweifaches Verständnis von Reli-
gion. Das eine Verständnis – er nennt dies „Re-
ligion 1“ – bezieht sich auf die organisierte
Glaubenspraxis in einer Gemeinschaft. In die-
sem Sinne ist die Trennung von Staat und Kir-
che ein weitgehend akzeptierter Traditionsbe-
stand in den USA. Schwieriger wird dies beim
Verständnis der so genannten „Religion 2“.
Dieses Verständnis erstreckt sich auf eine all-
gemeine religiöse Grundhaltung, die schließ-
lich alle „normalen“ Amerikaner teilen. 

Das zweite Urteil, das nahezu zeitgleich gefällt
wurde, liegt eher im Meinungstrend: Es wurde
vom Supreme Court mit einer knappen Mehr-
heit von fünf zu vier Richtern gefällt und ge-
stattet, „dass im Bundesstaat Ohio über ein
Gutscheinsystem auch konfessionelle Schulen
in den Genuss öffentlicher Gelder kommen
können.“ Hintergrund dieser Entscheidung ist
die Tatsache, dass die konservative Gesell-
schaftspolitik die Subjektförderung über Ob-
jektförderung favorisiert. Denn „indem der
Staat nicht nur sozialpolitische Leistungen
produziert, sondern auch Nachfrager (der
Gutscheine) unterstützt, schmälert er selbst
seine eigene Dominanz auf der Anbieter-Seite.
Der Gutscheinbesitzer kann sich auch an an-
dere Sozialagenturen wenden – und hier spe-
ziell spielen Religionsgemeinschaften eine
große Rolle. Die Förderung (über Gutschein-
systeme) verfolge also nicht das Ziel, mittels
Staatsgeldern religiöse Ansichten zu verbrei-
ten, sondern mit dem Wunsch, mehr Men-
schen Wahlfreiheit zwischen unterschied-
lichen Schulen und damit bessere Bildungs-
chancen zu ermöglichen.“ 
Die Auswahl verdeutlicht, dass es in den USA
nicht um ein Ringen klar abgegrenzter religiö-
ser Blöcke geht, sondern dass die Frage der po-
litischen Rolle von Religion auf komplizierte
Weise in gesellschaftliche Interessenlagen ver-
woben ist. Insgesamt lassen sich die Grund-
annahmen des soeben gezeichneten Bildes
schlagwortartig als Pluralismus bezeichnen.
Eine Vorraussetzung für das Funktionieren des
pluralistischen Modells ist, dass eine Struktur
existiert, die von allen Beteiligten als Grundlage
und Spielregel aufgefasst wird und die neutral
gegenüber den Gruppen bleibt, die in das
Macht- und Konsensspiel eintreten. Im Politi-
schen wird diese Leistung von der Verfassung
und den durch sie etablierten Institutionen 
erbracht.
Um die aufgeworfenen Fragen auch in Bezug
auf die Religion beantworten zu können, wer-

den die ideengeschichtlichen und konstitutio-
nellen Grundlagen dargestellt und der Frage
nach dem Zeitpunkt der Entstehung des religi-
ösen Pluralismus in den USA nachgegangen.
Prätorius endet mit einem Ausblick auf die 
Entwicklungsperspektiven des amerikanischen 
religiösen Pluralismus, dessen zukünftiger Inte-
grationskraft und einer Bewertung der Hand-
lungen von Politikern. Insgesamt kommt Präto-
rius zu dem Schluss, dass das „gegenwärtigen
Bestreben konservativer Politiker, Religion (…)
zu instrumentalisieren, trotz der oben diskutier-
ten Grenzen (…) nachvollziehbar“ ist (S. 192).
Nach der Konkretisierung des Untersuchungs-
gegenstandes befasst sich Prätorius im zweiten
Kapitel mit den ideengeschichtlichen und kon-
stitutionellen Grundlagen in den USA. Er stellt
die Ankunft der Mayflower im späteren Massa-
chusetts in den Mittelpunkt der gängigen My-
then, die sich um den Ursprung der USA ranken.
Die Zelebrierung der Pilgerväter findet noch
heute am letzten Donnerstag im November
statt, denn an Thanksgiving versammeln sich
die Familien um einen opulenten Truthahn mit
stets den gleichen Beilagen und wiederholen
den Akt, mit dem die Pilgerväter angeblich für
ihre erfolgreiche, erste Landnahme gedankt ha-
ben. Bei dieser Zeremonie wird die Familie, die
dankende Anrufung Gottes und die Sanktionie-
rung dieser Praxis in Gestalt eines offiziellen,
nationalen Feiertages noch heute durch eine
Handlung hervorgehoben, die eine interessante
Mischung von Religiösem und Politischem be-
leuchtet.
Als weiteres Beispiel für die Anfangszeit der
USA wählt er die Schriften von Alexis de Toc-
queville, einem französischen jungen Adligen
(1831). Dieser beobachtete die praktischen Le-
bensformen der frühen Einwanderer und
kommt zu dem Schluss, dass die Religion, die
sich in ihren Moralvorschriften oft rigide gab,
in ihrem Freiheitsbestreben gegen zentrale Be-
vormundung Träger der Vorformen der Demo-
kratie war. 
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Buch bietet einen bilanzierenden Rückblick auf die organisatorische, inhaltliche und per-
sonelle Entwicklung der vier im Landtag von Baden-Württemberg vertretenen Parteien. 
Gefragt wird dabei auch nach ihrer Standortbestimmung zwischen landespolitischer Eigen-
ständigkeit und bundespolitischen Zusammenhängen.
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In dieser Zeit entstanden das politische Denken
von John Locke. Die Gedanken von Locke fielen
in den nordamerikanischen Kolonien auf
fruchtbaren Boden. Die Amerikaner schätzten
Locke aber nicht nur wegen der Prädestina-
tionslehre (Art des Eigentumserwerbs) sondern
schlossen sich auch seinen Betrachtungen zur
Rolle der Religion im politischen Zusammenle-
ben an. Der berühmte „Brief über Toleranz“ aus
den europäischen Glaubenskriegen sollte einen
Weg in die friedliche Koexistenz weisen. Doch
Locke versprach keineswegs bedingungslose
Toleranz für alle Glaubensrichtungen; für
Atheisten war in dem Idealstaat von John Locke
kein Platz, da er sich ohne Bezug auf Gott keine
Einhaltung von Gesetzen und Verträgen vor-
stellen konnte. Die Pluralität, die die politischen
Eliten des 18. Jahrhunderts anstrebten, war da-
her sicherlich ein Spektrum mit solidem christ-
lichem Hintergrund (Seite 44). Dabei sollten die
eingeschlagenen Wege der verschiedenen de-
zentralen Gemeinschaften in ihrer Eigenart ge-
schützt bleiben (pluribus) sofern die christliche
Grundentscheidung (unum) gewahrt blieb. Ins-
gesamt beschriebt Tocqueville einen bunten re-
ligiösen Flickenteppich in den Anfangsjahren
der USA. 
Mit der Frage, wie und ob die in den Anfangs-
jahren dargestellte allgemeine Religiosität
noch heute in der Gegenwart fortbesteht, be-
schäftigt sich Prätorius in den folgenden 
Kapiteln. Dafür erstellt er eine detaillierte 
Darstellung aller in den USA vorhandenen
Glaubensrichtungen, beginnend mit den Glau-
bensrichtungen der ersten amerikanischen
Zuwanderer, die als unangepasst an den tra-
dierten angelsächsischen Lebensstil galten.
Aus dem Lebensstil dieser Gruppe entstanden
drei großen Glaubensrichtungen: die Anglika-
ner, die Presbyterianer und die Congregatio-
nalisten. Während des 19. Jahrhunderts ka-

men diverse Kirchen, die besonderes Gewicht
auf die buchstabengetreue Befolgung des
Evangeliums legten, hinzu. Zahlreiche dieser
Strömungen leben bis heute fort und stellen
als „Church of Christ“ in verschiedensten Na-
mensvarianten einen bedeutenden Strang im
amerikanischen Protestantismus dar. 
Detailliert wird der Weg jeder Glaubensrich-
tung in den USA nachgezeichnet von der
Gründung (z.B. durch Abspaltung aus einer
bestehenden Glaubensrichtung), deren Verlauf
und die Bedeutung in der heutigen religiösen
Landschaft der USA. Versuche von Politikern,
bestimmte Glaubensausrichtungen in Wahl-
kampfzeiten für sich zu gewinnen, schließen
die Betrachtung zur jeweiligen Glaubensge-
meinschaft ab. Eines der illustren Beispiele auf
Wahlkampfveranstaltungen Glaubensgemein-
schaften einzubinden, ist eine Situation auf ei-
ner Wahlkampfveranstaltung von Georg W.
Bush. Georg W. Bush beantwortete die Frage
nach seinem Lieblingsphilosophen im evange-
likalen Umfeld mit: „Jesus Christus“. Prompt
ereilte ihn die Abfuhr seitens echter Evangeli-
kaler: Jesus ist für diese kein Philosoph – Phi-
losophen suchen nämlich nach der Wahrheit,
Jesus dagegen ist die Wahrheit (S. 90) 
Zusammenfassend kommt Prätorius zu dem
Schluss, dass die langfristigen historischen
Entwicklungen einen soliden Optimismus be-
stärken, dass alle Glaubensrichtungen in den
USA regelmäßig im Laufe der Zeit ihren Weg
zu einem sicheren und respektablen Platz im
pluralistischen religiösen Spektrum gefunden
haben. Dieses Spektrum wird zudem auf ab-
sehbare Zeit sein Zentrum bei jenen christli-
chen Ausrichtungen haben, die diese Position
auch während des zwanzigsten Jahrhunderts
innehatten.
Der amerikanische religiöse Pluralismus
scheint damit im Ergebnis ein Erfolgsmodell

zu sein. Dabei soll diese Aussage nicht leug-
nen, dass viele Erscheinungen aus einer Au-
ßenseiterperspektive als wunderlich oder gar
störend anmuten können. Der zweite imma-
nent gewordene Gesichtspunkt ist die Balance
zwischen „Religion 1“ und „Religion 2“, so wie
sie im ersten Kapitel dieses Buches diskutiert
wurden. Diese Balance lässt sich verkürzt so
zusammenfassen: Eine starke Bedeutung von
allgemeiner Religiosität für das öffentliche Le-
ben, die Alltagskultur und für das nationale
Selbstverständnis koexistiert mit einer ebenso
starken Abneigung dagegen, dass eine be-
stimmte Religion zu viel Einfluss auf politische
Prozesse gewinnt, dass Minderheitenmeinun-
gen und Optionen individueller Lebensgestal-
tung eingeschränkt werden.
Legt man dieses Ideal zugrunde, dann ist die
Geschichte der USA abermals als Erfolgsstory
zu werten, so Prätorius. Denn die Absicht des
ersten Verfassungszusatzes, eine freiheitsrau-
bende Staatsreligion zu verhindern, ist dauer-
haft verwirklicht worden. Der Ausbau des In-
dividualrechts auf Religionsfreiheit zur wir-
kungsmächtigsten Klageposition vor Gericht
ist das wichtigste Beispiel für die institutio-
nelle Dimension. Aber auch die Bedeutung von
„Religion 2“ als einendes Band für das öffent-
liche Leben hat sich in den Einstellungen der
Amerikaner mit bemerkenswertem Zuspruch
verankert: Der Rekurs auf das Religiöse seitens
politischer Institutionen wird in derselben Na-
tion, qua Verfassung die individuelle Wahl-
und Entscheidungsfreiheit in diesem Bereich,
so stark betont, als nützliche Gepflogenheit
hingenommen. Danach bildet sich auf der Sub-
jektseite, also in den verbreiteten Einstellun-
gen, dieselbe Balance zwischen „Religion 1“
und „Religion 2“ ab, die objektiv in den zu Ge-
wohnheiten geronnenen Abläufen der US-Po-
litik anzutreffen ist. Dagmar Meyer
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